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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich wünsche einen schönen guten Morgen!

Die 32. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt während des gesamten Tages sind GR Mag Reindl, GRin Mag Ringler, GR Schreuder und GR Mag Stefan. Außerdem habe ich noch mehrere Entschuldigungen, die allerdings zeitlich befristet sind.

Vielleicht kann man den Lärmpegel etwas herunterschrauben, indem man die Gespräche wieder einstellt!

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 01215-2008/0001 - KFP/GM) wurde von Frau GRin Veronika Matiasek gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die Ottakringer Straße im Bereich zwischen Gürtel und Johann-Nepomuk-Berger-Platz ist auf Grund ihrer Lokalszene immer wieder Schauplatz von Auseinandersetzungen und Ausschreitungen. Vor allem auch nach Fußballspielen, wo Fangruppen regelrecht "ausrasten", kann dieser Straßenabschnitt zur Risikozone werden. In Hinblick auf die kommende Europameisterschaft wird seitens der beiden betroffenen Bezirksvorsteher des 16. und 17. Bezirkes, Franz Prokop und Dr Ilse Pfeffer, die Vorbereitung einer Sperre dieses sensiblen Bereiches abgelehnt. Wie sehen die Sicherheitsmaßnahmen für die Ottakringer Straße aus Ihrer Sicht aus?)
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es ist für mich schon fast üblich geworden, das – mit der nötigen Resignation in der Stimme – zu sagen: Kriminalitätsbekämpfung und Sicherheitsfragen sind gemäß der Kompetenzverteilung in der österreichischen Verfassung Bundesangelegenheit. Ich wiederhole mich also, wenn ich sage, dass es eigentlich nicht unter die Bestimmungen der Geschäftsordnung und der Stadtverfassung fällt, über den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde hinaus Fragen zu stellen. Sie werden daher den resignativen Unterton bemerken, wenn ich sage: Geschenkt! Das ist natürlich eine wichtige Frage, und daher will ich sie auch abhandeln, insbesondere, was Sicherheitsfragen im Hinblick auf die bevorstehende Fußball-Europameisterschaft betrifft.

Ich habe mehrmals betont, dass ich diese Fußball-Europameisterschaft als ein Fußball-Festival und Sportfest ansehe, und das Wesen solcher Feste ist, dass sie friedlich verlaufen und friedlich verlaufen sollen. Für Wien besteht der Sinn dieser Fußball-Europa-
meisterschaft nicht zuletzt auch darin, dass wir unsere Stadt als gute Gastgeberstadt präsentieren können. Und für uns als gute Gastgeber ist neben all den Ingredienzien, welche beispielsweise Gastronomie, Kultur und viele andere Bereiche zu bieten haben, natürlich auch die Frage der Sicherheit von Bedeutung, denn niemand will ein Fest, bei dem es zu Auseinandersetzungen kommt. Wir wollen Wien als eine freundliche und weltoffene Gastgeberstadt präsentieren, in der man gut feiern kann!

Ich bin mir der Risiken bewusst, die gerade auch im Sicherheitssektor bestehen, und diese gilt es hintan zu halten. Ich bin froh, dass es gelungen ist, mit dem Herrn Bundesminister für Inneres Günther Platter ein gemeinsames Vorgehen in Sachen Fußball-Europameister-
schaft 2008 zu vereinbaren, welches insbesondere in einer integrierten Einsatzleitung der Wiener Polizei gemeinsam mit Einsatzorganisationen der Stadt Wien wie Feuerwehr und Rettung, aber natürlich auch mit den Hilfsorganisationen besteht. Gestern hatte eine Reihe von Gemeinderäten die Gelegenheit, sich bei einem Besuch und bei entsprechenden Gesprächen in der Bundespolizeidirektion Wien von den Vorkehrungen im Zusammenhang mit der Sicherheit in Wien während der EURO 2008 zu überzeugen, wobei die Pläne, die bestehen, im Detail vom Einsatzleiter, Herrn Semper, vorgetragen wurden. – Ich sage das auch deswegen hier bewusst, weil, wie ich meine, immer wieder auch entbehrliche Diskussionen angezettelt werden, die dieses Sicherheitskonzept in Frage stellen.

Selbstverständlich bin ich der Auffassung – und so ist es auch mit dem Herrn Innenminister vereinbart –, dass die nötigen Ressourcen, insbesondere auch Personalressourcen, zur Verfügung gestellt werden müssen, damit dieses Konzept auch entsprechend umgesetzt werden kann.

Die Situation in Ottakring, meinem Heimatbezirk, und betreffend die Ottakringer Straße ist mir sehr genau vertraut. In der Tat liegt mir ein einziger Bericht vor, aber ich beziehe mich auch auf diverse Eigenwahrnehmungen im Zusammenhang mit tätlichen Auseinandersetzungen im Gefolge einer Demonstration unserer serbischen Gruppe gegen die Anerkennung des Kosovo als unabhängiges europäisches Land durch Österreich sowie andere EU-Staaten. – Natürlich sind diese tätlichen Auseinandersetzungen zu verurteilen, und es sind Maßnahmen zu treffen, dass diese in Zukunft hintan gehalten werden. Meine bedingungslose Verteidigung des Demonstrationsrechtes geht nämlich auch Hand in Hand damit, dass diese Demonstrationen natürlich friedlich zu vollziehen sind und Gewalt bei Demonstrationen durch nichts zu rechtfertigen ist. – Das ist eine meiner Grundpositionen.

Natürlich gibt es in der Ottakringer Straße – auch das entspricht durchaus meiner Eigenwahrnehmung – immer wieder spontane Freudenkundgebungen, wenn eine Fußballmannschaft, sei es aus Serbien, sei es auch Kroatien, sei es aus der Türkei, gewinnt. Dann werden dort spontan Straßenfeste gefeiert. Das habe ich in anderen Städten auch erlebt, etwa auf den Champs Elysées nach dem Champions-League-Finale, als man mit dem Auto nicht oder nur mühselig durchfahren konnte, weil spanische Fans entsprechend gefeiert haben. Bei diesen spontanen und fröhlichen Feiern gibt es natürlich ein Lärmproblem. Aber mir ist kein einziger Fall bekannt, bei dem es zu Tätlichkeiten gekommen wäre: Mir liegt kein einziger Bericht der Polizei vor, wonach es zu Tätlichkeiten bei diesen Veranstaltungen gekommen ist, und daher wird man sich dieser Situation so annähern, wie wir das auch bei anderen Fragen machen, nämlich dass man versucht, dieser Lärmproblematik so zu begegnen, dass man zwischen Feiernden und Anrainern, die schlafen wollen, entsprechend vermittelt und moderiert.

Nichtsdestotrotz sind natürlich die in Frage kommenden Stadtgebiete, angefangen von den Public-Viewing-Zonen bis hin zu den Fan-Zonen an bekannten Orten in der Stadt, natürlich einer besonderen Beobachtung zu unterziehen. Die Sicherheitsbehörde geht davon aus, dass während der EURO 2008 viele Fußballbegeisterte diese Fan-Zonen und die Public-Viewing-Bereiche aufsuchen werden, sie werden sich aber auch in andere Bereiche, zum Beispiel etwa in Lokale in der Ottakringer Straße zum Feiern ihres Fußballfestes begeben, was selbstverständlich zu Verkehrssicherheitsrisiken und allfälligen anderen Sicherheitsrisiken führen kann. Die Sperre der Ottakringer Straße, die unter anderem auch Ihre Fraktion verlangt, wird aber von allen Experten, vornehmlich von der Polizei, für nicht zweckmäßig erachtet, da dies zu keiner Lösung der örtlichen Problematik, sondern lediglich zu Verlagerungen in die Nachbarschaft, also zu einem Verdrängungsprozess, und darüber hinaus mit Sicherheit auch zu problematischen Situationen im Hinblick auf die Akzeptanzfrage führen würde.

Seitens der Polizei befürchtet man, dass diesfalls zusätzlicher Raum für spontane Fan-Ansammlungen geschaffen werden würde, die dann zweifelsohne wieder nur mit Polizeigewalt aufzulösen wären. – Ich sehe überhaupt nicht ein, warum auf diese Weise unnötig Gewalt provoziert werden sollte und friedliche Feste durch Polizeigewalt aufgelöst werden sollten. Letzteres tut keine Polizei der Welt, jedenfalls nicht in demokratischen Ländern, in anderen Ländern ist es vielleicht ein bisschen anders.

Aus sicherheits- und verkehrspolitischer Sicht werden im Zusammenhang mit der Europameisterschaft folgende Maßnahmen in die Einsatzplanung der Polizei aufgenommen: Intensive Beobachtung der Szene vor Ort, und dies bereits lange vor der Fußball-Europameisterschaft, ein regelmäßiger verstärkter Streifendienst durch uniformierte Polizisten, um die sichtbare Polizeipräsenz zu demonstrieren, die Bereitstellung von Einsatzeinheiten, die auch hier ein rasches und zielgerichtetes Intervenieren ermöglichen, sowie die Bereitstellung von zusätzlichen Verkehrskräften, um nötigenfalls rasche Verkehrsleitmaßnahmen umzusetzen, was auch in der Vergangenheit immer ganz gut – eigene Wahrnehmung – funktioniert hat.

Der Auftrag an die Polizeikräfte wird sein, zunächst beruhigend auf die Besucher einzuwirken, um Eskalationen und Auseinandersetzungen zu verhindern, Vandalismus präventiv zu vermeiden beziehungsweise zu unterbinden sowie kurzfristig nötige Verkehrslenkungsmaßnahmen schnell in die Wege zu leiten.

Wie Sie sehen, hat die Polizei diese Fragestellung sehr gut erkannt. Sie hat im Vorfeld der Planung auch diesem Bereich besonderes Augenmerk gewidmet, um auch aus sicherheitspolizeilicher Sicht die EURO 2008 als ein gewünschtes friedliches Fußballfest über die Bühne gehen zu lassen. 
Ich vertraue diesbezüglich der Sachkenntnis der Wiener Polizei und der Wiener Sicherheitskräfte. Ich gehe davon aus, dass alle Vereinbarungen, die zwischen der Stadt und dem Innenministerium abgeschlossen wurden, auch eingehalten werden. Wir als Stadt bieten selbstverständlich unsere gute Zusammenarbeit und unsere guten Dienste an, wie wir das bereits in der gesamten Vorbereitungszeit seit inzwischen mehr als einem dreiviertel Jahr getan haben. Ich meine, dass hier alles erdenklich Mögliche getan wird, um Problemfälle und vor allem auch gewalttätige Auseinandersetzungen zu vermeiden. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. – Ich bitte darum.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke für Ihre Beantwortung, Herr Bürgermeister.

Vielleicht ist heute am Morgen danach Fußball nicht ganz das optimale Thema. (VBgmin Grete Laska: Wieso?) Trotzdem möchte ich jetzt auch erwähnen, dass zu dem Teilabschnitt der Ottakringer Straße, der nicht nur von uns, sondern vor allem von den Anrainern als Risikozone bezeichnet wird, nicht nur die Ottakringer Straße selbst, sondern schon seit Jahren auch Seitengassen gehören.

Herr Bürgermeister! Obwohl wir alle uns fraglos fröhliche und auch spontane Feiern wünschen, auch wenn sie vielleicht einmal etwas lauter sind, hat sich in der Vergangenheit, da es bekanntlich nicht immer nur Sieger, sondern auch Verlierer gibt, auch in diesem Bereich gezeigt, dass das Danach manchmal auch anders ausschaut als eine spontane, fröhliche Feier. 

Wir wissen – und ich gehe jetzt überhaupt nicht auf die vergangene Demonstration ein, das ist eine andere Sache –, dass es sich gerade in der Ottakringer Straße im Nachfeld von Fußballspielen schon kräftig abgespielt hat. So entstand dort etwa im Jahr 2005 in Sekundenschnelle, wie auch Anrainer von ihren Fenstern aus beobachten konnten, eine brodelnde Masse, die nicht zuletzt den 44er praktisch fahrunfähig gemacht hat. Es ist das also sehr wohl eine sensible Zone, und ich glaube, man muss gerade dort, wo das Ganze so komprimiert ist, verstärktes Augenmerk hinwenden.

Sie sagen zwar, dass das nicht in der Zuständigkeit der Gemeinde liegt und dass folglich auch die beiden Bezirksvorsteher sagen dürfen: Das geht uns nichts an! Die Anrainer befürchten aber, dass es hier zu Auseinandersetzungen kommen wird. Die Anrainer, Herr Bürgermeister, sind einfach nicht beruhigt, weil sie dort schon zu viel erlebt haben.

Ich frage Sie daher wirklich: Halten Sie es nicht für ein bisschen blauäugig von den jetzt dort Verantwortlichen, etwa auf die Zusammenarbeit mit den Lokalbetreibern, die Sie dann Wirte nennen, zu setzen, obwohl man bei jeder Überprüfung, die dort stattgefunden hat, wirklich massive Mängel gefunden hat? Ich weiß nicht, ob das wirklich zuverlässige Partner sind, wenn es um so ernste ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wo bleibt die Frage?) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Frau Gemeinderätin! Kommen Sie zur eigentlichen Frage!

GRin Veronika Matiasek (fortsetzend): Halten Sie diese für zuverlässige Partner? Glauben Sie wirklich – und das war die Erklärung, die man der Bevölkerung auch gegeben hat –, dass spontan hunderte Polizisten einsatzbereit sein würden? Es ist tatsächlich so dargestellt worden, dass hunderte Einsatzkräfte spontan verfügbar sind, wenn es notwendig ist. Angesichts der doch eher angespannten ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Ich muss Sie jetzt leider ersuchen, wirklich die Frage zu stellen! Sie haben in der Zwischenzeit …

GRin Veronika Matiasek (fortsetzend): Halten Sie es wirklich für ausreichend, was hier vorbereitet wurde? Ich komme noch einmal zur Sperre zurück: Wir sprechen von einer Vorbereitung, die hier getroffen werden müsste. Erachten Sie es nicht als notwendig, dass man doch eine rasche Sperre, die im Vorfeld einige Maßnahmen bedingt, andenkt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich bitte die Fragesteller wirklich, sich an die vorgegebene Zeit zu halten und eine einzige Frage zu stellen!

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich hoffe, Sie haben Verständnis für mich, dass ich im Hinblick auf das Expertentum in Sicherheitsfragen mehr auf die Experten der Wiener Polizei vertraue als auf unmittelbare Wahrnehmung von Anrainern, denn Anrainer bin ich selbst auch!

Ich kann Ihnen daher nur sagen: Ich verstehe schon, dass der eine oder andere es nicht gerne sieht, wenn Leute sich in Lokalen, auf der Straße vor den Lokalen oder auf der Straße selbst treffen und dort natürlich verkehrsbehindernd wirken. Ich habe all das gesehen und erlebt. Aber die Sorge, dass es dort zu Auseinandersetzungen kommt, können sich diese Leute auch selbst nehmen, denn ich habe mit Ausnahme dieser Kosovo-Demonstrationsgeschichte keinen einzigen Bericht von der Polizei bekommen, dass es dort zu irgendwelchen gröberen Massenschlägereien gekommen ist. Und kleinere Vorfälle gibt es bekanntlich – das muss ich bei aller Liebe zu Wien sagen – immer wieder auch in anderen Bereichen. So etwas kommt in Einzelfällen vor, aber Gott sei Dank ist das in Wien im Vergleich zu anderen Städten ohnehin relativ harmlos. Wobei ich das generell nicht verharmlosen will: Jede einzelne Gewalttat ist zu verurteilen und zu bekämpfen, aber es wäre blauäugig zu sagen, so etwas gibt es nicht beziehungsweise so etwas können wir in dieser Stadt grundsätzlich unterbinden. Das ist leider nicht möglich! Diesem Sachverhalt muss man sich stellen.

Daher sage ich: Ich vertraue wie die beiden Bezirksvorsteher auf die Vorschläge der Wiener Polizei. Und alle sind einhellig der Meinung, dass eine Sperre der Ottakringer Straße keine zielführende Maßnahme ist, sondern – im Gegenteil – einen Beitrag zur Eskalation in diesen Bereichen darstellt, und daher werden wir dies nicht tun. Andererseits werden wir aber die Maßnahmen unterstützen, die seitens der Wiener Polizei vorgesehen sind, falls es dort zu Vorfällen kommt. Zudem werden natürlich verkehrslenkende Maßnahmen, wie ich vorhin sagte – aber ich muss mich wiederholen, weil offensichtlich meine Botschaft nicht angekommen ist –, getroffen werden.

Ich verweise nochmals auf das, was ich eingangs sagte, dass all das, was insbesondere auch in dem gemeinsam erstellten Sicherheitskonzept vereinbart wurde, auch entsprechend umgesetzt werden wird, und zwar auch im Hinblick auf die Anzahl der zur Verfügung stehenden Polizisten, denn ein Grundprinzip dabei ist, dass es nicht nur Sicherheitsberichte gibt, welche die Sicherheit im Umfeld des Stadions, der Public-Viewing-Zonen oder der ausgewiesenen Fan-Zonen betreffen, sondern dass die Sicherheit für alle Teile der Stadt genauso gewährleistet sein muss, wie das sonst auch der Fall ist.

Außerdem meine ich, dass jeder, der sich die Auslosung anschaut und ein bisschen etwas von solchen Fußballereignissen versteht, erkennen können wird, dass es sehr unwahrscheinlich ist, dass es bei den Fan-Gruppen, die es in der Ottakringer Straße gibt, einen Verlierer geben wird, denn die Wahrscheinlichkeit, dass Kroatien gegen die Türkei spielt, ist sehr gering! Falls das allerdings doch der Fall sein sollte, dann wird man sich im besonderen Ausmaß darum kümmern!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Smolik gestellt. – Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Jetzt ist es schwierig, zu der Frage der Kollegin Matiasek eine Zusatzfrage zu stellen! Natürlich könnte man jetzt darüber phantasieren, was geschieht, wenn spontane Freudenfeiern der Österreicher und Österreicherinnen ausbrechen. Sperren wir dann ganz Wien? Oder wie sollte das dann funktionieren? – Es ist sehr schwierig, in Anbetracht dessen eine Zusatzfrage zu stellen, vor allem weil nach dieser ersten Runde nicht klar ist, wer eigentlich ausgesperrt werden soll.

Ich möchte jetzt aber zu einem ernsteren Thema kommen: Es mehren sich die Stimmen, welche die Befürchtung äußern, dass mit den Verschärfungen der Sicherheitsvorkehrungen im Zuge der Vorbereitungen für die Europameisterschaft auch das morgen zu beschließende Bettelverbot in Zusammenhang gebracht wird, weil man aus Deutschland weiß, dass in größeren Städten gerade in Vorbereitung auf die Weltmeisterschaft Verschärfungen der Bettelverbote eingeführt wurden.

Trifft es auch auf Wien zu, dass das schnelle Beschließen und Inkrafttreten dieses morgen zu beschließenden Gesetzes mit der EURO im Zusammenhang steht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Selbstverständlich nicht! Es wird wahrscheinlich auch morgen noch breit ausgeführt werden, dass dieses Gesetz in allererster Linie ein Gesetz zum Schutz der Kinder ist und mit einem generellen Bettelverbot, das ich nicht befürworten würde, nichts zu tun hat. Ich sage daher dezidiert: Ich verkenne weder die Kriminalität organisierter Bettelei noch die sozialen Notstände, die zu einem solchen Verhalten führen. Das ist ein Grund, warum es auch diesbezüglich eine integrierte Vorgangsweise gibt und leider fast immer auch Leute von uns, insbesondere aus dem Bereich der Sozialarbeiter, bei solchen Einsätzen dabei sind, um jenen, die tatsächlich soziale Hilfe brauchen, auch helfen zu können, um allerdings aber auch die organisierte Kriminalität, die es gibt, entsprechend zu bekämpfen. – Dieses Gesetz hat damit gar nichts zu tun, es ist dies ein Gesetz zum Schutz der Kinder.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 3. Zusatzfrage wird vom GR Dr Ulm gestellt. Bitte schön.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Am Anfang Ihrer Anfragebeantwortung haben Sie auf einen etwas resignativen Unterton in Ihrer Stimme hingewiesen. – Mich freut es, dass sich das lediglich auf den Komplex „FPÖ und Kompetenzverteilungen in dieser Stadt“ und nicht etwa auf unsere Nationalmannschaft bezieht. Das Befinden hat also offensichtlich nicht weiter gelitten, und die Zuversicht ist nach wie vor vorhanden. 

„Fußball und Sicherheit" ist aber natürlich ein ernstes Thema. Sie haben bereits sehr viel dazu gesagt, es gibt ja eine Zusammenarbeit auf Fachebene zwischen der Stadt und der Polizei, die, glaube ich, sehr gut ist.

Ich möchte meine Frage aber gerne in einem generelleren Zusammenhang stellen: Wie stehen Sie dazu, diesen Komplex der städtischen Sicherheit auch politisch aufzuwerten, indem man die gesamten Sicherheitsagenden, welche die Stadt Wien zu erledigen hat und bei denen es eine enge Zusammenarbeit mit der Polizei gibt, möglicherweise in einer Geschäftsgruppe stärker bündelt und eventuell auch einen Stadtrat für diese Angelegenheiten vorsieht, um der Bevölkerung einen Politiker, der diese Agenden repräsentiert, zeigen zu können und damit ein Zeichen zu setzen, wie wichtig uns dieses Thema ist, damit die Zusammenarbeit mit der Polizei vielleicht noch weiter verbessert werden könnte?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Ihre Interpretation ist richtig! Mein resignativer Unterton hat sich ausschließlich auf eine Rechtsfrage bezogen. Bei Rechtsfragen habe ich gelegentlich resignative Untertöne, nicht aber in Bezug auf den Fußball. Die einzige Initiative, die wir, wie ich glaube, setzen sollten, ist, dass bei der Fußball-Europameisterschaft nur mehr eine Hälfte gespielt wird, weil wir in der zweiten Hälfte offensichtlich immer wieder Probleme haben. (Beifall und Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.)

Ich denke, dass es erfolgreicher für uns wäre, zur Halbzeit abzubrechen, da würde es, in Folge gesehen, besser aussehen. Ich orte wirklich eine Parallele zwischen dem Deutschlandspiel und dem Hollandspiel, dass es nur in einer Hälfte ganz gut geht, letztlich dann aber die Ergebnisse so sind, wie sie eben sind. Nichtsdestotrotz ist das Glas halb voll, und wir sollten es bei der Fußball-Europameisterschaft aus meiner Sicht noch hinkriegen, dass es auch in der zweiten Hälfte einigermaßen läuft. Von unseren Gegnern in der Vorrunde kann man ja auch nicht sagen, dass sie – außer Deutschland – lauter präsumtive Europameister sind. Schauen wir einmal, was sich abspielen wird!

Was nunmehr Ihre Annäherung an die Stadtpolizei über ein Stadtsenatsmitglied, das für Sicherheitsfragen zuständig ist, betrifft, kann ich Ihnen nur dasselbe sagen, was ich Ihnen auch schon zur Frage der Stadtpolizei gesagt habe: Ich befürworte die Zusammenarbeit mit der Wiener Polizei und mit dem Innenministerium bei dieser Europameisterschaft, aber natürlich auch weit darüber hinaus. Wir haben die Sicherheitspartnerschaft schon, als Frau Ministerin Prokop noch im Amt war, entsprechend festgelegt, weil es dabei um verschiedene Aufgaben geht, und das hat sich natürlich nicht allein auf die Fußball-Europameisterschaft bezogen. Die Aufgaben, welche dabei die Stadt hat, sind natürlich eine Querschnittsmaterie: Sie umfassen vom Kinder- und Jugendschutz über den Konsumentenschutz sehr viele Bereiche, und ich sehe es nicht als besonders zielführend, all diese Kompetenzen in einer einzigen Stadtsenatskompetenz zusammenzufassen und dafür einen entsprechenden Stadtrat verantwortlich zu machen. 

Mir ist die bestehende Form der Kooperation und des direkten politischen Kontaktes zwischen dem Innenminister und dem Bürgermeister im Zusammenhang mit Sicherheit sehr viel lieber, wiewohl ich weiß, dass ich mir damit natürlich auch eine ganze Menge an Verantwortung – zwar nicht rechtlich, aber politisch gesehen – mit auflade. Diese Zusammenarbeit ist mir aber auch für die Zukunft wichtig, und daher wird das von meiner Seite so gehandhabt werden.

In der Organisation des Magistrats haben wir einen sehr ranghohen Beamten, der sicherlich mit den Beamten des Innenministeriums und den Beamten der Polizei auf gleicher Verwaltungsebene ganz ausgezeichnet zusammenarbeiten kann und die Kompetenz hat, diese Querschnittsmaterie in der Stadt auf der Verwaltungsebene zu koordinieren und zu akkordieren, und er kann diese Sicherheitspartnerschaft mit dem Innenministerium und mit der Polizei sicherlich auch leben. – Ich halte diese Konstruktion der direkten politischen Kooperation zwischen dem Minister und dem Bürgermeister einerseits und der klaren Konzentration auf Verwaltungsebene in Form der partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbehörden andererseits für durchaus tauglich, und dies wird von allen Seiten, einschließlich Innenministerium, so gesehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage zur 1. Frage stellt Frau GRin Matiasek. Ich bitte, die zwei Minuten einzuhalten.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es ist eigentlich eh schon sehr viel gesagt worden, und vor allem wurden die Eckpunkte meiner Frage von Ihnen, Herr Bürgermeister, beantwortet.

Ich fasse daher noch einmal kurz zusammen. – Viele Anrainer sind mit uns in Kontakt, und daher darf ich es dann auch so weitergeben: Sie sind mit den Maßnahmen, die etwa auch seitens der Bezirke veröffentlicht wurden, zufrieden. Sie sehen keinen erhöhten Handlungsbedarf im Hinblick auf die bereits geplanten und beschlossenen Sicherheitsmaßnahmen. Ihrer Wortmeldung entnehme ich, dass Sie die Ottakringer Straße nicht als eine besondere Risikozone sehen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Für mich haben Sie jetzt eine ziemlich freie Interpretation gewählt! Ich sage Ihnen das aber noch einmal klar und unmissverständlich: Ja. Ich akzeptiere jene Vorschläge, die die Sicherheitsbehörden in Zusammenarbeit mit der Stadt Wien ausgearbeitet haben, um auch in der Ottakringer Straße ein friedliches Fußballfest im Rahmen der EURO 2008 zu organisieren. Ich vertraue aus Erfahrung darauf: Die Wiener Polizei verfügt über entsprechende Erfahrungen aus der Vergangenheit und hat dies im Regelfall auch sehr gut gelöst. Dezidiert sage ich: Ich bin gegen die Sperre der Ottakringer Straße.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister.

Bevor wir zur 2. Frage kommen, möchte ich darauf hinweisen, dass es, wenn jetzt hinter mir ein Fotograf steht, einer Vereinbarung mit den Klubs entspricht. Ich bitte daher auch die GemeinderätInnen, ihre Plätze einzunehmen! Es sollen Fotos für das Archiv der MA 8 gemacht werden, und es wäre gut, wenn die Plätze möglichst besetzt sind. 

Die 2. Frage (FSP - 01212-2008/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Ingrid Puller gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Die beliebte Straßenbahnlinie 21 soll mit der 
U2-Eröffnung am 10. Mai eingestellt und dafür sollen ersatzweise Buslinien verlängert werden. Die Einstellung des 21ers bringt eine Menge von Nachteilen für die Bevölkerung mit sich. Durch eine Weiterführung der Straßenbahnlinie 21, zumindest bis zur Fertigstellung der 
U2-Verlängerung bis zur Aspernstraße, könnte in der Praxis überprüft werden, ob der 21er von der Bevölkerung weiterhin angenommen wird. Wie lautet Ihre Meinung, Frau Stadträtin, zu einer solchen Weiterführung des Betriebes der Straßenbahnlinie 21?)
Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich wünsche im Blitzlichtgewitter der Fotografen einen schönen guten Morgen!

Die Frage der Frau Gemeinderätin befasst sich mit der Linie 21 und der Frage der Veränderung der Verkehrskonzeption im Zusammenhang mit der neuen U2, die bekanntlich in allernächster Zeit rechtzeitig zur Fußballeuropameisterschaft bis zum Stadion führen wird. Ich habe mich in diesem Zusammenhang natürlich mit den Wiener Linien akkordiert und darf Ihnen in Absprache mit der Geschäftsführung der Wiener Linien Folgendes berichten: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie Sie sich vorstellen können, ist es aus wirtschaftlicher Sicht, meiner Ansicht nach und auch nach Ansicht der Geschäftsführung der Wiener Linien nicht vertretbar, dass eine Straßenbahnlinie de facto parallel zu einer U-Bahn-Linie betrieben wird. Selbstverständlich war es uns und vor allem den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten sowie dem Bezirksvorsteher des 2. Bezirks ein großes Anliegen, die Interessen der Anrainer in die Oberflächenplanung mit einzubeziehen, und die Interessen der Anrainer und Anrainerinnen sind auch entsprechend eingeflossen.

Die Wiener Linien haben das neue Oberflächennetz in Absprache mit der Bezirksvorstehung der Leopoldstadt entwickelt und dabei sehr darauf geachtet, dass es auch, zum Beispiel durch Linienverlängerungen, entsprechende Verbesserungen für die Fahrgäste gibt.

Ersetzt wird die Linie 21, wie schon gesagt, primär durch die U2 selbst, im kurzen Abschnitt zwischen Stadion und Praterkai durch die Linie 77A und im Bereich Heinestraße/Mühlfeldstraße bis zum Praterstern durch die Verlängerung der Linie 80A. Der Bereich Taborstraße wird weiterhin mit der bekannten Linie N abgedeckt, die das Fahrgastaufkommen auch allein bewältigen wird, zumal ein gewisser und zwar beträchtlicher Anteil der derzeitigen Fahrgäste zur neuen U-Bahn verlagert wird. Somit bleibt auch – und das war für den Bezirk auch sehr wichtig – die Taborstraße in ihrer Attraktivität als Einkaufsstraße erhalten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin genauso wie die Wiener Linien davon überzeugt, dass die Vorteile der Linie U2 bei Weitem überwiegen: Im Vergleich zur Straßenbahn ist die U-Bahn natürlich viel rascher unterwegs, hat eine viel höhere Fahrgastkapazität und wird in dichteren Intervallen an Werktagen alle fünf statt alle sechs Minuten und am Wochenende alle fünf statt alle zehn Minuten fahren. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Puller gestellt. – Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, sehr verehrte Frau Stadträtin!

Wie Sie schon angeführt haben, geben auch die Wiener Linien als Argument für die Einstellung der Linie 21 betriebswirtschaftliche Gründe an, das heißt, Einsparungen bei den Betriebskosten. Nun sagten Sie auch, dass es – für mich in Anführungszeichen – quasi Ersatzlösungen gibt. Diese „Ersatzlösungen“ kosten natürlich auch Geld, und daher stelle ich meine Frage an Sie: Wie hoch werden die zusätzlichen Betriebskosten für die Ersatzlösungen für den 21er jährlich sein? Wie hoch werden die Kosten für die geänderten Linienführungen bei den Bussen, die Sie teilweise auch angeführt haben, nämlich 11A, 77A, 80A und 80B, und für die eventuell auch notwendigen Intervallverdichtungen sein?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Grundsätzlich muss einmal angemerkt werden, dass das, wenn Sie sagen, dass es hier Einsparungen gibt, aus wirtschaftlicher Sicht eine etwas unpräzise Formulierung ist, denn es geht ja nicht darum, dass Linien eingestellt werden und dadurch weniger investiert wird oder weniger Betriebskosten anfallen, sondern es geht darum, dass ein hochwertiges, qualitativ und quantitativ viele Vorteile bringendes Massenverkehrsmittel eingesetzt wird, und zwar das beste und schnellste, das es gibt, nämlich die U-Bahn. Und die Frage, über die wir hier diskutieren, ist, ob die alten Verkehrsmittel, die jetzt parallel dazu fahren würden, weiter verbleiben. Es ist dies also keine Frage von Einsparungen, sondern es geht darum, ob es Sinn macht, dass man Doppelgleisigkeiten finanziert. Meine Antwort darauf ist: Ich denke, es macht keinen Sinn. – Man muss natürlich auch auf die speziellen Interessen der Anrainer Rücksicht nehmen. Aber Doppelführungen machen im Sinne einer effizienten Verkehrsorganisation, aber natürlich auch im Sinne einer effizienten betriebswirtschaftlichen Führung der Wiener Linien keinen Sinn.

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich bitte um Verständnis, dass ich Ihnen nicht auswendig sagen kann, wie hoch die Betriebskosten für jede einzelne Linie sind. Um Ihnen die Dimension bewusst zu machen: Die Wiener Linien transportieren täglich zwei Millionen Fahrgäste, und in Anbetracht dessen bitte ich, wie gesagt, um Verständnis, dass die im Übrigen nicht operativ, sondern politisch Verantwortlichen die Betriebskosten jeder einzelnen Linie, vielleicht noch herunter gerechnet auf die zwei Millionen Fahrgäste, nicht im Kopf haben können! Das heißt, ich kann Ihnen diese Zahl jetzt nicht auswendig sagen. Ich glaube aber auch, dass Ihre Bemerkungen auch in dem Zusammenhang gesehen werden muss, in den ich sie zu stellen versucht habe, dass es eben nicht um Einsparungen in dem Sinn geht, dass die Stadt Wien sagt, dass weniger Geld für die Wiener Linien aufgewendet wird. Ganz im Gegenteil! Wir investieren in eine sehr vernünftige Einrichtung und wollen Parallelitäten vermeiden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Gerstl gestellt. – Bitte, Herr Kollege.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

In dieser Frage sind wir nicht einer Meinung, weil wir glauben, dass das generelle Nein-Sagen zu einer Parallelführung von Straßenbahnen und U-Bahnen einfach in vielen Fällen nicht richtig ist, und insbesondere in diesem Fall nicht, weil es sich dort um ein neues Siedlungsgebiet handelt. Dort geht es um den Ausbau Wiens an der Donau, den Sie selbst als Stadt Wien gerne betreiben wollen, wie Sie immer behaupten. In dieses neue Siedlungsgebiet werden viele junge Familien mit Kindern ziehen, und in dem neuen Siedlungsgebiet wird in der ehemaligen aufgelassenen Busgarage ein neues Pensionistenheim entstehen. All das sind Faktoren, die bewirken, dass viele Menschen die Nähe einer Straßenbahn benötigen. Wie wir wissen, beträgt der Abstand zwischen den Straßenbahnstationen rund 250 bis 350 m, zwischen den U-Bahn-Stationen jedoch rund 900 m. Daher bedeutet es für viele Menschen, die barrierefrei und leicht zu einem öffentlichen Verkehrsmittel kommen wollen, eine Erschwerung, wenn Sie die Linie 21 einstellen. 

Ich möchte noch hinzufügen: Ihr Beispiel macht auch nicht international Schule. So ist es zum Beispiel in München gang und gäbe, dass neben U-Bahn-Linien auch Straßenbahnen erhalten bleiben, weil es eben unterschiedliche Zielgruppen gibt. Aber ich gehe einmal davon aus, dass die Grundlage Ihrer Überlegungen beziehungsweise der Überlegungen der Wiener Linien vielleicht auch finanzielle Gründe sein könnten.

Daher möchte ich Sie nun konkret fragen: In welcher Höhe erwarten Sie sich Einsparungen, wenn die Linie 21 dort eingestellt wird? Und wo werden Sie dieses Geld, das Sie dort einsparen, in Zukunft investieren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Es stimmt: Hier sind wir unterschiedlicher Auffassung! Aber das soll in manchen Fragen ja öfters vorkommen, und um das miteinander zu diskutieren, sitzen wir heute beisammen. 

Ich glaube nicht, dass es Sinn macht, hier zu Parallelführungen zu kommen, denn ich glaube, dass wir sehr gute Lösungen gefunden haben, die für die Anrainer und Anrainerinnen das Beste bedeuten. Ich respektiere Ihre Position, frage mich allerdings, wie diese mit der grundsätzlichen Einstellung Ihrer Partei vereinbar ist: Immer wieder stellen Sie Forderungen im Hinblick auf eine effiziente Verwaltung und auf eine effiziente Betriebsführung sowie gegen die Erhöhung von Personalkosten. Ich meine, dazu passt Ihre jetzt formulierte Position überhaupt nicht, die da lautet: Machen wir Parallelführungen, bauen wir eine U-Bahn, aber sonst bleibt alles beim Alten! – Ich sehe hier einen Widerspruch und kann nicht erkennen, wie diese beiden Positionen zusammenkommen können! Erlauben Sie mir daher, auf diesen Widerspruch aufmerksam zu machen!

Zu Ihrer Frage, wie wir denn zu dieser Position kommen, habe ich Ihnen die grundsätzlichen Überlegungen der Wiener Linien und auch die Maßnahmen genannt, die diesbezüglich in Absprache mit dem Bezirk gesetzt werden, um für die Anrainer und Anrainerinnen einen guten Service zu bieten.

Ich möchte Ihnen aber, weil ich glaube, dass persönliche Erfahrung oft sehr viel mehr zählt als Zahlen, etwas erzählen: Ich habe in Favoriten gewohnt, als die U1 eröffnet wurde, und ich kann mich noch sehr gut an die unglaublichen Diskussionen erinnern, die es gegeben hat, als der 67er, der früher dort gefahren ist, logischerweise von der Stadt eingestellt wurde, als der U-Bahn-Betrieb aufgenommen wurde, und der 67er dann nur mehr von der Endstelle der U-Bahn weitergefahren ist. Diese Parallelführung wäre natürlich nicht sinnvoll gewesen. Ich habe damals am Laaer Berg gewohnt, war also eine direkt Betroffene, und kann mich noch sehr genau daran erinnern, welche wilden Diskussionen und Proteste es damals gegeben hat. 

Das ist schon lange her, ich war damals noch lange nicht politisch aktiv, aber ich war natürlich Anrainerin, denn das ist man sein ganzes Leben lang, und ich gestehe gerne ein, dass ich zu dieser Zeit auch eine von jenen war, die sich gedacht haben: Ob das gescheit ist, da muss man dann umsteigen, das wird alles viel länger dauern! – Es hat in der Folge allerdings nur ungefähr drei Monate und nicht länger gedauert, bis alle, in meiner Schule, in der Umgebung und am ganzen Laaer Berg, davon überzeugt waren, dass das eine super gute Lösung war. Man hat erkannt, dass man natürlich mit der U-Bahn viel schneller, bequemer und effizienter unterwegs ist, und daraufhin ist die Diskussion von einem Moment auf den anderen verschwunden.

Ich nehme an, dass es sich in diesem Zusammenhang ganz genauso verhalten wird. Dass ich Ihnen hier die Zahlen nicht auswendig sagen kann, habe ich vorher schon bemerkt, ich bekenne mich aber zu einer effizienten Betriebsführung und damit gegen Parallelstrukturen, die nichts bringen. Ich bekenne mich dazu, dass wir hier einen Weg gefunden haben, der von Vorteil für die Anrainer ist. Ich glaube, dass die Entscheidung, die jetzt gefällt wurde, klug ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Hora gestellt. Ich bitte darum.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ich bitte Sie, im Hinblick auf die baldige Eröffnung der U2 auszuführen, welche Vorteile diese Streckenführung vor allem in Anbetracht der EURO 2008 und weiterer Großveranstaltungen im Stadion bringen wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: So stolz wir darauf sind, dass gestern der An‑ und Abtransport – wenn ich das so nennen darf – der Fans sehr gut funktioniert hat, möchte ich doch betonen, dass wir aus den Erfahrungen gelernt und die Fans eindringlich gebeten haben, mit öffentlichen Verkehrsmitteln und rechtzeitig zu kommen, und das hat funktioniert. Die Wiener und Wienerinnen haben mitgespielt. Wenn man sich auf die öffentlichen Verkehrsmittel verlässt, dann funktioniert das auch, das haben wir gestern gesehen. Darüber sind wir, wie gesagt, sehr froh sind, aber wir wissen natürlich, dass die Eröffnung der U2 rechtzeitig zur Europameisterschaft – auch daran haben ja manche gezweifelt, aber es wird natürlich alles zeitgerecht fertig sein – einen wirklichen Meilenstein betreffend Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur darstellen wird. 

Das hat mehrere Gründe: Vor allem ist, wie ich vorher schon gesagt habe, die Transportkapazität der 
U-Bahn natürlich unvergleichlich größer als die von Bus oder Straßenbahn. – Ich habe hier entsprechende Unterlagen, weil diese Diskussion in letzter Zeit immer wieder geführt wird. An der Graphik, die ich hier habe, können Sie eindeutig erkennen, meine Herrschaften, welche Vorteile die U-Bahn bietet: Die U-Bahn kann 800 bis 900 Personen transportieren, die Straßenbahn, unsere liebe alte Bim, kann 200 Personen transportieren, und Busse können je nach ihrer Größe zwischen 90 und 150 Personen befördern. – Ich glaube, dieses Beispiel zeigt sehr gut, welch hohe Kapazität und Qualität die 
U-Bahn bringen wird. 

Das allein wäre aber, wie ich auch noch anmerken möchte, zu wenig. Sie haben jetzt, Herr Gemeinderat, Großveranstaltungen angesprochen, und wir haben bei der Organisation der U-Bahn-Station direkt beim Stadion auch auf diese Großveranstaltungen Rücksicht genommen. Die Organisation dieser Station ist mit Sportpsychologen abgesprochen, und diese Station verfügt über zusätzliche Auf- und Abgänge, die bei Großveranstaltungen aufgemacht werden können. Ich glaube, dass wir mit diesem Ausbau einen wirklich großen Vorteil für die Wiener und Wienerinnen generell erreichen, ganz besonders aber bei Großveranstaltungen und vor allem natürlich bei der Europameisterschaft, auf die wir uns alle schon freuen. 

Die Tatsache, dass Wien die einzige Hostcity ist, die die Fans mit einer U-Bahn bis direkt vor die Tür des Stadions, wo die Matches der Europameisterschaft stattfinden werden, transportieren kann, ist ein kleiner Teil des Puzzles, aber wir freuen uns sehr darüber. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GR Mahdalik gestellt.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben in den letzen paar Minuten jetzt schon mehrmals gehört, dass rein finanzielle Gründe der Einstellung der Linie 21 zugrunde gelegt wurden. Wir haben über betriebswirtschaftliche Aspekte gesprochen. Der einzige Aspekt, der mir bis jetzt abgegangen ist, ist der menschliche Aspekt, was allerdings bei der SPÖ in den letzten Jahren nichts Neues ist.

Entgegen Ihren Behauptungen gibt es genügend Beispiele in Wien, dass trotz des Baus einer U-Bahn-Linie parallel geführte Straßenbahn- oder Buslinien nicht eingestellt wurden. Diesfalls werden Tausende Anrainer auf Grund dieser einsamen Entscheidung der SPÖ in Zukunft lange Fußmärsche auf sich nehmen müssen. Der Weg des sprichwörtlichen alten Mutterls zum täglichen Einkauf, zum Arzt und zur Apotheke wird sich künftig länger gestalten. Sie wird lange Fußmärsche auf sich nehmen müssen. – Doch diese Entscheidung der SPÖ beruht angeblich auf rein finanziellen Grundlagen! 

Daran schließe ich meine Frage an: Schämt sich die SPÖ nicht für eine so unsoziale, aus rein finanziellen Gründen getragene Politik?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Kollege!

Das Niveau Ihrer Fragestellung entspricht dem Inhalt.

Wenn Sie angesichts der Tatsache, dass die Stadt Wien und der Bund gemeinsam 1,85 Milliarden EUR in die U-Bahn investierten, behaupten, hier würde Geld zu Lasten der Wiener und Wienerinnen eingespart werden, dann ist die beste Interpretation, die mir dazu einfällt, dass Sie die soeben genannten Zahlen vergessen haben. Andere Interpretationen zu formulieren, verbietet mir die Höflichkeit. Sie tun so, als ob hier Straßenbahnlinien gekappt werden würden. Sie tun so, als ob es keine Möglichkeiten gäbe, durch Wien zu kommen!

Das Gegenteil ist der Fall! Ich bitte Sie herzlich: Überlegen Sie, was in dieses Paket investiert wird, welche Summen hier eingesetzt werden und welche Vorteile das für die Wiener und Wienerinnen bringt! Es ist dies ein Milliarden‑Paket, das Arbeitsplätze bringt, das weit über die Grenzen Wiens hinaus für die Wirtschaft eine wichtige Investition ist. Ich meine, dass man in Anbetracht dieser Summe wirklich über alles diskutieren kann, dass man aber nicht behaupten kann, dass hier zu Lasten der Kunden und Kundinnen gespart wird.

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Das Gegenteil ist der Fall! Es wird viel Geld in die Hand genommen. Gemeinsam mit der Bezirksvertretung wird auch immer wieder an den Oberflächenkonzepten gearbeitet. Diese Investition in die U-Bahn bringt neben den Vorteilen für die Wirtschaft und der Arbeitsplatzschaffung große Vorteile für die Kunden und Kundinnen, die diese auch zu schätzen wissen, wie wir nicht nur aus Umfragen wissen, sondern auf Grund der Meinungsbekundung, die täglich stattfindet, dass nämlich die 2 Millionen Menschen täglich die Wiener öffentlichen Verkehrsmittel benutzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 5. Zusatz-
frage wird von GRin Puller gestellt. – Bitte schön.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Am Anfang meiner Frage möchte ich Ihnen etwas mitteilen, was Sie vielleicht nicht wissen oder wussten. Wie sich vor Kurzem erst herausgestellt hat, sind Sie ja nicht immer besonders gut informiert.

Stichwort: Intervallausdehnungen. – Der Bezirksvorsteher des 2. Bezirks, Herr Kubik, ist im Wahlkampf im Oktober 2005 mit dem Hauptthema „Erhaltung des 21ers“ an die Öffentlichkeit getreten. In einer Aussendung heißt es – Zitat: „Es ist ihm gelungen, mit den Wiener Linien die Führung einer Straßenbahnlinie auf der Trasse der Linie 21 vom Schwedenplatz bis zum Praterstern mit den bisherigen Haltestellen zu vereinbaren. Dadurch steht den BewohnerInnen des Volkertmarkt‑Grätzels und des Alliiertenviertels auch weiterhin die Haltestelle Rueppgasse zur Verfügung.“ – So viel über Bezirksvorsteher Gerhard Kubik.

Frau Stadträtin! Meiner Meinung nach ist das WählerInnen-Täuschung! Es ist dies ein gebrochenes Wahlversprechen. Was meinen Sie dazu, dass Herr Bezirksvorsteher Kubik sein Wahlversprechen im Oktober 2005 gebrochen hat? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Im Zusammenhang mit Ihrer ersten Bemerkung möchte ich kurz darauf hinweisen, dass das, worauf Sie hier anspielen, ganz ordinäre statistische Überlegungen der Wiener Linien sind, die grundsätzlich immer angestellt werden, wenn sich Veränderungen ergeben, um zu sehen, welche Konsequenzen man daraus ziehen könnte. – Offensichtlich muss es Menschen geben – ich gehöre nicht dazu –, die nur für interne Personen zugängliche Informationen der Öffentlichkeit zuspielen. Ich habe keine Ahnung, wer das gewesen sein kann, ich tue so etwas jedenfalls nicht, denn ich meine, dass man in der Politik auch zwischen operativen und dienstlichen Aufgaben und der politischen Arbeit unterscheiden muss. Ich bin nicht fürs Operative zuständig, sondern für die politischen Fragen, und ich kenne diese Überlegungen nicht, aber sie sind auch nicht politisch relevant. Wenn es hier Veränderungen gibt, dann werden diese diskutiert und dann umgesetzt werden.

Zu Ihrer zweiten Frage, wie mit diesen schon mehrfach angesprochenen Parallelführungen umgegangen wird, habe ich Ihnen die Antwort schon gegeben. 

Es hat diesbezügliche Gespräche gegeben, und es ist eine Lösung gefunden worden, die für alle befriedigend ist. Gerade der Bezirk hat sich sehr dafür eingesetzt, dass die angestrebten Ziele auch erreicht werden können und dass auf die Interessen der Menschen Rücksicht genommen wird, damit sie die entsprechenden Anbindungen vorfinden. Ich habe schon vorher gesagt, welche Linien wodurch ersetzt beziehungsweise ergänzt werden. Dafür haben sich die Vertreter der Bezirke einzusetzen, dafür werden sie gewählt, dafür sind sie da, und ich glaube, dass dieses Ergebnis auch aus Bezirkssicht absolut gut und vernünftig ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 3. Frage (FSP - 01211-2008/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dkfm Dr Fritz Aichinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Mit welchen Auswirkungen auf die Einnahmensituation des Wiener Budgets rechnen Sie bei einem Vorziehen der Bundessteuerreform auf das Jahr 2009?) 

Bitte, Frau Vizebürgermeister. 

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Die politische Realität hat uns beide ein bisschen überholt. Gerne beschäftige ich mich aber trotzdem mit Ihrer Frage betreffend das Vorziehen der Bundessteuerreform. Da Sie das allgemein formulieren, nehme ich an, Sie meinen nicht ein teilweises, sondern ein generelles Vorziehen auf das Jahr 2009.

Dazu möchte ich sagen: Nur genauso hypothetisch, wie ich diese Frage aus heutiger Sicht beantworten könnte, hätte ich sie auch zum Zeitpunkt Ihrer Fragestellung beantworten können, denn wie Sie ganz genau wissen, stehen die Eckpunkte und Maßnahmen der Bundessteuerreform damals wie heute in Diskussion. Daher ist eine seriöse Abschätzung der Auswirkungen auf das Wiener Budget, zu der ich auch wirklich stehen kann, für mich natürlich nicht möglich.

Selbstverständlich erhält Wien – das ist eine Binsenweisheit – einen beträchtlichen Teil, nämlich zirka ein Drittel unserer gesamten Budgeteinnahmen, aus den Ertragsanteilen der gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Deswegen ist der Finanzausgleich für uns auch immer eine so wichtige Diskussion. Und selbstverständlich – auch das ist eine Binsenweisheit – beeinflusst jede Form von Steuerreform natürlich, wenn ich das so salopp sagen darf, den Gesamtkuchen, der im Zuge des Finanzausgleichs aufgeteilt wird, was zwangsläufig Auswirkungen auf die Einnahmensituation der Länder und Gemeinden hat.

Wie diese Auswirkung aussehen und was das im Endeffekt bedeuten wird, ist natürlich nur dann zu beantworten, wenn zumindest Grundpfeiler einer grundsätzlichen Steuerreform bereits bekannt sind. Wie Sie wissen, wird das gerade diskutiert. Es wurden zwar jetzt schon Maßnahmen gesetzt, die auf eine spätere Steuerreform angerechnet werden können. Es wurde also ein Teil vorgezogen, aber noch nicht das Ganze, und insofern ist Ihre Frage im Moment leider nicht seriös beantwortbar. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Dkfm Dr Fritz Aichinger gestellt. – Bitte schön.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Vizebürgermeister, für diese Beantwortung!

Der Grund der Frage war natürlich, dass Bgm Schaden, der im Städtebund ebenfalls dabei ist, gesagt hat, dass das für die Städte und für die Gemeinden eine extreme Belastung wäre. – Als er das in Diskussion gebracht hat, müsste er ja theoretisch schon mehr gewusst haben.

Zu meiner Zusatzfrage: Da es wirklich der Realität nicht mehr ganz entspricht, wurde ein Maßnahmenpaket der Bundesregierung geschnürt und auch im Parteipräsidium der SPÖ beschlossen, wo Sie dabei waren. Dieses Paket besteht im Großen und Ganzen aus mehreren Teilen, und ein Teil dieses Pakets betrifft die Inflationsbekämpfung, und in diesem Teil steht klar, dass es auch einen Gebührenstopp bei Bundes‑ und Landesgebühren geben soll. Wie stehen Sie zu dieser Frage?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Zum einen hat Herr Bgm Schaden eine Sorge artikuliert, und Sorgen machen kann man sich immer, ob sie berechtigt sind, sieht man später.

Ich bin eher ein optimistischer Typ. Ich mache mir primär einmal keine Sorgen, denn ich meine, dass man sich sonst in der Politik nicht gut durchsetzen kann. Ich versuche, Dinge mit zu gestalten und Einfluss zu nehmen, und ich glaube, dass das der bessere Weg ist.

Zur Frage der Gebühren ist meine Position bekannt, und diese Position wird von Wirtschaftsexperten und nicht zuletzt auch von der Nationalbank und von der Statistik Austria gestützt, die schon, als diese Diskussion zur Inflationsentwicklung begonnen hat, bekannt gegeben haben, dass Gebühren da nur zu einem vernachlässigbaren Nachteil eine Rolle spielen. Deswegen glaube ich, dass man sich bei der gesamten Diskussion darauf konzentrieren sollte, wo wirklich das Problem vor allem für die Masse der Konsumenten und Konsumentinnen liegt, was wirklich zu diesen Preissteigerungen geführt hat und wo die wirkliche Belastung für die Menschen liegt. – Wir Politiker und Politikerinnen wissen die Antwort, und da sind wir uns auch mit den Wirtschaftsexperten und –expertinnen eins: Es geht um das Thema Lebensmittel, um das Thema Wohnen und um das Thema Energie. Darum geht es wirklich, und die Gebühren haben da, wenn überhaupt – und darüber streiten selbst die Experten –, einen vernachlässigbaren Anteil.

Darüber hinaus kann ich Ihnen sagen, dass dieses Thema sich heuer in Wien nicht stellen wird, weil nach momentaner Sicht der Dinge keine Gebührenerhöhungen geplant sind. Sie kennen ja unsere Regelung, die im Übrigen analog zum Bund getroffen wurde, dass es, wenn sich die Inflation überhaupt über einen gewissen Prozentsatz bewegt, zu einer Erhöhung kommt. Ob dieser Prozentsatz erreicht wird, steht in den Sternen. Außerdem wird diese Erhöhung nicht heuer, sondern erst mit Verzögerung, wenn überhaupt, wirksam. Das heißt, es sind heuer keine Gebührenerhöhungen anzunehmen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dkfm Dr Ernst Maurer gestellt. – Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Die Bundesregierung hat am Dienstag ein gemeinsames finanzielles Entlastungspaket präsentiert. Die Grundsatzfrage ist, wie sich das unmittelbar auf die Wienerinnen und Wiener auswirkt. Daher die konkrete Frage: Welche Maßnahmen werden sich für Klein- und Mittelverdiener besonders positiv auswirken, beziehungsweise wie wird sich die geplante Vermögenszuwachssteuer auf die Sicherung des Gesundheitssystems auswirken? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Die Maßnahmen, die jetzt beschlossen wurden, wurden in der Regierung ja indirekt schon angesprochen. Es geht dabei nicht um die große Steuerreform, das habe ich ja bei Frage 1 schon beantwortet, aber doch um das Vorziehen einiger sehr wichtiger Aspekte. Das ist ein Kompromiss, der nun einmal in einer Regierung, in der zwei Parteien mit unterschiedlichen Ansichten vertreten sind, notwendig ist, damit man miteinander arbeiten kann. Ich glaube aber, dass dieser vorgezogene Teil der Reform vor allem aus Sicht derer, die mir besonders am Herzen liegen – und das sind, wie Sie wissen, die sozial Schwächeren, die Frauen und die Pensionisten – und die auf eine gut funktionierende öffentliche Verwaltung angewiesen sind, sehr positive Aspekte bringt.

Welche sind die drei wichtigsten Punkte? – Ein wichtiger Punkt ist, dass für die Kleinverdiener ein Teil der ASVG-Beiträge, insbesondere der Arbeitslosenbeitrag, gestrichen beziehungsweise verringert wird. Dieser Vorschlag wurde gerade vom IHS und vom WIFO immer wieder gemacht und eigentlich gegenüber einer Erhöhung der Negativsteuer sogar präferiert. Man hat gemeint, dass die beste Entlastung für Klein- und Mittelverdiener und insbesondere für Kleinverdienerinnen darin besteht, dass man die Arbeitslosenbeiträge im konkreten Fall streicht. Das ist geschehen, und ich halte das für eine sehr vernünftige Regelung.

Und wenn Sie mich fragen, Herr Gemeinderat, wem das vor allem nutzt, so sage ich: Einer Gruppe, die uns in Wien ganz besonders am Herzen liegt, nämlich den Frauen. Es wird dies eine Million Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen betreffen, und davon sind zwei Drittel Frauen. Es wird ein ganz großer Anteil von Frauen davon positiv betroffen sein, wenngleich der Hintergrund uns leider nicht gefällt, weil eben Frauen immer noch ein geringeres Einkommen haben. Es geht dabei immerhin um Summen von bis zu 400 EUR, die jemand, wenn er durchschnittlich 1 000 EUR hat, auf diese Art und Weise zurückbekommt, wenn er oder sie keine Arbeitslosenbeiträge zahlen muss. Das ist zum Beispiel das Doppelte von dem, was auf Bundesebene von Prof Van der Bellen gefordert wurde, der gemeint hat, man sollte eine Entlastung um 200 EUR vornehmen. Ich halte die Entlastung um 400 EUR bei einem Durchschnittseinkommen von 1 000 EUR doch für sehr beträchtlich.

Die zweite Gruppe, die hier angesprochen wird, sind die Senioren und Seniorinnen. Durch das Vorziehen der Pensionserhöhung ist sicherlich eine Gruppe positiv betroffen, die uns allen sehr am Herzen liegt. Davon ist die gesamte Gruppe betroffen, es gibt keine soziale Staffelung, davon sind alle Wiener und Wienerinnen, die in Pension sind, betroffen, und wir sprechen immerhin über 150 Millionen EUR.

Zum Dritten glaube ich, dass diese Vermögenszuwachssteuer, die sicherlich noch im Detail erarbeitet werden muss, ein ganz wichtiger Schritt in Richtung Gesundheitsfinanzierung ist. Wir alle sind hier gesessen und haben darüber diskutiert, und wir alle waren, wenn ich mich recht erinnere, eigentlich über die Parteigrenzen hinweg der Ansicht, dass unser Gesundheitswesen unbedingt erhalten werden muss und dass das nicht dadurch geschehen kann, dass wir uns immer nur auf den Faktor Arbeit konzentrieren. Das ist nicht möglich. Es ist ganz wichtig, davon wegzukommen. Ich glaube, dass die Vermögenszuwachssteuer, die, wie gesagt, im Detail noch ausgearbeitet werden muss, ein ganz wichtiger Schritt zur Sicherung unseres exzellenten Gesundheitswesens ist, das auch entsprechende Reformen durchführen muss, aber parallel dazu zusätzliche Mittel dringend braucht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von GR Stark gestellt. – Bitte schön.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Meine Zusatzfrage bezieht sich auch auf die Vermögenszuwachssteuer, die ja von Politikern der Sozialdemokraten sehr bejubelt wurde. – Ich muss mich entschuldigen, ich bin leider sehr heiser.

Medienberichten habe ich entnommen, dass diese Vermögenszuwachssteuer in Anlehnung an die Kapitalertragssteuer 25 Prozent betragen soll. Zu dieser – unter Anführungszeichen – neuen Steuer möchte ich anmerken, dass es die Besteuerung von Vermögenszuwächsen bei Unternehmen schon immer gegeben hat, und zwar wurden die Vermögenszuwächse bei der jeweiligen Einkunftsart je nach Progression mit bis zu 50 Prozent versteuert.

Im Zusammenhang mit dem Vermögenszuwachs von Privatpersonen werden Einkünfte aus Spekulationsgewinn ebenfalls je nach Progression mit bis zu 50 Prozent versteuert. Für Privatpersonen hat der Gesetzgeber aber mehrere Begünstigungen geschaffen, die mit dieser neuen Vermögenszuwachssteuer nun aber sichtlich fallen sollen. Diese Begünstigungen betrafen Grundstücke, die sich mehr als zehn Jahre im Besitz des Eigentümers befinden, sowie Wertpapiere, Aktien et cetera, die länger als ein Jahr im Vermögen des jeweiligen Besitzers sind. Dafür gab es bisher keine Besteuerung, diese Begünstigung soll nun aber sichtlich fallen.

Meine Frage bezieht sich darauf, dass mit dieser neuen Vermögenszuwachssteuer von 25 Prozent die Unternehmen durchaus entlastet werden, die bisher zum Teil bis zu 50 Prozent bezahlen mussten, dann aber in den Genuss der Begünstigung von 25 Prozent kommen, dass aber sämtliche kleinen und mittleren Einkommen, die etwa bei Spekulationsgewinnen bisher steuerbefreit waren, nun dieser Steuer unterliegen. Meine konkrete Frage, Frau Vizebürgermeister: Halten Sie die Einführung einer solchen Steuer, die überwiegend auch die kleinen und mittleren Einkommen belasten würde, für wirklich bejubelnswert?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Kollege!

Sie sind sicherlich ein größerer Experte in Details des Steuerrechtes, als ich es bin. Trotzdem ist für mich Ihre an sich sonst sehr präzise Analyse in einem Punkt nicht nachvollziehbar, dass nämlich eine Steuer, die sich vor allem auf Aktiengewinne konzentrieren soll, Kleineinkommen betrifft. Nach meiner Erfahrung, meinem Wissen und allen Unterlagen, die ich kenne, ist mir bisher verborgen geblieben, dass gerade diejenigen, die wir als Bezieher eines kleinen Einkommens bezeichnen – also Leute, die 1 100, 1 200, 1 300, 1 500 oder vielleicht 1 800 EUR haben, das ist immer eine Frage der Relation –, so viele Aktiengewinne haben, und davon konnten Sie mich auch nicht überzeugen, Herr Kollege.

Sie haben völlig recht – und Ihre Darstellung war sehr präzis –, dass es sehr genaue Regelungen gibt, wie Zuwächse im Einkommen besteuert sind. Und es waren gerade die von Ihnen angesprochenen klein- und mittelständischen Unternehmungen, die in Wirklichkeit viel mehr Einblick in ihre Steuerlast haben als ein Arbeitnehmer und eine Arbeitnehmerin, die oft den Überblick gar nicht haben, die mich immer wieder angesprochen und gesagt haben: Wir sind diejenigen, die die gesamte Last tragen. Wir sind diejenigen, die bei der Lehrlingsausbildung, bei Investitionen, bei der Nahversorgung und nicht zuletzt auch mit der Steuerlast, die wir zahlen, sehr viele Beiträge leisten müssen. Wir arbeiten fleißig.

Sie wissen es besser als ich, und wir haben schon öfters auch im persönlichen Gespräch darüber geredet, wie sehr diese Leute daran hängen, die um 6 Uhr aufstehen, damit sie um 7 Uhr das Geschäft aufmachen können, und oft bis Mitternacht sitzen und die Buchhaltung machen. Die so genannten Klein- und Mittelunternehmen arbeiten für ihr Geld. Und genau diese haben zur mir gesagt: Ich zahle Steuer für das, was ich mir hier erarbeite, und diejenigen, die sich durch Aktienspekulationen – und da ist diese Ein-Jahres-Frist, wie wir alle wissen, kein Hindernis gewesen – oder durch Aktienhandel einen Vermögenszuwachs verschaffen, zahlen nichts! Das fiel vor allem den Klein- und Mittelunternehmungen auf, die Arbeitnehmer bemerkten das viel weniger, weil sie durchblicken diesen Steuermechanismus gar nicht, sie sehen nur jedes Jahr, wenn der Zettel kommt, das, was rechts unten steht, wo der Daumen ist, wie unser Bürgermeister immer so schön sagt.

Aber diejenigen, die das wirklich durchblicken, nämlich vor allem die Klein- und Mittelunternehmen, haben sich über diese Ungerechtigkeit aufgeregt. Sie sagen: Wir werden dafür bestraft, dass wir arbeiten und dass wir Lehrlinge ausbilden, während diejenigen, die Gewinne nur durch Spekulation und Aktienhandel machen, nichts zahlen! – Das ist ungerecht, und diese Ungerechtigkeit soll nun beseitigt werden, und das halte ich aus verteilungspolitischen Gründen für richtig und aus Gründen der Finanzierung unseres exzellenten Gesundheitssystems für noch viel richtiger. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Bevor ich zur eigentlichen Frage komme, erlaube ich mir eine Vorbemerkung zur größten „Zwutschkerlreform" aller Zeiten.

Das Vorziehen der Pensionsreform um zwei Monate bringt für alle Pensionisten und Pensionistinnen, die weniger als 1 500 EUR brutto verdienen, weniger als der versprochene Gusi-Hunderter. Noch dazu wird dann der Zeitraum auf 14 Monate ausgedehnt, das heißt, nach einem Jahr ist das wieder aufgefressen. – All das ist ganz gut, ich meine aber nicht, dass man da von der größten Pensionsvorziehung sprechen kann. Tut mir leid!

Die Vermögenszuwachssteuer ist das Einzige, worüber mit Ausnahme der Überschrift überhaupt nichts im Papier steht, und es ist letztendlich tatsächlich davon auszugehen, dass es entweder wieder ein Umfaller der SPÖ wird oder überhaupt nichts herauskommt.

Aber jetzt zu meiner Frage im Zusammenhang mit der Senkung der Arbeitslosenbeiträge, die tatsächlich Wien betrifft: In Wien steigt leider die Anzahl derjenigen, die sich in einem Arbeitsverhältnis befinden und die dennoch im Rahmen der Sozialhilfe Richtsatzergänzungen erhalten. – Ein Beispiel: Wenn jemand 500 EUR brutto verdient und die sonstigen Ansprüche erfüllt, bekommt er eine Richtsatzergänzung. Die vorgeschlagene, mit 1. Juli in Kraft tretende Regelung würde diesen Menschen 15 EUR netto mehr bringen.

Meine konkrete Frage lautet, ob es sich hier wie bei anderen Fällen darum handelt, dass sich die Stadt Wien ein Körberlgeld verdient. Werden die Nettoerhöhungen, die die Menschen im Rahmen des Wegfalls der Arbeitslosenversicherung erhalten, die gleichzeitig jedoch eine Richtsatzergänzung haben, den Menschen eins zu eins zugute kommen, oder wird sich die Stadt Wien damit ein Körberlgeld einstreifen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Zunächst würde ich mir wünschen, dass Sie, und zwar nicht in irgendwelchen netten Kaffeehäusern, wo man schön intellektuell diskutieren kann, sondern zum Beispiel in Favoriten, auf dem Viktor-Adler-Markt, einmal jemandem, der 1 000 EUR verdient ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Dort bin ich öfter als du, Renate Brauner!) Das stimmt, denn ich bin im 5. Bezirk!

Deswegen würde ich vorschlagen, dass du dort einmal den Menschen, die 1 000 EUR verdienen und die jetzt 400 EUR mehr bekommen, sagst, dass das ein Zwutschkerl ist, das niemanden interessiert und das keiner braucht. Ich würde dich bitten, dass du das den Leuten dort einmal erklärst! Was du da sagst, halte ich nämlich für intellektuelle Überheblichkeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Man kann über alles diskutieren, man darf sich aber nicht lustig machen über Menschen, die dieses Einkommen haben und für die 400 EUR viel Geld ist. Deswegen ärgere ich mich, und deswegen sage ich das jetzt auch!

Zur Frage, wie es mit der Sozialhilfe ausschaut: Wir wissen alle, dass wir uns in einer großen Umstrukturierung befinden und gerade dabei sind, ein System umzustellen, damit es in Richtung einer bedarfsorientierten Mindestsicherung geht. Wir in Wien unterstützen sehr intensiv den Versuch des Bundesministers für Soziales, das endlich auch entsprechend umzusetzen. Leider scheitert das im Moment noch an Niederösterreich und Vorarlberg, aber ich hoffe, dass sich dort die Meinung endlich ändert und dass wir gemeinsam zu einem System der bedarfsorientierten Mindestsicherung kommen, damit wir für alle ein Mindestmaß haben und damit wir für alle eine gemeinsame Untergrenze haben.

Das gegenwärtige, noch unbefriedigende System arbeitet nach wie vor mit der Sozialhilfe. Es ist dies ein äußerst komplexes Berechnungssystem, deswegen kann ich auch nicht auswendig sagen, wie sich das genau auswirken wird. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ihr wollt nur das Geld wegnehmen, das ist empörend!) Ich habe noch nicht einmal etwas gesagt, und du empörst dich schon! Das ist ein echt interessanter Zugang!

Selbstverständlich ist es so, dass die Maßnahmen so gesetzt werden, dass die Leute die Vorteile, die ihnen zustehen, auch entsprechend lukrieren können. Selbstverständlich ist das so, und daran wird sich auch nichts ändern! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das schau ich mir an!) Ja, schau es dir an! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 5. Zusatz-
frage wird von GR Dkfm Dr Aichinger gestellt. – Bitte schön.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin!

Wir müssen leider zur Kenntnis nehmen, dass Verhandlungen, Ausführungen und sozusagen auch unterschriebene Blätter der Bundesparteien auf Landesebene nicht voll Durchschlag finden, siehe Gebührenstopp oder Gebührenerleichterungen für die Bürger.

Aber meine Zusatzfrage geht in eine andere Richtung: Es wird auch immer wieder diskutiert und ist in diesem Hause schon einige Male angeschnitten worden, ob es, wenn die Bundessteuerreform kommt, auch zu einer Landessteuerreform kommt. Die Anzahl der Steuern in Wien ist sehr groß, aber ertragreich sind eigentlich nur zwei oder drei. Ich nenne jetzt bewusst keine, um nicht hier in die Falle zu laufen, welche Steuer unter Umständen zu diskutieren ist. Ich frage nur, ob es auch auf Wiener Ebene eine Landessteuerreform und vor allem eine Durchforstung dahin gehend geben wird, wo der Ertrag einer Steuer in Anbetracht der Verwaltung dafür noch sinnvoll ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Noch einmal eine kurze Bemerkung, weil man immer Angst haben muss, dass man sonst falsch zitiert wird: Gebührenerhöhungen, die es nicht gibt, kann ich nicht stoppen. Punkt.

Zur Frage nach Landessteuern. – Die Formulierung ist richtig: Es gibt eine Vielzahl – das ist eine Interpretationsfrage – von Landessteuern, die von den Anteilen her äußerst gering sind. Wir sind permanent dabei, diese Steuern und Abgaben zu hinterfragen und zu evaluieren, weil mein persönlicher Zugang dazu lautet, dass es für die Akzeptanz eines Steuersystems durch die Bevölkerung sehr wichtig ist, dass dieses transparent ist. Das gilt für die Bundesebene, aber selbstverständlich auch für die Landesebene und die kommunale Ebene. Ich sage selbstkritisch, dass diese Transparenz sicherlich nicht immer gegeben ist, das heißt, es liegt absolut in meinem Interesse, dass wir hier eine permanente Evaluierung und Überarbeitung vornehmen.

Es gibt eine Vielzahl von Steuern, bei denen man überhaupt darüber diskutieren muss, auf welcher Ebene sie Sinn machen. Wir alle kennen die Debatte, die sich vor allem am Beispiel der Werbesteuer immer wieder abgespielt hat, wir alle kennen die Diskussion über die Frage der Grundsteuer, die in Wirklichkeit die einzige von gewisser größerer Relevanz ist.

Das heißt, es gibt hier eine permanente Diskussion, es ist aber gerade bei Landesabgaben sehr schwierig, eine vernünftige Lösung zu finden. Meine persönliche Meinung ist, dass Österreich ein so kleines Land ist, dass hier unterschiedliche Regelungen in vielen Fällen wenig Sinn machen und es sinnvoll ist, dass man sich, auch wenn es sich um Landes- oder Kommunalbestimmungen handelt, untereinander abspricht und versucht, einen möglichst gemeinsamen Weg zu gehen. – Auf dieser Grundlage gibt es immer wieder Evaluierungen, und wir werden selbstverständlich auch die Abgaben permanent überarbeiten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 3. Frage.

Wir kommen nun zur 4. Frage (FSP - 01209-2008/0001 - KSP/GM). Sie wurde von Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Der EU-Genderbericht stellt Österreich ein schlechtes Zeugnis in Sachen Fortschritt bei der beruflichen Gleichstellung von Frauen und Männern aus. Der Internationale Frauentag im Wiener Rathaus stand heuer unter dem Motto der Förderung von Frauen im Beruf. Welche Initiativen planen Sie, Frau Stadträtin, noch, um Grundlagen für effiziente Gleichstellungspolitik zu schaffen?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie beziehen sich in Ihrer Frage auf den EU-Gender-Bericht, bei dem wir wirklich mit einem schlechten Ergebnis abschneiden, denn Platz 15 unter 25 ist wahrlich keine besondere Leistung. Wenn man sich die Entwicklung dieser Statistik anschaut, die immer erstellt wird, dann hat es in letzter Konsequenz keine positive Entwicklung für Österreich im Gegensatz zu 17 anderen Staaten gegeben, denen das sehr wohl gelungen ist. 

Ich bin davon überzeugt, dass der richtige Schub, um die Position Österreichs und damit die Position der erwerbstätigen Frauen zu verbessern, darin besteht, dass wir tatsächlich weitere Maßnahmen im Bereich der betrieblichen Frauenförderung setzen, und zwar sehr konkrete Maßnahmen. Natürlich sind wir stolz auf die Entwicklungen, die es in Wien gibt. Die Einkommensschere in Wien ist im Vergleich zu den restlichen österreichischen Bundesländern weniger stark ausgebildet. Wir haben mit 76 Prozent beziehungsweise mit genau 76,02 Prozent eine höhere Erwerbstätigkeit. Damit ziehen wir in der Erwerbstätigkeit de facto gleich mit der Erwerbstätigkeit von Männern, müssen aber immer auch sehen, dass letztendlich die Erwerbstätigkeit von Frauen anders bezeichnet und anders beschrieben ist als die von Männern und zwar insofern, als Frauen häufig prekärere Arbeitsverhältnisse und auch prekärere Arbeitszeitverhältnisse haben und damit natürlich auch in die einkommensschwächeren Positionen rücken und oft ihre Qualifikationen de facto auch nicht entsprechend nutzen können.

Die Frauenerwerbsquote als Prozentsatz ist zwar eine schöne Sache, mein Ziel wäre es aber, durch konkrete betriebliche Frauenförderungsmaßnahmen die Frauen tatsächlich zu unterstützen und so – wenn das auch ein geringeres Ziel für mich ist –auch die Statistik für Österreich zu einem Besseren zu wenden. Und da gibt es aus meiner Sicht ein paar Eckpunkte, wo man tatsächlich auch kommunalpolitisch ansetzen kann. Eine Maßnahme ist die Verteilung von Arbeitszeit, eine weitere Maßnahme ist die Verteilung von unbezahlter Arbeit und von bezahlter Arbeit. Das sind konkrete Maßnahmen im Bereich „gleiches Geld für gleiche Leistung". Mittlerweile ist das quasi eine Überschrift und jetzt ins Detail zu gehen, führt zu weit, aber es gibt hier tatsächlich sehr konkrete Ansätze, wie man Regelungen betreffend gleiches Geld für gleiche Leistung auf betrieblicher Ebene treffen kann, und dies ist ja letztendlich unser Handlungsfeld, noch dazu ein sehr schwieriges Handlungsfeld, weil über 90 Prozent der Betriebe Klein‑ und Mittelbetriebe sind. Die Vizebürgermeisterin hat das heute schon in einem anderen Zusammenhang dargestellt.

Wie können wir dieses Prinzip „gleiches Geld für gleiche Leistung“ auf dieser schwierigen Ebene der Klein‑ und Mittelbetriebe tatsächlich umsetzen? Bildung im Sinne von Aus‑ und Weiterbildung ist sicherlich ein weiterer sehr wichtiger Eckpfeiler, und mit diesem Argument bin ich in Wirklichkeit als Frauenpolitikerin auch schon fertig. Es hat immer geheißen: Frauen werden das Gleiche verdienen, wenn sie einmal gleich qualifiziert sind wie Männer. Mittlerweile haben wir sehr viele gleich qualifizierte Frauen, nämlich sehr viele Maturantinnen und Frauen, die Studienabschlüsse haben, und zwar in vielen Fakultäten mehr als die Männer. Trotzdem ist die Einkommensschere eher weiter auseinandergegangen. Dieses Qualifikationsabonnement für den Einstieg beim Beruf ist de facto passé.

Wirklich wichtig, um die Einkommensschere im Berufsverlauf zu schließen, sind die entsprechenden Rahmenbedingungen, die Aufteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit und die Qualifizierung der Frauen, wenn sie einmal erwerbstätig sind. 

Ein weiterer Eckpfeiler ist sicherlich das Durchbrechen der gläsernen Decke. Wir haben nur 6 Prozent Frauen in Spitzenjobs und 10,4 Prozent Frauen, die tatsächlich in Aufsichtsräten sitzen. Lassen Sie mich auch an dieser Stelle noch einmal die Forderung wiederholen, dass wir in den Aufsichtsräten eine Quote brauchen und dass wir unbedingt die Vergabe von öffentlichen Mitteln an die Frauenförderung knüpfen müssen. So lange wir das nicht haben, handelt es sich sozusagen um Goodwill-Aktionen der Wirtschaft, die uns letztlich nicht zum angestrebten Ergebnis führen. Ich glaube also, dass wir wirklich verbindliche Regelungen brauchen, damit betriebliche Frauenförderung gemeinsam mit der Wirtschaft ernst genommen wird und auch zu dem Erfolg führt, den wir haben wollen.

Ein weiterer wesentlicher Eckpfeiler sind die Mitgestaltungs- und Partizipationsrechte sowohl für Frauen mit Migrationshintergrund, weil es in diesem Bereich natürlich massive Probleme mit der demokratischen Teilhabe am Erwerbsprozess gibt, aber auch für Frauen generell, denn Partizipation bedeutet auch Teilhabe an der Macht, und unter diesem Aspekt ist der Frauenanteil an Spitzenjobs von 6 Prozent Spitzenjobs nicht zufriedenstellend.

Was werden wir jetzt tun? – Wir haben im Rahmen des Internationalen Frauentages eine sehr breite Palette an sehr konkreten Maßnahmen präsentiert. Wir möchten einen Leitfaden neu auflegen, der gerade die Klein- und Mittelbetriebe sehr konkret dabei unterstützt, Frauen auf der betrieblichen Ebene tatsächlich zu fördern. Wir haben das Instrument der Equal-pay-Agentinnen entwickelt, das aus einem EU-Projekt entstanden ist. Dabei beraten wir Betriebe mit konkreten Ansätzen, welchen Beitrag sie zum Schließen der Einkommensschere leisten können, wobei das natürlich immer mit den entsprechenden arbeitspolitischen Maßnahmen gekoppelt ist und entsprechende Kinderbetreuungseinrichtungen zur Verfügung gestellt werden, denn das stellt letztlich sozusagen das Umfeld des Klein- und Mittelbetriebes dar, und wenn diese Rahmenbedingungen nicht passen, dann plagt sich natürlich auch der Betrieb. Wir dürfen es uns nicht leicht machen und sagen, dass Klein‑ und Mittelbetriebe einen Beitrag leisten sollen, sondern wir müssen auch entsprechende Unterstützungen bieten, und da haben wir eine sehr gute Kooperation mit der Wirtschaft.

Wie werden aber auch sehr individuell vorgehen und für Frauen, die sich über das Frauentelefon an uns wenden und zum Beispiel über eine Diskriminierung beim Einkommen klagen, verstärkt eine Clearing-Funktion einnehmen, um diese Frauen auch im Empowerment zu beraten.

Damit bin ich bei einem weiteren sehr wichtigen Thema, nämlich bei der Arbeitszeit. Welche konkreten Maßnahmen kann man da setzen?

Auch diesbezüglich kann man sozusagen konkrete kommunalpolitische Lösungen treffen. Umgesetzt wurde jetzt die zuschlagspflichtige Mehrarbeit. Ein wichtiger Punkt, den wir politisch immer wieder einfordern müssen, ist auf jeden Fall, dass die Teilzeitarbeit, die die Frauen individuell wählen, nicht sozusagen zu einer Dauerlösung für Frauen wird. Diesbezüglich brauchen wir eine stärkere Bewusstseinsarbeit dahin gehend, dass es in Ordnung ist, in einer bestimmten Lebensphase Teilzeit zu arbeiten, dass das aber nicht sozusagen ein Dauerparkplatz für die Frauen sein darf.

Ich habe vorher schon darauf hingewiesen, dass man darauf aufmerksam machen muss, dass damit meist eine Dequalifizierung einhergeht, dass die Altersabsicherung von Frauen, die Teilzeit arbeiten, massiv bedroht ist, dass es keinen Zugang zur innerbetrieblichen Aus- und Weiterbildung gibt und dass es natürlich kaum qualifizierte Teilzeitjobs gibt. Meist haben hoch qualifizierte Frauen nach einer Phase der Teilzeitarbeit, für die sie sich meist auf Grund der Notwendigkeit zur Kinderbetreuung entscheiden, weil das eben noch immer überwiegend Sache der Frauen ist, kaum eine Möglichkeit, ihren Vollzeitjob und damit ihre Existenzsicherung wieder aufzunehmen. Insofern sind auf kommunalpolitischer Ebene sehr konkrete Handlungsansätze notwendig. Auf der anderen Seite ist aber nach wie vor auch eine gesellschaftspolitische Frauenförderung wie die Vergabe von Förderungsmitteln, die Schaffung von Quoten und das Rückkehrrecht auf einen Vollzeitarbeitsplatz von Nöten. – Ich habe immer gesagt, dass das ein Konzert ist, bei dem man mehrere Tasten am Klavier anschlagen muss, um letztlich zum Erfolg zu kommen.

Wichtig ist mir in diesem Zusammenhang auch, dass wir auf der Bildungsebene nicht nur Angebote machen. Es gibt viele Maßnahmen, auch beim WAFF. In Wirklichkeit geht es darum, dass wir die Angebote, die wir haben, näher zu den Frauen bringen, und das können wir nur, indem wir vor Ort gehen, und wir machen gerade bei den „Mama lernt Deutsch"-Kursen bei NOVA und bei FRECH mit diesen WAFF-Initiativen und unserer Niedrigschwelligkeit sehr gute Erfahrungen. Es geht gar nicht darum, neue Dinge zu erfinden, sondern die Dinge, die wir bereits haben und die erfolgreich sind, näher an die Frau heranzutragen. Damit machen wir auch etwas ganz Wichtiges bewusst, dass nämlich Bildung nicht deshalb von Frauen konsumiert werden kann und soll, weil sie ein Luxus ist. Bildung darf kein Luxus sein, weder im Sinne von Zeitmanagement noch im Sinne von Kosten für Aus‑ und Weiterbildungsmaßnahmen.

Ich meine, wenn wir konsequent in einem breiten Frauenbündnis an diesem Paket arbeiten, dann werden wir von diesem Platz 15 hoffentlich schon bald auf ein höheres Niveau kommen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für diese ausführliche Beantwortung! - Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben prekäre Arbeitsverhältnisse angesprochen, und Sie haben auch die Klein- und Mittelbetriebe angesprochen. – Es stimmt: Im Idealfall wäre natürlich vor allem der familienfreundlich eingestellte Klein- und Mittelbetrieb für viele Frauen der ideale Arbeitsplatz. Allerdings stehen wir in Wien häufig vor der Situation, dass diese Klein- und Mittelbetriebe entweder schließen oder wegziehen und die Frauen immer mehr in diese prekären Arbeitsverhältnisse, wie Sie es nennen, nämlich in schlecht bezahlte Teilzeitjobs, die nur eine niedrige Qualifizierung erfordern, gedrängt werden. Manchmal bleibt den Frauen auch trotz guter Ausbildung gar nichts anderes übrig, als solche Jobs anzunehmen. Und da sehe ich in Wien schon ein regionales Problem, denn dort, wo wenig Stadtentwicklung stattfindet, werden die Arbeitsplätze so ausgedünnt, dass es wirklich problematisch ist, einen entsprechenden Job zu finden, der sowohl der Qualifikation entspricht als auch Familienfreundlichkeit aufweist, und darauf sind ja in erster Linie die Frauen angewiesen, die Beruf und Familie vereinen wollen, und wir stehen dazu, dass sie das auch tun können.

Ich weiß, dass das nicht unmittelbar bei Ihnen ressortiert, aber Sie sind ja Mitglied dieser Stadtregierung. Welche Initiativen kann man Ihrer Meinung nach setzen, dass es gerade in den Stadtgebieten, wo – aus welchen Grünen auch immer – wirklich gute Arbeitsplätze zunehmend abgebaut werden, eine Ansiedlung von teilweise minderwertigen Betriebe stattfindet und gerade schlechte Teilzeitverhältnisse oft der einzige Arbeitsplatz für Frauen sind, die eine gewisse regionale Nähe bevorzugen müssen, wieder zu einer Vermehrung von frauenfreundlichen Arbeitsplätzen kommt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich sehe das Szenario, das Sie hier zeichnen, nicht so. Wir erleben einen deutlichen Rückgang der Industrialisierung und einen Aufschwung des Dienstleistungsbereichs, welcher der Bereich ist, in dem es überwiegend Frauenarbeitsplätze gibt. Wenn es in diesem Zusammenhang um die Stadtentwicklung und um Betriebsansiedlungen geht, dann kann ich nur auf die vielen erfolgreichen Programme verweisen, bei denen wir in Forschung und Entwicklung investieren. Die in Frage kommenden Betriebe sind meistens keine Großbetriebe, sondern Klein- und Mittelbetriebe, bei denen es sehr wohl auch Ansätze gibt, Frauen zu fördern. 

Ein Beispiel dafür ist der Fem-Call: Dafür werden wirklich Fördergelder von der Stadt, wenn klar ist, dass an der Forschung und Entwicklung im Zusammenhang mit diesen Projekten Frauen maßgeblich beteiligt sind. So wird auch die Frau in der Forschung aufgewertet.

Im Hinblick auf den Dienstleistungsbereich gibt es zum Beispiel beim WAFF unzählige Maßnahmen zur Qualifizierung von Frauen, etwa im Bereich der Pflege. Wenn man sich die hohen Teilzeitquoten zum Beispiel im Einzelhandel anschaut – da sind es 46 Prozent –, dann kann man, glaube ich, sagen, dass wir mit unseren Arbeitszeitinitiativen, die ich gerade beschrieben haben, den richtigen Weg eingeschlagen haben.

Die von Ihnen angesprochene Tatsache, dass gerade Frauen den individuellen Weg der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben über eine Reduktion der Arbeitszeit wählen und dafür eine Dequalifizierung oder auch Prekarisierung in Kauf nehmen, ist, glaube ich, in allererster Linie ein gesellschaftspolitisches Problem. Denn wenn es zu keiner tatsächlichen Umverteilung und keiner tatsächlichen Geschlechtergerechtigkeit im Sinne der Umverteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit kommt, dann wird dieses Problem nicht über Stadtentwicklung und auch nicht über konkrete Handlungsansätze in einem Betrieb, auch wenn er nur aus fünf Leuten besteht, lösbar sein. 

Vielmehr haben wir diese Frage im Jahr 2008 und den Folgejahren gesellschaftspolitisch zu lösen. Ich schaue da eher in die Zukunft: Es muss für junge, gut ausgebildete Frauen gute Rahmenbedingungen geben, und es müssen in der Frage der Geschlechtergerechtigkeit und der Aufgabenteilung in einer Partnerschaft tatsächlich weitere Schritte gesetzt werden.

Letztlich wird natürlich die Einkommensschere, so lange sie so aussieht, wie sie jetzt aussieht, letztendlich immer eine Entscheidungsgrundlage für die einzelnen Familien beziehungsweise für die Frauen in dieser Frage sein. 

Das heißt, ich würde mich hier lieber über den gesellschaftspolitischen Ansatz von Frauenpolitik unterhalten, insbesondere darüber, wie wir hier gemeinsam Maßnahmen treffen können, um diese Probleme auszulöschen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben zuerst hier ausgeführt, wie wichtig die Koppelung der öffentlichen Auftragsvergabe an die Gleichstellungsbilanzen in den Betrieben ist. – Wien könnte diesbezüglich etwas tun, es gibt ja ein rot-grünes Projekt in diesem Bereich.

Ich möchte Sie jetzt fragen: Wann wird es so weit sein, dass wir diese verpflichtende Koppelung haben? – Es ist mir nämlich ein Anliegen, dass da etwas weitergeht, denn Sie haben jetzt richtig angeführt, dass das notwendig ist und einer der Eckpfeiler sein sollte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja. Dieses Projekt gibt es. Ich war dabei und habe jetzt einmal recherchiert. Anna Sporrer hat eine sehr ausführliche Arbeit darüber geschrieben, was möglich wäre. Und ich kenne auch den Arbeitskreis auf Bundesebene. Ich habe mich mit Barbara Prammer und mit Doris Bures unterhalten, wo sie in dieser Frage gerade stehen, weil Barbara Prammer diesbezüglich sehr viel unternommen hat und Doris Bures auch entsprechende Forderungen aufstellt.

Was ich jetzt in Wien konkret gerade mache, ist, dass ich veranlasst habe, dass die Magistratsabteilung 63 gemeinsam mit der Magistratsdirektion einmal das Feld absteckt, was rechtlich in Wien, unabhängig von einer Bundesregelung, möglich ist, um zu schauen, was wir in Wien konkret zustande bringen können. Da habe ich großen Ehrgeiz.

Das enthebt uns aber nicht der Forderung an den Bund, da gemeinsam weiter dranzubleiben. Wir wissen nämlich alle, dass wir, wenn es eine bundeseinheitliche Regelung dazu gäbe, nicht auf Landesebene sozusagen „Paragraphenwuseln“ müssten. Aber da bleibe ich, wie gesagt, dran, und ich hoffe, dass wir schon bald ein paar konkrete Ansätze präsentieren können, denn das macht das Ganze auch nachvollziehbarer, und wenn man nach einer Evaluierung abschätzen kann, was das tatsächlich bringt, dann ist das, wie ich meine, der „best way of“.

Was mir nicht gefällt, ist zum Beispiel die Regelung, wie sie in Schweden getroffen wurde, dass ab zehn Personen ein verpflichtender Frauenförderungsplan zu erstellen ist. Das wird nämlich aus meiner Sicht nicht nachhaltig kontrolliert und ist oft das Papier nicht wert, auf dem es steht. Ich meine, dass es wichtig ist, eine stärkere Kooperation mit den Klein- und Mittelbetrieben zu suchen und diese darauf vorzubereiten, wie sie Frauen fördern könnten, wenn das letztendlich ein Parameter bei der öffentlichen Auftragsvergabe ist. Das halte ich für genauso wichtig wie eine rechtliche Abklärung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. Die 3. Zusatzfrage stellt Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Laut Ihren Aussendungen, zum Beispiel jener von Frau Vizebürgermeisterin Brauner vom 4. März 2008, liegt die Frauenerwerbsquote der Bundeshauptstadt bei 76,6 Prozent. Laut schriftlicher Auskunft der Statistik Austria heißt es aber wortwörtlich: „Leider können wir die unteren Frauenerwerbsquoten für Wien nicht nachvollziehen. Nach der Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung beträgt die Frauenerwerbsquote im dritten Quartal 2007 für Wien 61,5 Prozent und für Österreich 63 Prozent, diejenige der Männer für dasselbe Quartal allerdings 71,6 Prozent für Wien und 76,9 Prozent für Österreich.“

Nachdem Sie sichtlich eigene mathematische Ansätze haben, würde ich jetzt gerne von Ihnen wissen, wie die SPÖ-eigene Superformel zur Errechnung Ihrer Frauenerwerbsquote in Wien lautet.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich habe keine Superformel, sondern wir beziehen uns auf die Daten, die wir von unserer statistischen Abteilung zur Verfügung gestellt bekommen. Ich kann Ihnen diese sehr gerne auch zukommen lassen. Man saugt sich dort natürlich nicht irgendwelche Zahlen, Daten und Fakten aus den Fingern, sondern Letztere beziehen sich sehr wohl auch auf zentralstatistisches Material. 

Lassen Sie mich jetzt nur einen Punkt zur Erwerbstätigkeit sagen: Ich gehe davon aus, dass diese 76 Prozent korrekt sind, ich kann Ihnen dann auch noch gerne nachweisen, woher ich diese Zahl habe. Worum es aber in Wirklichkeit geht, ist, wie wir gerade auch mit Ihnen als Partei der Wirtschaftstreibenden – wie Sie sich selbst immer gerne bezeichnen – gemeinsam insoweit kooperieren und einen Beitrag dazu leisten können, dass gerade in den Klein- und Mittelbetrieben, von welchen wir so viele in Wien haben und wo sehr viele Frauen beschäftigt sind, nämlich 76 Prozent, die Frauen entsprechend ihrer Qualifikationen bezahlt werden. Wichtig ist die Frage, wie wir gemeinsam einen Beitrag dazu leisten können, dass diese Frauen qualifizierte Arbeit haben und auch Teilzeitbeschäftigte einen Zugang zu Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen bekommen, von denen sie jetzt überwiegend ausgeschlossen sind.

Relevant ist die Antwort auf die Frage, was wir auf der Ebene der Wirtschaftsstruktur und der Arbeitsmarktpolitik gemeinsam tun können. Diesbezüglich war ich mit Frau Präsidentin Jank schon im Einvernehmen, und wir zwei haben das auch schon einmal kurz besprochen.

Ich glaube, es wäre wirklich gut, das Ganze sozusagen auf Bezirksebene herunterzubrechen, dort die Beteiligten, nämlich Wirtschaftstreibende und Bezirksvertretungen, zusammenzuholen und zu schauen, was gemeinsam getan werden kann und inwiefern die Betriebe und damit letztendlich auch die Frauen von den bestehenden Förderungsmaßnahmen profitieren können. Dann werden wir uns vielleicht bald nicht mehr darüber unterhalten müssen, ob es jetzt 70 oder 76 Prozent sind, denn dann haben wir vielleicht gemeinsame Zahlen, die bei über 90 Prozent liegen. Das wäre schön! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 4. Zusatzfrage kommt von Frau GRin Wehsely.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich komme zu meiner Zusatzfrage: Eine wichtige Problematik in diesem Zusammenhang ist das Thema der Berufswahl der Mädchen und jungen Frauen. Hier gibt es nach wie vor ziemliche Einschränkungen. Welche Maßnahmen und Pläne gibt es da? Wie kann man die Mädchen und jungen Frauen ein bisschen mehr an die Fülle der Ausbildungsmöglichkeiten und Berufe heranführen? Was ist da geplant?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Gemeinderätin!

Zur Frage, was man tun kann: Es gibt sehr viele Projekte gerade in der Mädchenförderung und -qualifizierung. Mir ist dabei wichtig, dass diese nicht immer nur angeführt, sondern auch entsprechend adaptiert werden. Unter dem Motto „Töchter können mehr" geht es mir zum Beispiel darum, konkret darauf zu schauen, was der Töchtertag bewirkt. Der Töchtertag ist eine wunderbare Einrichtung, an der voriges Jahr 2 500 Mädchen und 150 Betriebe teilgenommen haben, und wahrscheinlich wird es heuer noch viel mehr Teilnehmer geben, die dann gemeinsame Erlebnisse im Kontakt mit atypischen Frauenberufen haben werden. Das ist schön. Dabei handelt es sich meistens aber nur um Workshops von zwei bis drei Stunden, dann befindet sich das Mädchen jedoch nach wie vor in dem Umfeld, in dem sie sich im Freundeskreis, im Familienkreis und in der Schule schon immer befunden hat.

Daher müssen wir dort ansetzen, damit die Mädchen weiter dazu motiviert werden, sich eventuell tatsächlich für einen atypischen Frauenberuf zu entscheiden, denn wir wissen, dass genau bei diesen so genannten atypischen Frauenberufen die Bezahlung und die Arbeitsbedingungen besser sind und es einen leichteren Zugang zur Aus- und Weiterbildung gibt. Es geht darum, hier an der Nachhaltigkeitsschraube zu drehen. Deswegen fördern wir jetzt „mut!“. „mut!“ wird sozusagen in der LehrerInnenaus- und -fortbildung schon in Berufsorientierungs-, Mädchenförderungs- und ‑motivationsprogramme implementiert, das heißt, dass auch die LehrerInnen ihren Beitrag dazu leisten können.

Bei der Töchtertagsgestaltung legen wir großen Wert darauf, dass es einen weiterführenden, nachhaltigen Kontakt der Betriebe mit den Mädchen gibt. Mädchen, die einen Workshop besucht haben, werden eingeladen, sich etwa in einem Sommerworkshop im Betrieb näher zu informieren oder sich zeitgerecht zu bewerben. – Diese Maßnahmen gehen aus meiner Sicht in die richtige Richtung.

Weiters haben wir eine Webpage „Jobs for Girls", die ich schon einmal präsentiert habe, auf der 250 Berufe beschrieben werden und wo auch die Frauen zu Wort kommen, die bereits Erfahrungen in diesem Berufsfeld gemacht haben, und sagen, wo sie Chancen und Entwicklungsmöglichkeiten für Frauen sehen, damit man genau dort ansetzen kann. Das halte ich deshalb für so wichtig, denn wenn wir die Einkommensschere tatsächlich schließen möchten, dann bedarf es natürlich im Erwerbsprozess zahlreicher Maßnahmen.

In Wirklichkeit geht es aber, wie gesagt, auch darum, von Beginn an den Mädchen nach der Ausbildung beim Berufseinstieg die notwendigen Instrumente in die Hand zu geben, sie zu informieren und die vielfältigen Möglichkeiten aufzuzeigen. Diese Alternative darf nicht als Schwarz-Weiß-Malerei quasi mit der Schere für die Friseurin und dem Blaumann für die Automechanikerin präsentiert werden, sondern es muss wirklich das ganze Spektrum aufgezeigt und dargelegt werden, dass es für die Frauen eine große Palette an Entwicklungsmöglichkeiten und Chancen gibt. Deswegen ist genau dieser Förderungsbereich sehr wichtig. – Danke für die Frage.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Wir kommen zur 5. Frage (FSP - 00849-2008/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Frau GRin Frank gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Viele Mieter im Gemeindebau sind derzeit mit dem Missbrauch konfrontiert, dass andere Mitbewohner in der hauseigenen Waschküche für Familienangehörige, Verwandte, Freunde, quer über Wien, die Wäsche waschen und das auf Kosten der anderen Mieter via Betriebskosten. Wann wird im Gemeindebau das neue Waschmarkensystem mit Verursacherprinzip eingeführt?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau GRin Frank!

In der Tat ist die Frage der Benützung der Waschküchen in den Wiener Gemeindebauten sehr wichtig. Ich möchte mich trotzdem auf Grund der fortgeschrittenen Zeit sehr knapp fassen und auf die wesentlichen Punkte konzentrieren. Zunächst möchte ich einen kurzen Rückblick vornehmen, dann die Ist-Situation beschreiben und in einem weiteren Schritt darstellen, was ich mir in diesem Bereich vorgenommen habe.

Zunächst zur derzeitigen Datenlage: Es gibt bei Wiener Wohnen im Augenblick 5 190 maschinell ausgerüstete Einzelwaschküchen sowie 31 Zentralwaschküchen mit insgesamt 473 Waschkojen. Im gesamten Waschküchenbereich gibt es rund 11 100 Geräte, nämlich vorwiegend Waschmaschinen und Trockner, in Einzelfällen aber auch Bügelmaschinen, Abluftkondensatoren und andere technische Geräte.

Bis zum Jahr 2002 wurde ein geringer Teil der Betriebskosten der Waschküche, nämlich der Energieverbrauch durch die Benutzer, über das System der Waschmarken bezahlt. Der größere Anteil der Betriebskosten wurde auch damals schon entsprechend § 24 Mietrechtsgesetz nach dem Nutzflächenschlüssel von allen Mieterinnen und Mietern getragen. Das waren insbesondere die Kosten für Wasser, Abwasser, Reinigung und Betreuung der Waschküchen.

Auf Grund des hohen administrativen Aufwands und vor allem auch auf Grund der Änderung des Hausbesorgergesetzes gab es immer weniger Personen, die vor Ort eine Einteilung der Zeiten für die Benutzung der Waschküche vorgenommen haben, und daher wurde 2002 der Einsatz von Waschmarken für Einzelwaschküchen abgeschafft. Im Jahr 2004 wurden diese Waschmarken auch für die Zentralwaschküchen abgeschafft. Seit diesem Zeitpunkt werden die Energiekosten dieser Gemeinschaftsanlagen analog zu den anderen für den Betrieb der Waschküche anfallenden Betriebskosten gemäß § 24 Mietrechtsgesetz nach dem Nutzflächenschlüssel aufgeteilt.

In der Folge haben sich insbesondere die Mieterinnen und Mieter eingebracht und eine Reihe von Modellen erarbeitet, um die Nutzung der Waschküchen selbst zu gestalten und zu betreuen. Beispielsweise gab und gibt es nach wie vor in einigen Anlagen das System der so genannten Energiebuchhaltung light: Dabei haben die Mieterinnen und Mieter selbst Zeiten eingeteilt und auch autonom in Abstimmung mit Wiener Wohnen die Abrechnung der Kosten vorgenommen.

Richtig ist aber, dass in vielen Wohnhausanlagen als Folge der Auflassung der Waschmarken eine erhöhte Nutzungsintensität festzustellen war, und damit verbunden war auch eine intensive Diskussion über die Art und Weise, wie diese Waschküchen von Mieterinnen und Mietern zu benutzen sind.

Im Wesentlichen hat es zwei Beschwerdebereiche gegeben, die man gesondert sehen muss und hinsichtlich welcher man auch gesondert nach Lösungen suchen muss beziehungsweise diese auch schon gefunden hat. 

Einerseits gibt es jene Beschwerden, die mit der Zeit der Waschküchenbenützung in Verbindung stehen. Das stellt insbesondere dann ein Problem dar, wenn die Ruhezeiten nicht entsprechend eingehalten werden. Dabei handelt es sich um die Zeit vor 6 Uhr in der Früh beziehungsweise nach 20 Uhr am Abend beziehungsweise um Sonn- und Feiertage. Diesbezüglich hat es Beschwerden von Mieterinnen und Mietern gegeben, dass durch die intensive Nutzung der Waschküche die eigene Ruhe beeinträchtigt wurde.

Aus diesem Grund haben wir das System der elektronischen Betriebszeiten-Überwachungsmodule eingeführt. Diese vorgeschalteten Module verursachen beim Gerät zeitgesteuert einen automatischen Stopp zu den jeweiligen Betriebszeiten. Dieser Stopp erfolgt nicht so, dass durch ein plötzliches Herabsenken der Energiezufuhr das Gerät beschädigt wird, sondern das Gerät wird bereits vorausberechnend ausgeschaltet, und in einem bestimmten Zeitraum ist keine weitere Ingangsetzung des Waschgerätes möglich.

Wir haben dieses Modul bereits in 2 500 Waschküchen installiert, und eine Installation ist weiterhin möglich. Wenn Mieterinnen und Mieter das wünschen, genügt es, sich mit dem Kundendienstzentrum von Wiener Wohnen ins Einvernehmen zu setzen, damit ein solches vorgeschaltetes Modul im Waschgerät eingebaut wird.

Der zweite Beschwerdebereich betraf die Einteilung der Waschtage: Da gibt es mehrere Möglichkeiten. Eine Lösung besteht darin, dass die vorhandenen HausbesorgerInnen den Waschplan erstellen und entsprechend einem Schlüssel einen halben Waschtag von sieben Stunden für jeden Mieter beziehungsweise jede Wohnung vorsehen. Wenn die Waschküche frei sein sollte, dann ist es möglich, dass darüber hinaus ein weiterer halber Waschtag zugeteilt wird. Diesfalls werden insbesondere kinderreiche Familien bevorzugt behandelt.

Eine weitere Möglichkeit besteht darin, dass der Hausbesorger aus dem benachbarten Sprengel diese Einteilung der Waschzeiten vornimmt.

Drittens besteht die Möglichkeit, dass der Waschplan und die Schlüsselausgabe durch einen Mietervertreter beziehungsweise durch Mitarbeiter der HausbetreuungsgmbH erstellt wird und erfolgt.

Viertens kann die Einteilung der Waschtage von der Mietergemeinschaft selbst übernommen werden. Wir unterstützen es sehr, wenn das autonom durch die Mieterinnen und Mieter selbst gestaltet wird.

Ich habe mir jetzt überlegt, wie man die Mieterzufriedenheit noch dadurch stärken kann, dass man den Zugang zur Waschküche reglementiert und habe die Erarbeitung eines Zutrittssystems, kombiniert mit einer elektronischen Verwaltung der Waschpläne, in Auftrag gegeben. Damit soll in Zukunft über das jetzt neu eingerichtete SAP-System bei Wiener Wohnen die Administration der Waschküchen und die Berechnung der darüber hinausgehenden Waschleistungen ermöglicht werden. Ich bin nämlich sehr dafür, dass in Zukunft für die Mieterinnen und Mieter noch klarer erkennbar ist, wie viel Zeit sie konsumiert haben und wie viel sie zusätzlich bezahlen müssen, um Zusatzleistungen wie beispielsweise einen zweiten oder dritten Termin zu finanzieren.

Das heißt, es ist daran gedacht, ein Zutrittssystem zu installieren. Es laufen bereits erfolgreiche Pilotversuche, bei denen reglementiert ist, dass man nur mehr in der mit Wiener Wohnen vereinbarten Waschzeit die Waschmaschine benützen kann. Alles, was darüber hinaus geht und vom Waschplan her möglich ist, soll gewährleistet sein, insbesondere für kinderreiche Familien, aber dann muss man aufzahlen. Dafür soll es eine sozial gestaffelte finanzielle Leistung geben. Wenn jemand das zweite oder drittel Mal für Familienangehörige, für die Fußballmannschaft oder für wen auch immer wäscht, muss er auch entsprechende finanzielle Leistungen erbringen, damit die Mietergemeinschaft diese Zusatzkosten nicht zu tragen hat.

Ich gehe davon aus, dass durch dieses neu eingeführte System, das wir flächendeckend im dritten Quartal des heurigen Jahres überall dort, wo es von den Mieterinnen und Mietern gewünscht wird, anbieten wollen, mancher Ärger, den es vielleicht da und dort in Bezug auf Waschküchen gibt, hintangestellt wird. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage kommt von Frau Kollegin Frank. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Herzlichen Dank für die umfangreichen Ausführungen, die Sie jetzt zu diesem Thema geliefert haben! Immerhin gab es jetzt bereits sechs Jahre lang keine vernünftige Lösung. Sie haben ja selbst gesagt, dass es seit 2002 und auslaufend seit 2004 das bisherige System der Waschmarken nicht mehr gegeben hat. 

Das neue System führen Sie jetzt nur dort ein, wo es die MieterInnen wollen, und ich weiß nicht, wie viele MieterInnen daran tatsächlich interessiert sind. In Anbetracht der Struktur der Wohnhäuser waren ein großes Problem auch die Zeiten. Es gab keine Hausordnung, beziehungsweise hat sich niemand daran gehalten. So konnte es geschehen, dass jemand zwar den Waschtag vorgesehen hatte, aber ihn gar nicht ausnutzen konnte, weil dann Waschmaschinen, Trockner und Trockenplätze bereits besetzt waren.

Im Wesentlichen haben die Leute daran aber die immens hohen Kosten gestört, und diese Kosten sind eindeutig verbunden mit den Gebührenerhöhungen, die die Stadt Wien laufend vornimmt, und zwar im Zusammenhang mit dem Waschen vor allem die Kosten für Wasser, Energie und Kanal.

Die Stadt Wien ist der größte Wohnungseigentümer Österreichs, und ich kann mir nicht vorstellen, dass es Ihnen nicht möglich ist, für Fernwärme, Wien Energie, WIENGAS und so weiter günstigere Konditionen zu bekommen, sodass die Leute, ob sie jetzt waschen oder nicht, von den ständigen Erhöhungen nicht so massiv betroffen sind, wie das jetzt der Fall ist. Die Mieten sind nämlich, auch wenn sie auf Grund der Indexanpassung erhöht werden, im Verhältnis zu den Betriebskosten – das möchte ich wirklich betonen – gering. 

Daher meine Frage: Welche Maßnahmen werden Sie jetzt setzen, beziehungsweise werden Sie sich dafür einsetzen, dass endlich auch diese hohen Gebühren einmal reduziert und nicht permanent in einem solchem Ausmaß erhöht werden? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Wie Sie richtig sagen, sind die Mieterhöhungen in den Wiener Gemeindebauten in Anbetracht der Gesamtkostenentwicklung in der Gesellschaft moderat. In den meisten Bereichen ist in den letzten Jahren unter der Inflationsrate erhöht worden. Betreffend die sonstigen Energiekosten gibt es auch einen sehr starken Einfluss des internationalen Marktes. Das muss man zweifellos auch beachten! Energiekosten sind, wenn man das so ausdrücken will, auch einem internationalen Zusammenhang zuzuordnen.

Wir bemühen uns, für unsere Mieterinnen und Mieter die besten Konditionen zu bewirken, und ich meine, das gelingt uns auch. Ich glaube, dass wir mit diesem neuen Zutrittsystem auch gewährleisten können, dass jeder Mieter und jede Mieterin nur das bezahlt, was im Zusammenhang mit seiner oder ihrer Tätigkeit in der Waschküche auch für den jeweiligen Haushalt anfällt. Daher gehe ich davon aus, dass das Gefühl der Ungerechtigkeit, das manche Mieterinnen und Mieter haben, dass sie für Leistungen bezahlen, die andere konsumieren, in Zukunft nicht mehr bestehen wird. Ich bin sehr zuversichtlich, dass dieses neue Zutrittsystem auch dazu beitragen wird, da und dort die Haushaltbudgets zu entlasten. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die nächste Zusatzfrage kommt von Frau GRin Dipl-Ing Gretner. – Bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben schon angesprochen, dass durch das neue Hausbesorgergesetz diese soziale Kontrolle durch die Hausbesorger sehr stark eingeschränkt wurde. – Ich möchte jetzt noch – abgesehen von den Waschküchen –, betreffend den Beschluss, in acht Wiener Gemeindebauten Überwachungskameras zu installieren, um Vandalismusakten vorzubeugen, eine Frage an Sie richten: Für die Installation einer solchen Kamera sind 400 000 EUR budgetiert. Das ist für diese acht Gemeindebauten doch eine recht hohe Summe! Muss man davon ausgehen, dass die durch Vandalismus verursachten Kosten in diesen Gemeindebauten derart hoch waren, dass sich eine solche doch sehr starke Maßnahme rechtfertigt?

Es gibt ja auch wissenschaftliche Studien, die beweisen, dass es einen Verdrängungseffekt gibt: Die Kameras werden aufgestellt, die Vandalismusakte erfolgen dann anderswo, und man glaubt, man hätte Erfolg gehabt. Daher wiederhole ich meine Frage: Gibt es eine Auflistung der Kosten, die bisher in diesen Gebieten angefallen sind, beziehungsweise gibt es eine Art Monitoring, dass man auch ein bisschen über die Gemeindebaugrenzen hinaus beobachtet, ob sich diese Vandalismusakte auf andere Gebiete verlagern?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Waren drei Fragen. – Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Die Zusatzfragen stehen in einem sehr losen Zusammenhang mit der ursprünglichen Frage, aber ich möchte sie trotzdem gerne beantworten, weil das vielleicht auch mithilft, Missverständnisse hintanzuhalten.

Ich bin der Meinung, dass Videoüberwachung nicht alle Probleme löst und nur ein Mosaikstein sein kann, um insgesamt das Sicherheitsgefühl in Wohnhausanlagen, vor allem in größeren Wohnhausanlagen, zu verbessern.

Die Kosten, die budgetiert sind, beziehen sich auf jene acht Gemeindebauanlagen, in denen es in den vergangenen Jahren besonders häufig gut dokumentierte Fälle von Sachbeschädigungen und Einbrüchen gegeben hat. Ich weiß auswendig, dass in einer der Wohnhausanlagen im vergangenen Jahr eine Schadenssumme von 80 000 EUR rein durch Vandalismusakte und Sachbeschädigung jener Räumlichkeiten angefallen ist, die in Zukunft videoüberwacht sein werden. Das heißt, wir gehen davon aus, dass es eine starke präventive Wirkung in diesen Bereichen geben wird. Sicher kann man nicht sein, da haben Sie zweifellos recht, aber wir hoffen, dass es zumindest in diesen Bereichen eine Reduzierung der Schadensfälle und damit auch eine Reduzierung der Kosten für die Mieterinnen und Mieter gibt, die ja immer auch für die Reparatur aufkommen müssen. Das muss uns bewusst sein.

Diese Videoüberwachung, die derzeit in einem Pilotversuch eingerichtet wurde, auf ein Jahr vorgesehen ist und in enger Abstimmung auch mit der Datenschutzkommission ausgerichtet wurde, wird auch wissenschaftlich begleitet und evaluiert, und erst nach Ende des Pilotversuches werden wir weitere Schritte setzen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Danke für die sehr ausführliche Beantwortung der Frage! Das ist insofern wichtig, als ja seit vielen Jahren immer wieder Unmut darüber geäußert wird, dass der Waschküchentourismus überhand genommen hat. Gestern hat es eine Mieterbeiratsversammlung im 23. Bezirk in Alterlaa gegeben, bei der das System sehr genau erklärt und vor allem erläutert wurde, was das System kann.

Bedauerlicherweise habe ich jetzt auch eine Antwort Ihrer Pressesprecherin in Händen, gemäß welcher eine individuelle Kostenabrechnung des Versuchssystems angeblich nicht möglich sein soll. Ich erachte diese Feststellung auf Grund der technischen Information, dass mit diesem System sehr viel möglich ist, als nicht richtig. Wie stehen Sie zu dieser Beantwortung?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich kenne die von Ihnen angeführte Aussage nicht. Ich kann nur sagen, dass der Probebetrieb, den wir durchgeführt haben, meines Wissens in zwei anderen Wohnhausanlagen stattgefunden hat, nämlich im 15. Bezirk und ihm 12. Bezirk. Ein derartiger technischer Versuch, wie Sie ihn genannt haben, ist mir nicht bekannt. Richtig ist aber, dass nicht nur von der Stadt Wien, sondern auch von sehr vielen Wohnbaugenossenschaften derzeit unterschiedliche technische Systeme in Verwendung stehen beziehungsweise getestet werden und dass es unterschiedliche Erfahrungen gibt.

Ich habe starkes Interesse daran, ein System zu finden, das einen geringen Administrationsaufwand und damit möglichst geringe Kosten auch für die Mieterinnen und Mieter bringt und das technisch und organisatorisch leicht zu handhaben ist. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die nächste Zusatzfrage wird von Frau GRin Mörk gestellt.

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

In einigen Wohnhausanlagen wird die Einteilung der Waschküchen von den Mieterbeiträgen und MieterInnen selbst organisiert. Soll dieses elektronische Zutrittssystem auch in diesen Wohnhausanlagen eingebaut werden?

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Gemeinderätin!

Sie haben völlig recht. Es gibt Wohnhausanlagen, wo die Mieterinnen und Mieter die Einteilung der Waschküchen selbst organisieren, und das läuft in den meisten Fällen sehr gut und führt zu einer hohen Mieterzufriedenheit. Ich denke daher nicht daran, Änderungen vorzunehmen. Das heißt, überall dort, wo es funktioniert und die Mieter mit der jetzigen Einteilung zufrieden sind, möchte ich ihnen kein anderes System überstülpen, sondern sie bei ihrem bisherigen erfolgreichen Weg unterstützen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die letzte Zusatzfrage kommt von Frau GRin Frank. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Für mich noch ein bisschen offen geblieben ist die Mietermitbestimmung. In welchem Ausmaß müssen die Mieter zustimmen? Genügt eine einfache Mehrheit?

Meine Zusatzfrage richtet sich jetzt darauf, dass die Mieter in sehr alten Mietverträgen beim Stromverbrauch noch an Wien Energie gebunden sind. Das heißt, sie hatten früher überhaupt nicht die Möglichkeit, zu billigeren Systemen zu wechseln. Mittlerweile ist der Markt offen, und es gibt jetzt billige Anbieter, zu denen viele wechseln. – Inwieweit können Sie, Herr Stadtrat, garantieren, dass im Zusammenhang mit den Betriebskosten für das Wäschewaschen den Mietern tatsächlich der billigste Strom zur Verfügung gestellt wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich gehe davon aus, dass die Wirtschaftsabteilung von Wiener Wohnen den Markt laufend beobachtet und die für die Mieterinnen und Mieter günstigsten Varianten wählt. Aber ich werde Ihre Frage gerne zum Anlass nehmen, diesbezüglich noch einmal nachzufragen und auch die Rahmenbedingungen zu erfragen, und ich werde Ihnen das auch gerne zukommen lassen.

Zu Ihrer vorhergehenden Frage, inwieweit die Mieterinnen und Mieter in die Entscheidung mit eingebunden werden, kann ich Ihnen sagen, dass vorgesehen ist, dass auf Grund der Rechtslage eine Zustimmung der Mieterinnen und Mieter der betreffenden Wohnhausanlage mit Zweidrittelmehrheit notwendig ist, um ein solches System zu installieren. Ich gehe davon aus, dass es durchaus im Sinne der Mieterinnen und Mieter ist, das einzurichten, und wir hören auch im Vorfeld bereits sehr viel an Zustimmung. 

Ich gehe davon aus, wenn es uns gelingt, auch die Mieter entsprechend zu informieren, dass es die notwendigen Zustimmungen geben wird, um dieses neue verbesserte Zutrittssystem zu installieren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Damit sind wir am Ende unserer zwei Fragestunden.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Der legalisierte Parkplatzraub oder wie die SPÖ die Wiener Autofahrer diskriminiert" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mahdalik, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Der Titel der heutigen Aktuellen Stunde ist zugleich und leider Programm der SPÖ, die, wie wir finden, ohne Not grüne Programmatik in der Autofahrer-, in der Parkplatzfrage, in Wien übernommen hat. Gerade diese zwei Parteien, die sonst hinter jeder Ecke irgendeine Diskriminierung wittern, die sich klar und deutlich gegen jede Diskriminierung aussprechen, finden überhaupt nichts dabei, die Autofahrer - ich möchte mich gleich für den Ausdruck entschuldigen - wie den letzten Dreck zu behandeln. 

Die Autofahrer werden in Wien seit Jahr und Tag diskriminiert. Es hat schon vor mehr als einem Jahrzehnt angefangen, wie man die übergroßen Ohrwascheln, die übergroßen Baumscheiben, die Gehsteigvorziehungen und Weiteres begonnen hat, über ganz Wien auszustreuen und damit schon über die letzten Jahre schleichend, aber irgendwann doch merklich, Hunderte, sogar Tausende Parkplätze vernichtet hat. Und irgendwann wird der Tag kommen – das klingt heute vielleicht noch übertrieben, aber irgendwann wird der Tag kommen, (GR Mag Rüdiger Maresch: Dass die Zahl der Autos zurückgeht!) wo der Besitz, die Inbetriebnahme und das Abstellen eines Autos auf öffentlichem Grund wie ein Sittlichkeitsdelikt behandelt wird, und, meine Damen und Herren, so kann es ja nicht weitergehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das meinen Sie doch nicht ernst!) So kann es nicht weitergehen, und der Tag ist nicht mehr weit. (GR Godwin Schuster: Der Vergleich ist skandalös!)
Es wird ja schon jedem Autofahrer ein schlechtes Gewissen gemacht, wenn er einsteigt, weil er Abgase verbreitet, weil er Straßen verstopft, und so weiter, und er ist der böse Bube der Nation, der Autofahrer, ganz besonders in Wien. Es gibt zwar feine Unterschiede bei den Parteien. Für die GRÜNEN ist jeder Parkplatz per se schon etwas Unanständiges und die SPÖ ist sich in dieser Beziehung auch nicht zu schade, für Sie ist jeder Parkplatz, der nichts kostet, etwas Unanständiges. 

Die FPÖ sagt als einzige Partei, denn die ÖVP macht, wie immer, ihre ein bisschen dafür- und ein bisschen dagegen-Politik, und man weiß nicht genau, wie man dran ist, genau wie bei vielen anderen Themen der Stadtpolitik auch. Die FPÖ ist die einzige der Parteien, die klar und deutlich sagt, wir sind nicht die Lobby der Radfahrer, da gibt es genug in der SPÖ, bei den GRÜNEN, der ÖVP, die ein bisschen halt dafür ist, (GR Mag Rüdiger Maresch: Das haben Sie bisher verheimlicht!) wir sind die Lobby der Autofahrer, wir setzen uns für die Autofahrer, für die Parkplätze in Wien, ein und wir sehen uns da in einer Linie mit dem Großteil der Bevölkerung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Diese SPÖ geht ja ganz besonders unverfroren bei diesem Themenbereich vor. Auf der einen Seite kürzt sie das Angebot, das heißt, die Parkplätze werden immer weniger, auf der anderen Seite verlangt sie für ein gekürztes Angebot immer mehr Geld für die Kurzparkzonen, für das Parkpickerl. Da wird munter abkassiert, da wird den Leuten ins Geldbörsel gegriffen, ungeniert am helllichten Tag und ohne Strumpfmaske, und das Angebot wird gekürzt.

Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ, irgendwann gibt es die Antwort dafür. Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, irgendwann gibt es die Antwort dafür, und die Antwort gibt der Wähler am Wahltag, und ich habe es hier auch schon ein paar Mal von dieser Stelle gesagt. Man sieht die bleichen Gesichter der SPÖ, wenn sie an den nächsten Wahltag denkt, weil die absolute Mehrheit wird dann Geschichte sein. Und ich glaube, dass die Wiener Bevölkerung, vor allem die Wiener Autofahrer, die Politik jener Partei honorieren wird, die sich für sie ehrlich und offen einsetzt, und das ist die FPÖ, (Beifall bei der FPÖ.) die nach dem nächsten Wahlgang wieder zweitstärkste Fraktion sein wird. Und bei den GRÜNEN wird es genau das Gleiche sein am Wahltag, wenn dann die Journalisten warten, eine halbe, eine dreiviertel Stunde und dann mich schon ersuchen, bitte, holen Sie doch die Klubobfrau Vassilakou. Die war aber nicht aufzutreiben, weil sie sich mit, fürchte ich, langem Gesicht im Klub eingesperrt hat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was reden Sie da!) Aber wir machen unsere ehrliche Politik weiter. 

Für uns ist Autofahren und Parken nichts Unsittliches, und dieses Thema ist vor allem im Moment im 22. Bezirk ein ganz brennendes. 

Wir haben hier zwei aktuelle Raubüberfälle, die sich schon über Monate, beziehungsweise über Jahre hinweg ziehen, und zwar war der erste auf der Arbeiterstrandbadstraße. Dort werden für ein chinesisches Kulturzentrum – nachher wird ein SPÖ-Mandatar herausgehen und sagen, das war nie als Parkplatz gewidmet, aber das ist mir völlig wurscht, es ist auch der Bevölkerung wurscht, die dort seit Jahr und Tag ihre Autos abstellt - 150 Parkplätze in den nächsten Monaten oder Jahren vernichtet, man weiß ja nie genau, wann die Chinesen dann wirklich zum Bauen anfangen. 

Und auf der Arbeiterstrandbadstraße ist das ja nicht die erste Schikane gegenüber den Autofahrern, man hat ja auch Folgendes gemacht: Dort, wo viele Leute ihr Auto abstellen, und nicht nur aus Niederösterreich - die sind mir in diesem Fall nicht so wichtig -, sondern viele Menschen aus den peripheren Bezirksteilen von Donaustadt, die mit den öffentlichen Verkehrsmitteln aus Aspern oder Eßling bis zur U-Bahn schon einmal eine Stunde brauchen würden, das weiß man, Kollege Maresch, wenn man im 22. Bezirk wirklich wohnt und nicht immer nur dort kandidiert. Und ich weiß es, ich würde bis zur U1-Kagran eine Stunde brauchen, eine geschlagene Stunde, und da müsste ich dann noch einmal eine halbe Stunde ins Rathaus fahren, und mein Bub müsste aus Eßling eine Stunde in die Polgarstraße fahren, (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie fahren immer mit dem Auto herum!) das Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln … 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollege Maresch, Sie kommen ohnedies gleich dran. 

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Das Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln ist leider noch immer in den peripheren Bezirksteilen katastrophal. Und ich möchte mir den Grünen anschauen, Kollege Maresch, der aus Eßling ins Rathaus radelt, (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich kenne niemanden aus Eßling, der mit dem Auto in der Stadt herumfährt!) außer man sitzt gerne verschwitzt am Arbeitsplatz, waschelnass. Okay, das ist dann eine ganz eine eigene Partie. Aber es ist unmöglich, denn ohne Auto kann man sich in Aspern, in Eßling, in Breitenlee, in Süßenbrunn auf gut Deutsch daschiaßn. Und darum ist es unanständig, bei den U-Bahn-Stationen immer wieder Parkplätze zu vernichten.

Und bei der Arbeiterstrandbadstraße hat man eines gemacht: Dort haben die Menschen bis vor einiger Zeit, bis vor zwei, drei Jahren, glaube ich, bei der U-Bahn-Station, ihr Auto abgestellt, und nun hat man dort eine Kurzparkzone gemacht. Was haben die Leute, aus Not natürlich, gemacht? Sie sind weiter raufgerückt zu den Parkplätzen beim Donaupark, bei der Donauturmstraße. 

Was macht man jetzt? Man nimmt diese Parkplätze auch noch weg, als ob es in ganz Wien im 22. Bezirk keinen Platz für ein chinesisches Kulturzentrum geben würde.

Wir haben einen Alternativvorschlag gemacht beim Donauturm, der ist aber im Bezirk von der SPÖ und auch von der ÖVP abschlägig beschieden worden. Was wird jetzt weiter passieren? Es werden dort wieder 150 Parkplätze vernichtet, die Leute können aus genannten Gründen, weil sie ihre Zeit nicht gestohlen haben, leider nicht mit den öffentlichen Verkehrsmitteln aus Aspern, Eßling, Breitenlee und Süßenbrunn anreisen, sondern sie werden irgendwann ihr Auto weiter oben im Siedlungsgebiet, Am Bruckhaufen, abstellen und dann werden die Leute angefressen sein.

Und nach dem gleichen Schema geht man auch beim Donauzentrum vor, meine Damen und Herren. Dort werden ja in den nächsten Monaten, wieder für ein Chinesenprojekt, - ich weiß nicht, was wir mit den Chinesen haben, und warum die SPÖ-Mandatare immer gleich einen Salto schlagen, wenn die Chinesen sagen, hupf - 600 Parkplätze vernichtet, diesmal nicht für ein Kulturzentrum, sondern für ein Technologiezentrum. (GR Robert Parzer: Dreihundert!) Nein, 300 stimmt nicht, ich weiß es. Im Bezirk sagt es die SPÖ, sie haben irgend etwas mit 372 gezählt, angeblich nach einer Luftaufnahme (GR Robert Parzer: 395!) – Onkel Robert, ich habe es ja selber gezählt, zweimal sogar, weil ich ein bisschen schwach in Mathematik bin. Es sind an starken Tagen 600 am Parkplatz beim Donauzentrum. 600 Stellplätze, und die sollen für ein an und für sich begrüßenswertes Projekt, das Technologiezentrum, geopfert werden. 

Dieses Technologiezentrum, haben wir gesagt, begrüßen wir, es kann aber genauso gut auf jedem anderen Platz, zum Beispiel am Flugfeld Aspern, errichtet werden. Dort würde es auch thematisch hinpassen und würde der Entwicklung des Flugfeldes einen zusätzlichen Impuls verleihen. Aber nein, beim Donauzentrum gibt es Gratisparkplätze, und die müssen weg. 

Und die SPÖ hat auch schon offen gesagt, wenn die Chinesen das nicht hinbauen, weil sie es sich wieder anders überlegt haben, dann komme irgendetwas anderes hin, Hauptsache, die Parkplätze kommen weg. 

Und was wird dann passieren? Da braucht man ja kein Prophet sein. Die Menschen werden sicher nicht, auch wenn dort eine Tiefgarage errichtet werden wird, sich in die Tiefgarage stellen und dort teures Geld bezahlen, sie werden in die umliegenden Siedlungsgebiete ausweichen und werden dort die Parkplätze verstellen. Dann wird es Anrainerbeschwerden geben und die SPÖ wird sagen, uh, wir müssen etwas machen, wir machen ein Parkpickerl. 

Dann wird eine Parkpickerl-Zone rund ums Donauzentrum gemacht, und dann wird die SPÖ in einigen Jahren hergehen, oder auch nur in wenigen Jahren, und wird sagen: Das Parkpickerl führt zu einem Verdrängungswettbewerb, wir müssen das Parkpickerl im ganzen Bezirk machen. 

Und das entspricht ja genau der Linie der SPÖ, unterstützt von den Grünen, das Parkpickerl auf die Bezirke 12 bis 19 - nach der nächsten Wahl – auszudehnen. Und der 15. Bezirk, der ist schon früher dran. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was haben Sie gedacht!) 

Zusammenfassend: Man kann nicht das Angebot kürzen und mehr Geld verlangen. Man kann die Autofahrer, man darf die Autofahrer, nicht wie Menschen zweiter Klasse behandeln, und die FPÖ wird dafür sorgen, dass es in Zukunft nicht mehr der Fall sein wird, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich bringe für die nächsten Rednerinnen und Redner in Erinnerung, dass die Redezeit in der Aktuellen Stunde fünf Minuten beträgt. Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Maresch gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Also das, was wir jetzt vorhin gehört haben, war sozusagen Kraut und Rüben, wenn es nicht eigentlich eine Beleidigung für das Gemüse wäre. Also, wenn jemand da heraußen steht und sagt, ohne Auto könne man sich erschießen, wenn man in Eßling oder sonst wo wohnt, da denke ich mir, ist das eine gefährliche Drohung oder eine Ankündigung. Entschuldigung, Kollege Mahdalik, aber Sie wohnen ja in Eßling. Also das war das eine.

Dann das Zweite, und das Dritte ist: Sie haben jetzt die Chinesen als Feinde entdeckt. Nachdem Ihr Vorsitzender gesagt hat, die Serben sind gut, vorher waren die Kroaten gut, nun ja, jetzt sind es die Chinesen, und ein anderes Mal wieder sind wieder andere die Bösen. 

Und Raubüberfälle in der Arbeiterstrandbadstraße: Sagen Sie einmal, wissen Sie überhaupt, was Sie zeitweise reden da heraußen? 

Also, noch einmal zurück: Es ist ein Sittlichkeitsdelikt, kündigen Sie an, wenn man, wie sagten Sie so schön, Abgase herauslässt beziehungsweise einen Stau verursacht. Also, normal ist es so, wenn man Abgase auf der Straße irgendwie verursacht, dann sollte man sich vielleicht um einen Partikelfilter kümmern oder um andere Möglichkeiten oder vielleicht auch mit den Öffis fahren. Also noch einmal zurück:

Dass die SPÖ ohne Not grüne Programmatik übernimmt, das wäre natürlich schön, wenn es so wäre. Fein, dass Sie das erkannt haben. Dass die Ohrwascheln und die Baumscheiben in Wirklichkeit ganz schlimm sind für die Autos, das ist in Wirklichkeit ein Irrtum, weil ohne diese Ohrwascheln sehen sie in Wirklichkeit nichts, wenn sie dann an die Kreuzung vorfahren. Das ist eine ganz vernünftige Geschichte, und da wird mir jeder recht geben, dass Sie keine Ahnung vom Autofahren haben. 

Selbst von Autofahrern wissen wir, seit Sie vor nicht all zu langer Zeit eingestanden haben, dass Sie sich im Auto im Donauzentrum, nein nicht im Donauzentrum, in der Donau-City-Garage, verirrt haben, nicht mehr herausgefunden und behauptet haben, sie seien bei der Billa-Garage gestanden, obwohl es dort gar keine Billa-Garage gibt. 

Wunderbar, Kollege Mahdalik, und jetzt haben Sie uns gesagt, Sie fahren mit dem Auto immer in die Arbeiterstrandbadstraße und stellen das Auto ab, denn dort kennen Sie sich aus. Meines Wissens gibt es von Ihrem Wohnort einen Bus, der bis nach Kagran fährt. Da haben Sie ja mehr oder weniger eine Bürgerinitiative gemacht, die sich gegen die eigene Busspur gewandt hat, aber trotzdem. 

Also noch einmal zurück: Bei der Parkraumbewirtschaftung kommen rund 60 Millionen herein, und davon werden ungefähr zwei Drittel für die Autofahrer ausgegeben. Heute haben wir gehört, 1,85 Milliarden werden für die U-Bahn, und zwar für den Ausbau der U2, ausgegeben. Ich möchte daran erinnern, Sie sind ja draufgekommen, dass die Lobauautobahn nicht weit weg von Ihnen vorbeiführt. Es hat ja lange gedauert, bis Sie draufgekommen sind, hoppala, das ist ja nur 200 m von mir weg, ich glaube, sechs Jahre haben Sie dazu gebraucht, das ist ein unglaublicher Erkenntnisprozess, der stattgefunden hat, aber diese Lobauautobahn wird zwischen 2 und 3 Milliarden - das sind die Einschätzungen von Experten - kosten. 

Also noch einmal: Da kann man nicht reden von irgendwer wird da beraubt, irgendwer wird irgendwie schlecht behandelt, sondern da wird ganz viel Geld für den Individualverkehr ausgegeben und ganz wenig Geld für die Bekämpfung von Feinstaub, Stickoxiden und dergleichen Dinge. Und ich finde es richtig, die Parkraumbewirtschaftung einzuführen, weil damit eben ein knappes Gut bewirtschaftet wird. Und ich finde es richtig, dass nicht ganze Häuserzeilen in der Stadt weggerissen werden, sondern der Parkraum bewirtschaftet wird. Und wenn die FPÖ glaubt, sie muss den 1. Bezirk und alles innerhalb des Gürtels niederreißen, weil wir Parkplätze brauchen, dann denke ich mir, Kollege Madejski, dann könnten Sie eigentlich zusperren und noch einmal neu mit der Politik anfangen.

Und ganz zum Schluss etwas, was mich immer total irritiert: Die FPÖ ist ehrlich und offen. Die FPÖ ist nicht ehrlich und offen, sondern sie hat keine Ahnung von Verkehrspolitik. (GR Dr Herbert Madejski: Aber der Maresch!) Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist Zeit, dass wieder Vernunft in die Verkehrspolitik einkehrt. (Beifall bei der ÖVP.)

Die vergangenen Jahre haben eines gezeigt: Die Zulassungszahlen von PKWs steigen. Eine kleine Ausnahme gab es im letzten Jahr, aber es ist davon auszugehen, dass auch in den Folgejahren die Zulassungszahlen von PKWs in einer Größenordnung von 1 bis 1,5 Prozent pro Jahr steigen werden, was in absoluten Zahlen rund 7 000 bis 10 000 Autos bedeutet. 

Das heißt, wenn die Entwicklung so weitergeht, haben wir im Jahr 2020 rund 850 000 PKW in Wien gemeldet. 850 000 PKW, die alle einen Parkplatz brauchen. 

Aber was macht die Stadt Wien? Die Stadt Wien verordnet sich einen Verkehrsmasterplan, nämlich von einer Partei, für sich selbst und legt darin fest, dass mit jeder Schaffung eines neuen Garagenplatzes ein Stellplatz auf der Oberfläche vernichtet wird.

Meine Damen und Herren, so bekommen wir sicherlich nicht mehr Parkplätze in Wien zusammen, wenn diese Politik fortgesetzt wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, dieser Verkehrsmasterplan, in dem vorgesehen worden ist, dass von 2003 bis 2010 8 000 Parkplätze in Park-and-ride-Anlagen geschaffen werden, hat bisher insgesamt 1 200 Parkplätze gebracht. (GRin Erika Stubenvoll: Nun, bitte schön! - GRin Mag Waltraut Antonov: Und die stehen noch nicht wirklich!) Und die stehen noch nicht wirklich. Können Sie sich vorstellen, dass diese Parkplätze noch errichtet werden, und dass dieses Ziel des Verkehrsmasterplans bis 2010 eingehalten werden kann? Sicher nicht. 

Also, die Maßnahmen, die für den Autofahrer in Wirklichkeit im Verkehrsmasterplan vorgesehen worden sind, werden nicht durchgeführt. Aber auf der anderen Seite erlebt jeder Bezirkspolitiker, wenn er vielleicht ein legalisiertes Querparken haben möchte, oder wenn er eine Überprüfung haben möchte, wie viele Parkplätze man auf einer Straße noch unterbringen kann, dass die Beamten der Gemeinde Wien kommen und sagen: Oh, hier ist der Gehsteig noch nicht 2 m breit, die Mindestbreite der Straße ist dann nicht mehr zur Gänze gegeben, daher müssen wir nun alle Parkplätze auf dieser einen Seite sperren. 

Also, der Verkehrsmasterplan wird dafür herangezogen, damit wir überall Parkplätze vernichten können, aber er wird nicht dafür herangezogen, dass wir Parkplätze schaffen können, und das lehnen wir eindeutig ab. (GRin Mag Waltraut Antonov: Dann lehnen Sie aber den Platz für die Fußgänger ab!) 
Meine Damen und Herren, wir wollen den Platz für die FußgängerInnen sichern, aber Sie wollen nur eines, meine Damen und Herren von den Grünen, Sie wollen alles dazu tun, dass es keine Autofahrer mehr gibt, und da unterscheiden wir uns ganz eindeutig von Ihrer Politik. (Beifall bei der ÖVP.)

Mobilität ist wichtig auch für Autofahrer und nicht nur für Fußgänger, aber Fußgänger haben das gleiche Recht wie ein Autofahrer, damit wir uns hier nur klar sind. Meine Damen und Herren, eine intelligente und vernünftige Verkehrspolitik würde das ermöglichen, aber Sie wollen sie nicht sehen, und das ist der Unterschied. Die Gemeinde Wien versucht, hier Sand in die Augen der Bürger zu streuen, indem man so tut, als ob man ohnedies auch für Autofahrer wäre. 

Mein Vorvorredner hat es ja schon angedeutet, da gibt es viele Gehsteigsvorziehungen, die vielleicht da und dort nicht notwendig sind, da gibt es viele Schwellen, die vielleicht da und dort nicht notwendig sind, da gibt es Gebührenerhöhungen für den Autofahrer en masse, es wird die Parkgebühr um 50 Prozent erhöht. Wo sehen Sie da die Anreize für Autofahrer, die Sie gesetzt haben in den vergangenen Jahren? 

Ich bin gespannt, was da der Redner der SPÖ nun danach sagen wird, welche Vorschläge und welche Maßnahmen die Stadt Wien und die SPÖ in den vergangenen Jahren für Autofahrer gesetzt hat. Sie werden wahrscheinlich keine einzige vorführen können. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und ich gebe Ihnen jetzt einen Tipp, wo Sie etwas ganz, ganz leicht machen könnten: Sie reden gerade über eine Neuschaffung des Garagenbauprogramms. Sie reden gerade über Wohnsammelgaragen, neue Finanzierungsmöglichkeiten, Ausrichtung in eine neue Form. (GR Ernst Nevrivy: Sie wissen ohnedies, was wir machen!) Und da haben Sie eine Chance: Sie könnten endlich, nehme ich einmal an, soweit kommen, dass Sie Förderungen für Garagen nur dann auszahlen, wenn die Konsumenten, die sich in die Garagen stellen, nicht mehr nach einer vollen Stunde oder zwei vollen Stunden abgerechnet werden, sondern eine minutengenaue Abrechnung gemacht wird. (Beifall bei der ÖVP.) Gewähren Sie Förderungen für den Garagenbau nur, wenn minutengenaue Abrechnung sichergestellt ist, denn dann sichern Sie die entsprechenden Einnahmen und auf der anderen Seite sichern Sie auch die Ausgaben des Autofahrers. Das wäre etwas, was Sie einmal tun könnten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Beim Kollegen Gerstl weiß ich gar nicht mehr, was ich ihm als Antwort sagen soll, denn er hat sich jetzt hergestellt und eindeutig deklariert, ihm wäre es am liebsten, alles in dieser Stadt zu schleifen, schnelle Autobahnen zu machen und draußen dann bei den Bürgern zu stehen und zu sagen, dort brauchen wir Ohrwascheln und dort brauchen wir Ohrwascheln. 

Kollege Gerstl, Sie waren, glaube ich, auch irgendwann einmal in der Bezirkspolitik. Es scheint schon zu lange her zu sein, aber Sie wissen ganz genau, dass genau vor Ort die Bezirksräte mitentscheiden, was an verkehrsberuhigenden Maßnahmen, an Sicherheitsmaßnahmen wie zum Beispiel Gehsteigvorziehungen, stattfindet und durchgeführt wird. Aber das scheint also auf dem Weg von Penzing ins Rathaus verloren gegangen zu sein. 

Meine Damen und Herren, Kollege Mahdalik, also ich verstehe dich heute gar nicht. Du hast dich herausgestellt und hast einen Rundumschlag gemacht, der total mit falschen Zahlen belegt ist. Aber ich kann dir etwas Nachhilfe geben, es ist kein Problem: 1993 hatten wir noch einen PKW-Anteil von 30 Prozent in Wien, einen Fußgängeranteil von 28, und der Personennahverkehr betrug 29 Prozent. 2006 ist es dazu gekommen, dass der PKW-Anteil auf 25 Prozent zurückging, der öffentliche Personennahverkehr sich auf 35 Prozent erhöhte, der Fußgängerverkehr hat sich etwas verringert, nämlich auf 27 Prozent, und der Radverkehr ist 2006 auch bereits auf 4 Prozent gewesen. Und weil du ja hier vorne zugegeben hast, dass du nicht rechnen kannst, habe ich mir erlaubt, dir eine dritte Graphik anzufertigen. Hier sind die Prozente ausgewiesen, um wie viel es zurückgegangen ist. Es ist zurückgegangen beim, wenn du es so willst, PKW-Verkehr um zirka 17 Prozent in diesem Zeitraum, und der Radverkehr ist auf 25 Prozent und der öffentliche Personennahverkehr um 20 Prozent gestiegen.

Ich stelle dir natürlich die Graphiken gerne zur Verfügung. Was ich aber jetzt nicht mehr zur Verfügung stellen kann, sondern nur sagen kann, ist dein Thema, und ich weiß, als Eßlinger hat man es halt schwer, dass man 16 Minuten braucht, um mit dem Autobus zum Donauzentrum zu kommen. Da ist es schon bequemer, 16 Minuten im Stau zu stehen, also mit dem Auto zum Donauzentrum zu fahren, und sich dort, auf diesen kostenlosen Parkplatz beim Donauzentrum hinzustellen. Was du aber nicht bedacht hast, Kollege Maresch hat es schon gesagt - ich bin ja nicht oft seiner Meinung - in der Donau-City hast du dich verfahren, das hast du auch zugegeben. Ich habe auch die Angst, dass du dich in der U-Bahn verfährst, weil die U-Bahn nicht mehr beim Donauzentrum endet, sondern jetzt über weitere Stationen bis in die Leopoldau fährt, das heißt, es wäre die Gefahr groß, wenn du in Zukunft beim Donauzentrum in die 
U-Bahn umsteigst. Diese fährt im Übrigen in einem Zweieinhalb- bis Dreiminutentakt in der Rushhour, eine Garnitur - Wiederholung bringt ja einen besseren Lernerfolg - fasst ungefähr 800 bis 900 Personen, das heißt, deine Parkplätze beim Donauzentrum sind 395, also wenn alle voll sind, würde nicht einmal eine U-Bahn-Garnitur mit den PKW-Fahrern gefüllt werden. Ja, es ist so.

Für das Einkaufen, und ich glaube, da sind wir uns ja einig, gibt es das Donauzentrum mit der Möglichkeit, dass derjenige, der dort einkaufen und mit seinem PKW dorthin will, die Möglichkeit hat, drei Stunden kostenlos im Parkhaus zu stehen. Ich glaube, die Zahlen die ich dir jetzt so genannt habe, zeigen, dass der öffentliche Personennahverkehr dementsprechend gehoben wurde. 

Und es besteht auch die Möglichkeit der U-Bahn-Erweiterung, und Aspern ist ja eines dieser Ziele, ich wiederhole Kollegen Maresch, 1,85, Wiederholung, wir werden dich dann prüfen und das bedeutet ja auch, dass vorgesehen ist, dass die U2-Verlängerung nach Aspern kommt, nämlich im Jahre 2010, im Herbst 2010. Ich werde mich bemühen, dass ich dir dann auch einen Stadtplan von Aspern zur Verfügung stellen kann, sodass du richtig zur U-Bahn kommst und ich werde mich, gemeinsam mit den GRÜNEN, glaube ich, auch einsetzen, dass bei dieser U-Bahn-Station entsprechende Radbügel kommen, sodass du dann auch diesen kurzen Weg zur U-Bahn nicht zu Fuß zurücklegen musst, sondern dass du auch mit dem Rad hinfahren kannst. 

Also, ich glaube, wir tun alles, dass wir gerade dir als Donaustädter deinen persönlichen Befindlichkeiten entsprechend den Weg ins Rathaus zu finden, erleichtern. Mit der U2 brauchst du dann nicht einmal mehr umsteigen. Allerdings, was ich dir nicht garantieren kann, ist, ob du 2010 noch ein Mandatar dieses Hauses sein wirst. Das entscheiden nämlich die Wahlen, und so wie es ausschaut, glaube ich, wenn man nur mit den Autofahrern kooperiert, werden es zu wenige Stimmen sein. Danke. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Vielleicht ist er doch noch da!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wichtig ist bei der Diskussion, und heute geht es hier um Autofahrer, um Parkplätze, die es hier gibt, um Fußgänger, Radfahrer, Zweiradfahrer, Motorrad-, Mopedfahrer und natürlich um Autos und den öffentlichen Verkehr, dass es um eine Gleichbehandlung aller Verkehrsteilnehmer geht. Und ich sehe in der Stadt Wien natürlich keine Gleichbehandlung. 

Es gibt hier natürlich Lobbyisten - interessanterweise gibt es keinen einzigen Lobbyisten für Pferde. Die berittene Polizei ist nicht gekommen, also haben Sie auch was gegen Pferde, ich weiß nicht, warum, oder gegen die Fiaker, da gibt es keine Lobby. Es gibt eine für die Radfahrer, selbstverständlich, das ist der Herr Maresch, (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist richtig!) übrigens der Herr, wo ist er denn, (GR Mag Rüdiger Maresch: Da bin ich!) ah, da bist du ja, du fahrst ja immer mit dem Rad ins Rathaus und ich mit der U-Bahn. Du weißt das, wir treffen uns ja hie und da. Einmal haben wir uns getroffen, das werde ich dir nie vergessen, weil du warst derjenige, der mir einen Parkplatz vor der Nase weggenommen hat. Da bin ich einmal, so selten, mit dem Auto gekommen, und du hast mir den Parkplatz vor der Nase weggenommen. Du bist also auch mit dem Auto ins Rathaus gefahren, also nicht nur mit dem Fahrrad, das vergesse ich dir nämlich nie. (Heiterkeit bei FPÖ und GRÜNEN.) 

So, meine sehr geehrten Damen und Herren, im Jahre 2001 hat die MA 46 für Meidling einen Superplan gemacht. Ich habe nur den ersten Ordner hier, aber das sind ganze Reihen von Ordnern. Und zwar ist der ganze Bezirk überprüft worden, wie man mehr Parkplätze schaffen kann, und das ist immerhin jetzt sieben Jahre her, und im Juni 2001 ist er herausgekommen. Es wäre möglich gewesen, 613 Parkplätze mehr auf Grund von Änderungen der Straße und insbesondere auf Grund von Schrägparken in Meidling zu schaffen. In diesen sieben Jahren sind ungefähr 150 dieser Parkplätze durchgesetzt und realisiert worden. Es gäbe 613, und ich möchte nur einmal sagen, wie viele in sieben Jahren durchgesetzt worden sind. Es waren durchaus sinnvolle Vorschläge der Magistratsdienststellen hier, und es würde mich freuen, wenn man in anderen Bezirken, aber insbesondere auch bei uns, weil es das Papier schon gibt, weiterhin das Schrägparken forciert. 

Was passiert jetzt in unserem Bezirk, was passiert in Wien? Jetzt gibt es die Vorziehungen. Mag sein, dass gewisse Gehsteigvorziehungen sinnvoll sind, es gibt aber sehr viele sinnlose Vorziehungen, die einfach nur deswegen gemacht werden, weil es sich irgendein Magistratsbeamter oder ein Bezirkspolitiker so vorstellt. In unserem Bezirk, ich kenne das, ich kann es nur von unserem Bezirk sagen, da kenne ich welche, von denen ich weiß - und das sind 35 Gehsteigvorziehungen -, von denen die Hälfte wirklich sinnlos ist, die kein Mensch braucht, und dadurch sind einmal ungefähr 40 Parkplätze in den letzten Jahren vernichtet worden. 

In der Arndtstraße, die man ja saniert und umgebaut hat, um einen Radweg, einen viel zu breiten, oder um mehrere Radwege anzulegen, hat das Kontrollamt festgestellt, dass die von mir von 196 auf 170 reduzierte Zahl durch diesen Umbau zum vollkommen sinnlosen Radweg in der Arndtstraße noch einmal um 26 weniger geworden sind. Davon haben die Hälfte nicht einmal die vorgesehene gesetzliche Breite von 4,30 m. 

Was passiert jetzt in der Eibesbrunnergasse, und passiert auch in ganz Wien? Nur damit man eine Lücke in so genannten Radwegen schließt, macht man Phantomradwege, sinnlose Radwege, nicht angenommene Radwege, Mischradwege, und ein schönes Beispiel ist hier die Eibesbrunnergasse. Wer die kennt, weiß, dass es dort Schrägparken gegeben hat, eine Grünzone und Bäume hat es gegeben. Ich fahre dort fast jeden Tag - ich bin jetzt aber einige Zeit nicht gefahren – und sehe nun, plötzlich ist alles weg. Die Grünfläche ist weg, die Bäume sind weg, es gibt dort plötzlich Längsparker, und es ist alles wesentlich breiter gemacht worden. Warum? Ums Eck sind schon die Verkehrszeichen gestanden mit der neuen Markierung, weil dort ein Radweg hinkommt, den wahrscheinlich kaum jemand benützen wird, weil die Radlfahrer, die dort fahren, fahren sowieso auf der rechten Seite. Ich brauche dort nicht extra Parkplätze vernichten, und insgesamt sind dadurch, dass man aus Schrägparken wieder ein Längsparken macht, was ja wieder einmal sehr sinnvoll ist, wieder 10 Plätze weggefallen. Insgesamt sind also in unserem Bezirk ungefähr 150 Parkplätze geschaffen und über 200 vernichtet worden. 

Meine Damen und Herren, das ist Ihre Politik, Sie vernichten permanent Parkplätze. Nur - und in Wirklichkeit ist es so, schauen Sie es sich an -, damit die Schrägparker wegkommen und wieder längs parken, was vollkommener Wahnsinn ist, nur damit man irgendwo Phantomradwege schafft, nur damit der Herr Stadtrat oder manche andere in die Annalen eingehen werden, weil sie 1 000 km in Wien schon geschafft haben, die ja gar keine 1 000 km sind, da weißt du es ja besser, weil der Großteil bezieht sich ja auf die Donauinsel, oder ähnliche Radwege, aber das sind ja keine. 

Daher noch einmal im Zusammenhang mit mehr Parkplätzen, die wir brauchen, die Forderung nach einer sinnvollen Radweg-Politik. Das heißt aber nicht ununterbrochen irgendwelche Sperrlinien für Radfahrer, sondern hier eine Gleichbehandlung aller Verkehrsteilnehmer. Und es ist wirklich nicht einzusehen, dass hier Abermillionen für Radwege ausgegeben werden, wo am Tag drei Leute fahren, eine unkontrollierte Vergabe an Firmen erfolgt und kein Mensch weiß, wo da in Wien Radwege angelegt werden. Es gibt Radwege, die sind 5 m lang und es gibt Radwege, die führen parallel. Also unglaublich, meine Damen und Herren.

Und was hat die Kurzparkregelung gebracht, meine Damen und Herren, nämlich in den inneren Bezirken die Ausdehnung auf 22 Uhr? Gar nichts. Sie haben uns erklärt, wir müssen jetzt erstens einmal die Gebühren erhöhen, aber es ist ganz wichtig, damit mehr Parkraum in der inneren Stadt, vor allem für die Einwohner, zur Verfügung steht. 

Das Gegenteil ist eingetreten. Jetzt stehen die Autos, deren Halter nicht im Bezirk wohnen und die es sich leisten können und zufällig irgendwo einen Parkschein ergattern, dort und besetzen sozusagen die Parkplätze der Anrainer, die nun keinen Parkplatz haben. Das war ein Schuss von Ihnen in den Ofen, Sie haben nur Geld kassiert, Sie haben die Gebühren erhöht, und das ist Ihre Parkraumbewirtschaftung. In Wirklichkeit, meine Damen und Herren, ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich bitte um den Schlusssatz. 

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ich bin schon am Ende. In Wirklichkeit, meine Damen und Herren, brauchen wir - und das hat Kollege Gerstl sehr gut hier erklärt - natürlich Parkplätze. Sie können nicht blind durch die Gegend gehen und glauben, alle fahren nur mit dem Radl, alle fahren mit dem Dreiradler oder Sonstigem. Es wird das Auto notwendig sein, vor allem, wenn die Stadt Wien Arbeitsplätze und Wohnort nicht gemeinsam schafft, sondern am einen Ende der Stadt die Arbeitsplätze und am anderen die Wohnungen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das ist schon interessant, dass Mobilität offensichtlich nur dann Mobilität ist, wenn das Wort Auto davor steht, aber das ist eine etwas eingeschränkte Sichtweise. Die Frage ist überhaupt, warum muss man eigentlich die Verkehrspolitik ausschließlich am Auto orientieren. Das Auto kostet am meisten, weil nachweislich billige, also günstige, Schuhe oder ein durchschnittliches Rad weniger kosten als das billigste Auto. Das Auto braucht am meisten Platz, (GR Dr Herbert Madejski: Denken Sie an eine Familie mit drei Kindern!) man braucht ungefähr 20 m² für einen Parkplatz. Das Auto verschmutzt die Umwelt am stärksten. Soviel CO2 kann ich in meinem ganzen Leben nicht ausatmen wie ein einziges Auto innerhalb kürzester Zeit ausstoßt, und das Auto ist außerdem auch noch das ineffizienteste Transportmittel. 

Da gibt es eine Studie, die nachweist, wenn eine Straße 3,5 m breit ist, können mit unterschiedlichen Transportmitteln pro Stunde folgende Passagierzahlen befördert werden: Mit Autos in einer Stunde 2 000 Personen, mit Bussen 9 000 Personen, (GR Dr Herbert Madejski: Was ist mit Familien!) per Rad 14 000 Personen, zu Fuß schaffen das 19 000 Menschen und einer Straßenbahn 22 000 Personen in derselben Zeit, auf der selben Straße. (GR Dr Herbert Madejski: Aber geh!) Und da kommt klar heraus, ineffizienter als mit dem Auto geht es gar nicht. Dazu kommt ja noch, dass das Auto die meiste Zeit nicht einmal unterwegs ist, sondern nur herumsteht und Platz im öffentlichen Raum beansprucht. 

Warum muss eigentlich in der Stadt alles, was sich zwischen zwei Häuserzeilen befindet, automatisch eine Verkehrsfläche sein? Stellen Sie sich einmal vor, Sie haben ein eigenes Haus und davor noch einen Grund. Ja bitte, bauen Sie auf Ihrem Grund auch nur eine Autobahn und Parkplätze hin? Nein, auf Ihrem eigenen Grund überlegen Sie sich, was Sie da machen. Da wird es wahrscheinlich ein Rasen sein, da kommt ein Gemüsegarten hin, (GR Kurth-Bodo Blind: Eine Garage baue ich!) da kommt ein Swimmingpool hin, und da kommt auch ein Parkplatz hin. Aber es ist nur ein Teil des Platzes, der dafür beansprucht wird, und nicht der gesamte. 

Wenn Sie jetzt in der Stadt aus dem Fenster schauen, werden Sie schnell feststellen, dass das parkende Blech überproportional viel Platz einnimmt, und dass FußgängerInnen und RadfahrerInnen buchstäblich an den Rand gedrängt werden, und zwar im wahrsten Sinne des Wortes. 

Und dabei vergessen Sie auch noch völlig die Relationen. Es fahren nämlich nicht alle mit dem Auto, aber alle gehen zu Fuß, und zwar wirklich alle. Vielleicht nicht immer und nicht überall, aber alle gehen zu Fuß. Sie vergessen auch völlig die demographische Entwicklung in unserer Stadt. Sie wissen alle, dass in Wien die Menschen immer älter werden (GR Kurth-Bodo Blind: Werden die dann Rad fahren?) und Sie wissen natürlich auch, dass ältere Menschen überdurchschnittlich mehr zu Fuß gehen. (GR Kurth-Bodo Blind: Rad fahren werden sie!) Sie wissen auch, dass für ältere Menschen die Umgebung und die fußgängerInnenfreundliche Ausgestaltung der Stadt lebensnotwendig ist. Gehen ist eigentlich ja eine essentielle Form des Daseins. Ist es nicht geradezu lächerlich, dass man den ganzen Tag mit dem Auto herumfährt, am Abend vor dem Fitnessstudio parkt und sich dort die Fitness holt? Na, ist das nicht Wahnsinn, kann man nicht genauso gut untertags zu Fuß gehen? Ich verstehe es nicht. Warum muss das Auto zur heiligen Kuh der Verkehrspolitik werden? 

Wenn Sie von Diskriminierung der AutofahrerInnen sprechen, dann kann ich nur antworten, die Diskriminierung findet ausschließlich gegenüber den FußgängerInnen und den RadfahrerInnen statt, und damit muss endlich einmal Schluss sein. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Eine menschenfreundliche Verkehrspolitik, wo wirklich die Menschen im Zentrum der Politik stehen, das ist eine Politik, die dafür sorgt, dass gute Bedingungen für FußgängerInnen und für RadfahrerInnen vorhanden sind, dass ich mich nicht an die Hausmauer drücken und zwischen parkenden Autos durchgehen muss, und dass ich keine Angst haben muss, weil Autos mit einer Geschwindigkeit, die mich gefährdet, unterwegs sind. Also Schluss mit dem Platzraub im öffentlichen Raum durch die Autos und Schluss mit der Diskriminierung der RadfahrerInnen und der FußgängerInnen. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Kurth-Bodo Blind: Wer Grün wählt, dem soll der Führerschein entzogen werden!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Sie scheinen zu vergessen, warum Menschen ein Auto benutzen. Frau GRin Antonov, vielleicht darf ich es Ihnen kurz erklären: Ein Grund ist die Mobilitätsfreiheit und Beweglichkeit, die andere Seite ist, weil sie Auto fahren müssen. Mobilität durch Individualverkehr ist ein nicht mehr wegzudenkender Fortschritt, eine Grundlage, auf der zum Großteil die Wirtschaft basiert, das Wirtschaftsleben. Dies vor allem in einer Zeit, wo grenzüberschreitende wirtschaftliche Tätigkeiten (GRin Mag Waltraut Antonov spricht mit Kollegen.). Nun, horchen Sie einmal zu, denn Wirtschaft ist ja ein nicht unwesentlicher Faktor, auch wenn Sie das nicht wahrhaben wollen, dass wirtschaftliche Tätigkeiten zum Alltag gehören. Und nicht zu vergessen ist die Freizeitindustrie - auch ein nicht unwesentlicher Einnahmenanteil - und wirtschaftliche Einnahmen aus dem Fremdenverkehr. 

Durch Parkplatzreduktion, und das sollten Sie bedenken, nehmen Sie aber dem Handel im innerstädtischen Bereich weiteren Umsatz weg, weil dadurch die Leute in die Einkaufszentren fahren. (Beifall bei der ÖVP.) Weiters ist eine Vielzahl von Menschen auf ihr Auto definitiv angewiesen und es bleibt ihnen im wahrsten Sinn des Wortes nichts anderes übrig, als in einer schnelllebigen Zeit mit großen Herausforderungen mit dem Auto zu fahren. Ich weiß ja nicht, wie Sie es sich vorstellen, dass man dann mit Hanteln auf der Straße geht statt ins Fitnesscenter (Beifall bei der ÖVP.) und die Kinder am Fahrrad hinten hat, mit dem Aktenkoffer vorne, und die Omas auch mit dem Fahrrad herumfahren. Also gut, diese Welt von Ihnen kann ich nicht nachvollziehen, (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir die Ihre auch nicht!) aber es klingt zumindest märchenhaft nett. Denken wir jetzt einmal allein an Frauen mit Job, Kinder, Familie - von Alleinerzieherinnen ganz zu schweigen – denn wie sollen im Sinne von Vereinbarkeit von Beruf und Familie, meine Damen und Herren von der Stadtpolitik, es möglich sein, so viele verschiedene Termine ohne Auto zu absolvieren, noch dazu, wo die Öffnungszeiten von Kindergärten und Schulen unflexibel sind, wo das Schulsystem die umfassende Bildung an einem Ort nicht beinhaltet und Musikunterricht, Sportunterricht aus dem regulären Stundenplan fallen. Denken wir an die Pendler, an Berufsgruppen, die für ihre wirtschaftliche Basis individuelle Mobilität brauchen, für ihr Einkommen, für ihr Arbeitsleben. Die Stadt Wien verschärft die Situation der Autofahrer, indem die gemeindeeigenen Fahrflächen reduziert werden, obwohl die Autofahrer zur Finanzierung des Bundes- und Landesbudgets einen erheblichen Beitrag leisten. 

Ich möchte Ihnen hier ein paar Zahlen nennen, die vielleicht auch ganz interessant sind. Ich meine, mit Zahlen haben Sie nicht viel am Hut, aber ich versuche es Ihnen trotzdem zu erklären: 2007 nahm der Bund 11,3 Milliarden EUR alleine an Steuern, Abgaben und Mauten aus dem Straßenverkehr ein. Dazu kommen zusätzlich indirekte Leistungen aus der öffentlichen Hand, die Lohnsteuerleistungen und die gesicherten Arbeitsplätze aus der automotiven Industrie. (GR Mag Rüdiger Maresch: Der Parkraum kostet doppelt soviel!) Aber 11,3 Milliarden EUR werden eingenommen. Machen mir nachher eine kleine Rechnung, meine Redezeit ist jetzt zu kurz. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was kosten Garagen!) 
Spezifisch gesehen hat Wien 2006 allein von der Parkometerabgabe 44,5 Millionen EUR eingenommen. Diese Einnahmen werden, wie wir ja wissen, durch Ihre Belastung von weiteren 50 Prozent Parkgebühren weiter steigen. In Wien sind mit dem Verkehr und dem Transport 2 600 Betriebe und 70 000 Arbeitsplätze direkt verbunden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist eine Phantasie der Wirtschaftskammer!) Nein, das ist keine Phantasie Wirtschaftskammer, aber Sie möchten es halt nicht wahrhaben, dass Menschen arbeiten, (Beifall bei der ÖVP.) ihren Beruf ausüben und immer mehr Leute auch berufsspezifisch auf ein Auto angewiesen sind, weil es einfach Berufsgruppen auch braucht, die mehrere Termine an verschiedenen Orten haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und was ist mit dem öffentlichen Verkehr, Frau Kollegin!) 
Denken Sie nur einmal an die Pendler - auch nicht uninteressant -, 500 000 Menschen in Wien sind Auspendler, das heißt, Sie müssen für ihren Job entweder in einen anderen Bezirk oder außerhalb Wiens fahren. Die Arbeitsbevölkerung beträgt 837 000 Personen, das bedeutet, dass 90 Prozent der Wiener Arbeitnehmer in irgendeiner Form Pendler sind. 

Die Stadt Wien hat leider nichts unternommen, aus eigener Kraft das Straßennetz oder die Parkflächen entsprechend auszuweiten. Die Fahrbahnflächen sind in Bezug auf den flüssigen Verkehr sogar leicht rückläufig, die Zahl der Kraftfahrzeuge ist um 24 000 gestiegen, und die Parkflächen sind ebenfalls rückläufig. 

Bis 2020 wird die Zahl der Autofahrer um 110 000 in Wien steigen. Jetzt sage ich Ihnen noch etwas, nur zur Bedürfnislage der Bevölkerung: 78 Prozent der Jugendlichen antworten auf die Frage, was sie als erste Investition tätigen werden: Ein Auto. Ich weiß nicht, wie Sie es den Jugendlichen erklären wollen, dass ihr Wunsch, ihre erste Investition, von Ihnen nicht berücksichtigt wird.

Also, Sie gehen ganz klar an den Bedürfnissen der Wienerinnen und Wiener vorbei. Mobilität ist ein Grundbedürfnis, eine Notwendigkeit, und Sie wollen das den Menschen erschweren. Es ist eine Politik, die die Bedürfnisse der Menschen nicht wahrnimmt, und der können wir nur eine klare Absage erteilen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte, nachdem der Erstredner gesagt hat, der Titel der Fragestunde ist eigentlich das Programm der SPÖ, noch einmal auf den Titel genau eingehen, denn allein das Wort Raub zeigt ja schon, wie sehr da versucht wird, Emotionen zu schüren, denn Raub ist ja eigentlich die Wegnahme unter Gewalt unter Androhung von Leib und Leben, um sich etwas rechtswidrig anzueignen. Wenn man solche Begriffe in die Politik einführt, braucht man sich nicht wundern, wenn das früher oder später vielleicht so endet wie beim Bürgermeister von Spitz, dass die Bevölkerung oder einzelne Verwirrte so gegen Politiker vorgehen, wenn vorher mit solchen drastischen Worten versucht wird, Emotionen zu schüren. 

In Wien passiert alles sehr transparent, die Maßnahme, die Grundlage, der Rahmen für unsere Maßnahmen ist der Stadtentwicklungsplan 2005, der Masterplan aus 2003 und natürlich das Klimaschutzprogramm, und alle diese drei Papiere sind keine Geheimpapiere, die wurden hier in diesem Haus beschlossen, sie sind bekannt, und jeder kann sie nachlesen. Sie werden auch regelmäßig evaluiert, alle 5 Jahre, manche alle 10 Jahre, und wenn es notwendig ist, Maßnahmen zu treffen, dann wird das auch zwischendurch gemacht. 

Im Masterplan Verkehr liest man unter anderem, dass auf die Studie „Leben in Wien“ Bezug genommen wird. Ich möchte Ihnen nun gerne einen Punkt vorlesen, nämlich, dass die Anzahl jener, die es schwierig finden, in ihrer Wohnumgebung einen Parkplatz zu finden, von 40 auf 27 Prozent gesunken ist. Also auch die subjektive Wahrnehmung - da sind noch gar keine objektiven Zahlen enthalten - wie viele Stellplätze und Ähnliches es gibt, sondern allein die subjektive Wahrnehmung zeigt, dass die Bevölkerung in Wien sehr wohl findet, dass die Parkplatzsuche wesentlich besser geworden ist. 

Und es ist auch ein Märchen, dass die PKW-Zahlen in Wien stark zunehmen, wie das heute hier gesagt worden ist. Das war möglicherweise bis zum Jahr 2000 der Fall, sie haben sich aber bei der Zählung bis 2005 stark verringert und in den inneren Bezirken sind die PKW-Zulassungszahlen sogar zurückgegangen. Und das lese ich Ihnen gerne vor, weil es mir ganz wichtig ist, das klarzustellen, sodass diese Märchen nicht immer weiter verbreitet werden: Im 4. Bezirk sind die PKW-Zahlen um 7,93 Prozent zurückgegangen, im 5. Bezirk um 3,68 Prozent und auch in Mariahilf, Neubau, Josefstadt und Alsergrund sind sie ganz deutlich zurückgegangen, und im 9. Bezirk zum Beispiel auch um 237. 

Nachdem ich in der Aktuellen Stunde jetzt nicht so viel Zeit habe, sage ich Ihnen nur Zahlen aus meinem Bezirk. Wir haben im 9. Bezirk 16 000 zugelassene PKW, wir haben im 9. Bezirk 12 000 Stellplätze auf der Straße und 11 000 Stellplätze in Garagen, ganz egal, ob gewerbliche oder Garagen bei Wohnhäusern. Das sind zusammen 23 000 Stellplätze, demgegenüber haben Sie 16 000 zugelassene PKW. Also, es ist eine deutliche Reserve von 50 Prozent vorhanden und in anderen Bezirken ist es ähnlich, und das ist objektiv nachvollziehbar, das ist alles nachzulesen. 

Wir haben heute hier, was Zahlen betrifft, einfach eine Märchenstunde erlebt, wir haben auch eine Märchenstunde erlebt, was die angebliche Diskriminierung von einigen wenigen Verkehrsteilnehmern betrifft. Wichtig für uns ist die Attraktivierung des öffentlichen Raumes für alle Nutzerinnen und Nutzer des öffentlichen Raumes. Das waren eine Zeit lang in den 60er Jahren im verstärkten Ausmaß die Autofahrer, das stimmt schon, Straßen wurden verbreitert, Straßen wurden zu Einbahnen erklärt, um beispielsweise mehr Schrägparkordnungen zu machen. Wir haben glücklicherweise für alle Wienerinnen und Wiener - und die wissen das auch zu schätzen - eine Trendwende seit vielen, vielen Jahren. Wir versuchen für alle Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer, für alle Nutzerinnen und Nutzer des öffentlichen Raumes, hier Maßnahmen zu treffen. 

Es gibt dieses Projekt „Neuinterpretation des öffentlichen Raumes“. In sehr vielen Bezirken ist dieses Projekt schon fertig. Derzeit ist gerade der 16. Bezirk in Arbeit, und wir sehen auch, dass der Radverkehr unter der Woche auch schon bis 20 Prozent zugenommen hat, denn es ist also ganz klar, wenn ich keine Maßnahmen für den Radfahrer, für die Radfahrerin, schaffe, dann werden die natürlich verstärkt mit anderen Verkehrsmitteln fahren. Mache ich aber attraktive Radwege, so gehört nun einmal dazu, dass auch der Radfahrer Platz auf der Fahrbahn haben muss. Und daher schaffen wir sehr viele Radwege in ganz Wien, damit eben auch die Radfahrerinnen und Radfahrer fahren können. Es blinkt jetzt schon. Ich könnte Ihnen auch das 10-Punkte-Programm von StR Schicker vorlesen, welche Maßnahmen getroffen werden, um die Einnahmen, die wir aus der Erhöhung der Parkraumbewirtschaftung erzielen, in die Verbesserung für den Individualverkehr und für den öffentlichen Verkehr zu investieren. Wir schaffen Park-and-ride-Anlagen, und es gibt diverse Parkplatzbörsen auch auf „wien.at“. 

Jetzt könnte ich gerne noch 10 oder 15 Minuten weiter reden, aber meine Redezeit ist um. Tatsache ist, dass Wien gut gerüstet ist, es gibt keine Diskriminierung, es gibt eine Gleichbehandlung aller Teilnehmer im öffentlichen Straßenraum und wir kriegen dafür auch die Zustimmung aller Wienerinnen und Wiener nicht nur bei den Wahlen, sondern auch bei allen Umfragen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2, des Grünen Klubs im Rathaus 6 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 16 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 3 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 7 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 4, 5, 11 bis 13, 15 bis 20, 22 bis 26, 28, 29, 34, 39, 41 und 44 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt.

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach eingehender Beratung die Postnummer 42 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 47, 42, 43, 45, 46, 30, 21, 27, 35, 36, 37, 1, 2, 3, 6, 7, 8, 9, 10, 14, 38, 40, 31, 32, 33. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen als Erstes zur Postnummer 47, sie betrifft die Wahl von zwei Schriftführern. 

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Post 47 vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun die Kolleginnen und Kollegen, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Die GRe Mag Marie Ringler und Dipl-Ing Martin Margulies haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt. 

Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Frau GRin Susanne Jerusalem und Herrn GR Mag Christoph Chorherr. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag Ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmig fest und gratuliere recht herzlich zu dem neuen Amt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Sie betrifft die Verordnung über Grundsätze für die Festlegung und über die bezirksweise Aufteilung der durch Organe der Bezirke verwalteten Haushaltsmittel - Bezirksmittelverordnung. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als erste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn wir heute die Verwaltung der Haushaltsmittel beschließen, da könnte man gleich einmal zu Beginn und sehr salopp sagen, es bedeutet wieder einmal, wahrscheinlich mehr Aufgaben für die Bezirke und dafür weniger Geld. 

Weniger Geld wird ja schon dadurch gewährleistet sein, weil eben die Friedhofskomponenten herausfallen, aber darauf werde ich später zurückkommen. 

Ich beschränke mich jetzt bei der Verordnung ausschließlich auf das Budget für den 10. Bezirk, weil ich meine, dass dadurch, dass er ohnehin der größte Bezirk und der meistverschuldete Bezirk, ist - auch das soll nicht unerwähnt bleiben - symptomatisch für viele Bezirke ist. 

In der Verwaltung der Hausmittel, wie es so schön heißt, steht zum Beispiel einmal drinnen, dass der Betrag nach folgenden Maßstäben aufzuteilen ist: Einmal nach der Zahl der Personen mit Hauptwohnsitz im Bezirk. Also, so wie Favoriten gewachsen ist, könnte man meinen, dass auch das Budget entsprechend wächst, nämlich nach der Fläche der von der Stadt Wien erhaltenen öffentlichen Verkehrsflächen. 

Also, wenn ein Bezirk wie Favoriten schon einmal die viertgrößte Stadt ist, dann wird es auch demzufolge jede Menge Verkehrsflächen geben. Und auch hier müsste man meinen, dass der Zuwachs an Mitteln geradezu unerschöpflich ist. 

Es geht dann weiter mit den Schulen, und die Schulen haben sich in den letzten 10 Jahren, also von 33 Ende der 90er Jahre bis jetzt auf über 40 Schulen, also das heißt, um ein Drittel, vermehrt, und auch hier müssten dann die Mittel ja nur so fließen wie in einem Schlaraffenland, was aber leider nicht der Fall ist. 

Ich gehe jetzt im Einzelnen dann noch darauf ein, wo es hier überall krankt und sehe hier zwei Kreise, denen man ein gewisses Verschulden zusprechen muss. 

Primär ist es natürlich die Stadt Wien als solche, die ja für die Zuteilung der Mittel verantwortlich ist und sekundär der Bezirk, der dann diese Mittel verwaltet und hier sicher auch Möglichkeiten hätte, durch Einsparungen, durch bessere Koordinierung, vielleicht sparsamer mit dem Haushaltsbudget umzugehen. Ein ganz wesentlicher Faktor ist aber zum Beispiel das Thema der Energiekosten. Die Energiekosten steigen in den Bezirken ganz enorm, vor allem, wenn es um Schulen und Kindertagesheime geht. 

Und wenn zum Beispiel, wohlgemerkt, ich rede nur vom 10. Bezirk, hier allein in den Kindergärten der Anteil der Energiekosten bereits 28 Prozent, also ein Drittel der zur Verfügung stehenden Mittel ausmacht, und in den Schulen ist es sogar noch mehr, also es ist ein Drittel, und das bedeutet 1 250 000 EUR vom Gesamtbudget, dann muss ich sagen, das ist dann schon eine ganze Menge, wodurch die Bezirke gelähmt werden, hier überhaupt noch produktiv etwas zu gestalten, wenn schon einmal ein Drittel der Summe wegfällt nur für Energiekosten. 

Und da kommen wir dann schon zum Thema. Es gab vor über 10 Jahren das berühmte Contracting. Es wurde damals den Bezirken aufs Auge gedrückt, hat massive Kosten verursacht, und die Amortisierung war auf 10 Jahre festgelegt. Und von da an sollten die Energiekosten extrem gering sein. 

Jetzt einmal ganz unabhängig davon, dass ständig die Energiekosten von der Stadt Wien erhöht wurden, und diese damit auch das Bezirksmittelbudget sozusagen gekürzt haben, kann ich mich nicht erinnern, dass sehr viel Positives aus diesem Contracting den Bezirken zu Gute gekommen wäre. Das heißt, sie mussten zwar damals die ganzen Aufwendungen tragen, aber eines Erfolges kann man sich noch nicht rühmen. 

Ein weiterer Punkt ist die Instandhaltung der Schulen. Auf die gehe ich jetzt gar nicht im Detail ein, denn ich möchte gar nicht all die Protokolle, die hier schon über die Instandhaltung der Schulen verfasst wurden und die Gespräche, die wir geführt haben und die in den Protokollen ihren Niederschlag gefunden haben, sehen. Aber soviel sei doch gesagt: Es sind hier Mittel auf Grund des Umstandes vergeudet worden, dass man einerseits dem Bezirk verschiedene Dinge aufs Auge gedrückt hat, nämlich, dass Schulen zu Tode saniert werden mussten, das heißt, es waren jahrelang immer nur dieselben Schulen, die im Sanierungskonzept aufgeschienen sind, auf der anderen Seite aber hat man viele Schulen völlig außer Acht gelassen, wo es zwingend notwendig gewesen wäre, was ja letztlich dann auch zu dem Eklat geführt hat, den wir vor zirka eineinhalb Jahren abgehandelt haben, nämlich, dass Schulen gesperrt werden mussten. 

Bei Schulen, die immer wieder saniert wurden, kamen Sie dann plötzlich drauf - obwohl diese jahrelang Gegenstand dieser Sanierungen waren -, dass es dort Falzziegeldecken gibt, wobei mein Kollege, Herr Dr Madejski, schon gesagt hat, dass es zum Teil gar nicht einmal erwiesen war, dass es Falzziegeldecken waren, und die wurden dann bei diesen 10 Jahre lang sanierten Schulen wieder überprüft und wieder saniert. 

Sie zäumen ja das Pferd vom Schwanz auf. Ich kann doch nicht eine Schule 10 Jahre lang sanieren und dann eine Deckensanierung vornehmen. Also, ich würde erst einmal beim Dach anfangen und bei der Decke und dann den Rest sanieren. Dass das die Bezirke massiv belasten muss, weil ja das dann Wahnsinnskosten verursacht, ist, glaube ich, sogar jedem Laien klar. Von Experten möchte ich da überhaupt noch nicht reden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein sehr großer Brocken ist zum Beispiel auch die kulturelle Jugendbetreuung im Bezirk, die gleich einmal 320 000 EUR ausmacht, und davon alleine an die Kinderfreunde 289 000 EUR gehen. 

Und im selben Zusammenhang möchte ich auch die Pensionistenklubs nennen, aber nicht etwa, weil ich dagegen bin, dass sich hier die Pensionisten treffen, ihren Kaffee haben, Ihr Kipferl essen oder was immer dort passiert, sondern, dass sich die SPÖ ihre eigenen Lokale auf Kosten der Bezirke dann auch noch reinigen, sanieren und was auch immer lässt. Auf Kosten der Bezirke organisieren und finanzieren sich die Vorfeldorganisationen oder Ihre eigene Partei in Form der Räumlichkeiten der Pensionistenklubs, und das kreide ich Ihnen an. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es ist dann auch diese enorme Ziel- und Planlosigkeit, die leider in der Stadt herrscht, das heißt, es gibt kein ausreichendes Konzept, das man an die Bezirke weitergeben könnte, oder die Bezirke selber verfügen über nicht genügend Weitblick, um hier besser zu organisieren und damit Mittel einzusparen. 

Und in diesem Zusammenhang muss ich ganz besonders das Wort Notkompetenz in den Mund nehmen. 

Denn – und ich komme jetzt noch einmal ganz kurz auf diese Pensionistenklubs zurück – es verhält sich mit den Schulen und mit den Kindertagesheimen im 10. Bezirk nicht anders. Wenn man Ende August feststellt, dass für Schulanfang September oder für Beginn der Klubzeiten von den Pensionistenklubs plötzlich die Räumlichkeiten gereinigt werden müssen und das dann einen Notfallskompetenzfall darstellt, das ist nicht einzusehen. Dass Ferien im Juli und im August sind, das weiß wirklich jeder in der Stadt, egal, woher er kommt, egal, wie lange er hier ist, aber dass es eine Bezirksvorsteherin nicht weiß und dann nicht auf günstige Ausschreibungsangebote zurückgreifen kann, sondern das nächstbeste Angebot nehmen muss, weil es ja nur eine Direktvergabe ist, das kann ich nicht nachvollziehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Bleiben wir gleich noch bei diesen Planungen. Bereits Ende der 90er Jahre wurde ganz toll die Fußgängerzone Favoriten vorgestellt mit Plan, Zeitrahmen und so weiter. Allein das Zeichnen der Pläne hat sicher eine Menge Geld gekostet, ebenso die Vorbereitungsarbeiten dazu. Aber was haben Sie daraus gemacht? Es wurden Blumentröge entfernt, die auch Bäume drinnen hatten, die der Fußgängerzone ein bisschen Schatten gespendet hätten. Dafür wurden monströse Blumenkästen aufgestellt, die niemandem gefallen, die niemand will. Die kosteten ein Schweinegeld. Es wurden entlang der Fußgängerzone Bänke in der prallen Sonne aufgestellt, ohne irgendein bisschen ein Charisma, ohne Charme, ohne irgendetwas. Setzt euch hin und gebt einen Frieden! – Genau so schaut das aus. Aber alle Leute, die sich dort hinsetzen, die zahlen das. Es zahlt nicht die Stadt Wien.

Und jetzt sagt man, die Fußgängerzone wird so toll, jetzt machen wir was. Sie hätten zehn Jahre lang etwas machen können, denn jetzt muss das alles weggeräumt werden. Sie haben dort jede Menge Litfaßsäulen hingestellt, damit zumindest ein bisschen Geld in die Stadtkasse fließt über die Gewista oder wer immer diese Litfaßsäulen betreibt. Jetzt machen wir etwas, jetzt räumen wir wieder alles weg, jetzt sanieren wir die Fußgängerzone. Hätten wir sie vorher saniert, hätten wir Doppelkosten in Größenordnungen ... (GR Alfred Hoch: Wann wird das saniert?) Ja, wann? (GR Alfred Hoch: Es wird schon seit Jahren darüber geredet!) Die Frau Bezirksvorsteherin schreibt, der Herr Klubobmann im 10. Bezirk schreibt, nur passieren tut es nicht. Aber jede Maßnahme, die dort nur Stückwerk ist, kostet, und der Bezirk muss es zahlen. Und das kann so nicht sein, wenn wir schon einen so hohen Verschuldungsgrad haben.

Aber es geht ja noch weiter. Es bestünde meiner Meinung nach sogar eine Chance, aber es hat nur noch niemand probiert. Im Altstadterhaltungsbeirat werden denkmalgeschützte Bauten saniert. Wir sind aber übereingekommen, nicht die Bauten der Stadt Wien zu sanieren, weil es einfach zu viele sind und das Budget nicht ausreichen würde. Aber ich meine, es spricht doch überhaupt nichts dagegen, würde man die wirklich ehrwürdigen alten, denkmalgeschützten Amtshäuser sanieren. Auch das würde eine Entlastung der Bezirke bringen und wäre für die Stadt Wien sicher leistbar. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein wirklich großer Kostenfaktor ist die Devastierung der Parkanlagen. Aber es kostet auch, wenn Parkanlagen um horrendes Geld der Wiener Steuerzahler völlig neu hergerichtet werden, und dann kommt – wie es zum Beispiel seinerzeit beim Keplerplatz der Fall war; das hat damals über 10 Millionen Schilling gekostet – die Frau Bezirksvorsteherin, kaum dass die großzügige Eröffnung stattgefunden hat, drauf, sie möchte eigentlich ein paar Blumenampeln haben und der ganze Park muss wieder aufgerissen werden und es müssen um sauteures Geld Blumenampeln mit Bewässerungsgräben installiert werden. Drei Monate vorher hätte das einen Pappenstiel gekostet, denn da waren die Gräben alle offen, wo man hätte verlegen können. Aber es ist nicht passiert. 

Und die Devastierung nimmt so überhand, dass, wenn ein Park eröffnet wird und dort ein – auf Wienerisch – so genanntes Salettl steht, dann ist es drei Tage später zu Brennholz zertrümmert. Da hat die Stadt Wien es verabsäumt, entsprechendes Aufsichtspersonal für die Parkanlagen zur Verfügung zu stellen, und die Kosten müssen jetzt die Bezirke tragen, obwohl die ohnehin schon arm dran sind.

Zum unsachgemäßen Umgang mit den Mitteln muss ich jetzt schon auch einen Schuss gegen die GRÜNEN loslassen mit ihren Fahrradwegen. Das kostet nämlich sehr viel Geld, und der Ertrag, so wie Sie ihn sich wünschen, lässt sehr viel offen. Denn wenn ich in der Landgutgasse im 10. Bezirk, wo sich jetzt ein riesiges Siedlungsgebiet eröffnet hat, einen Fahrradweg installiere, der sowieso um die nächste Kurve wieder aufhört, wo x Kreuzungen sind, die den Fahrradweg kreuzen müssen, wo die Straße extrem verengt wird, sodass, wenn zwei PKW ein bisschen salopper aneinander vorbeifahren, sie am Radfahrweg sind, dann ist das wieder eine Sache, die jetzt gemacht wurde und wo schon absehbar ist, wann sie wieder zurückgenommen wird. Nur hat sie leider dazwischen jede Menge Geld gekostet, und zwar ebenfalls Geld, das die Bezirke nicht zur Verfügung haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch die Friedhöfe sind mir noch ein Anliegen, denn es geht ja bei der neuen Bezirksmittelverordnung auch darum, dass die Friedhöfe herausgenommen werden. Es ist schändlich, dass Sie einem Bezirk wie dem 10., der ein derart hohes Bezirksbudget hat, diese 38 000 EUR für Friedhöfe jetzt auch noch wegnehmen wollen. Da sollte man sich schämen, denn das ist überhaupt nicht notwendig. Also wenn Sie schon die Friedhöfe rausnehmen, lassen Sie doch den Bezirken das Geld. Es ist ja sowieso nicht genügend da. Aber ich bin überzeugt, dass die Bezirke wissen, wo sie es sinnvoll einsetzen können, wenn nicht immer wieder der Druck von der Stadt kommt und man ihnen dann Verschiedenes aufzwingt. Das muss man sagen.

Ich meine, es ist richtig, die Bezirke haben zu wenig Geld. Es ist richtig, dass die Stadt Wien sie in gewisser Weise verhungern lässt und in gewisser Weise das Ganze vielleicht auch unsachgemäß verwaltet wird. Denken Sie daran, Bezirksmittel und Bezirksvorsteher sind nicht im Rosenmontag, wo sie mit beiden Händen aus dem Vollen schöpfen und das wahllos in die Menge werfen können, denn ein Rosenmontag ist nur einmal im Jahr, aber die Bezirke müssen 365 oder 366 Tage im Jahr verwaltet werden. Und das, was am Rosenmontag in die Menge geworfen wird, das zahlen die Privaten und nicht der Steuerzahler. 

Wir werden das daher ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich beginne damit, dass ich zunächst einmal einerseits zufrieden bin, dass mittlerweile die Evaluierung der Dezentralisierung im Laufen ist. Unseres Erachtens tatsächlich um Jahre verspätet, nichtsdestoweniger, sie ist im Laufen und sie soll bis Juni abgeschlossen sein, und ich hoffe, dass sich dann tatsächlich etwas sowohl direkt in Fragen Kompetenzen der Bezirke als auch in Fragen Bezirksmittelverteilung verändern wird. – Punkt 1.

Punkt 2: Da will ich nur ganz kurz auf meine Vorrednerin zurückkommen und dazu einerseits feststellen, dass ein Großteil der von ihr genannten Einzelpunkte tatsächlich der Realität entspricht, dass aber meines Erachtens schon auf das große Ganze insofern vergessen wurde, als sie zum Teil dann auch von verschwendeten Finanzmitteln et cetera spricht – und das ist ja genau das, was die SPÖ tut, die sagt, die Bezirke verschwenden das Geld, deshalb müssen wir ihnen auch nicht mehr geben –, während sie die strukturellen Bedürfnisse, die die Bezirke haben, in Wirklichkeit vernachlässigt hat. 

Jetzt bin ich beim Strukturellen, und darauf möchte ich im Besonderen eingehen.

Vorweg vielleicht nur einleitend eine Darstellung: Wir haben momentan mit Jahresabschluss 2007 Bezirke mit Vorgriffen von 42,6 Millionen EUR und in Summe Rücklagen von 19,8 Millionen EUR. Das würde auf den ersten Blick noch nicht dramatisch wirken, müsste man nicht umgekehrt zur Kenntnis nehmen, dass alleine im Budgetvoranschlag für 2008 den Bezirken knapp 155 Millio-
nen EUR zur Verfügung stehen und knapp 205 Millio-
nen EUR budgetiert sind. Diese 205 Millionen EUR sind größtenteils durch das Schulsanierungspaket entstanden. Es werden zwar dann gegen Ende des Jahres knappe 25 Millionen EUR refundiert, aber man erkennt an der Budgetierung mit dem Schulsanierungspaket ein strukturelles Defizit, und zwar für die kommenden zehn Jahre von zumindest 25 Millionen EUR. 

Es ist auch das, was ich in vergangenen Gemeinderatssitzungen hier im Saal des Öfteren gesagt habe, wo ich versucht habe, auch mit Zahlen zu belegen, dass zum Beispiel die Gesamtausgaben der Bezirke für die Instandhaltung von Schulen, obwohl ob ihrer gesamten Aufgaben die Vorgriffe gestiegen sind, in den vergangenen fünf Jahren von 28 Millionen EUR auf 18 Millio-
nen EUR gesunken sind. Das heißt, die Bezirke haben immer mehr Aufgaben gehabt, auch für immer mehr Menschen, das Geld ist im Großen und Ganzen gleich geblieben, real gesunken, und jetzt plötzlich sollen zusätzlich zu den bisherigen Aufgaben von den Bezirken knappe 34 Millionen EUR jährlich in das Schulsanierungspaket investiert werden. Das kann sich nicht ausgehen!

Wenn wir diesbezügliche Anträge im Gemeinderat gestellt haben, in denen wir gesagt haben – und wir haben es vorgerechnet –, das kann sich nicht ausgehen, dann kam die Antwort: Warten wir auf die Evaluierung, und dann verändern wir die Bezirksmittelverordnung. 

Allen war klar, dass die Bezirke mehr Ausgaben zu leisten haben – allen, niemand hat das bestritten –, und jedem Menschen, der tatsächlich auch nachgedacht hat, ist bewusst, dass die Sanierungspakete in den Kindertagesheimen erst beginnen werden, die Sanierungspakete in den Amtshäusern auf uns zukommen. Da ist aber immer gesagt worden: Ach, diese Mehraufgaben! Schauen wir sie uns an, machen wir jetzt nichts, warten wir auf die Studie, erst dann reden wir über Veränderungen. 

Und jetzt werden die Friedhöfe ausgegliedert? Und obwohl einerseits für alle klar ist, dass es mehr Aufgaben gibt, sagt man, die Friedhöfe sind ausgegliedert, nehmen wir den Bezirken das Geld sofort weg. 

Ich bin mir bewusst – und ich sage das hier, nur damit es nicht heißt, es ist unlauter –, dass die Ausgliederung der Friedhöfe den Bezirken budgetär sogar ein kleines bisschen bringt. Die Bezirke haben immer mehr Geld für die Friedhöfe ausgegeben, als ihnen auf Grund der Bezirksmittelverordnung für die Friedhöfe zugestanden wurde. Das heißt, die Bezirke werden in Summe knappe 600 000 EUR mehr zur Verfügung haben. Nichtsdestoweniger: Was sind diese 600 000 EUR gegen fehlende 15 Millionen, und zwar strukturell fehlende 15 Millionen EUR? Wollen Sie tatsächlich, dass am Ende des Jahres 2008 – und ich gehe davon aus, es liegt auch in Ihrem Interesse, dass die Sanierungen in den Schulen tatsächlich stattfinden und nicht wieder auf die lange Bank geschoben werden – die Vorgriffe der Bezirke bei 70 Millionen EUR stehen? Wollen Sie, dass in drei Jahren die Vorgriffe der Bezirke bei 130 Millionen EUR stehen und in vier Jahren bei einem Jahresbudget für die gesamten Bezirke? Das kann nicht in Ihrem Interesse sein, und deshalb ist es inakzeptabel, jetzt eine Kürzung der Bezirksmittel zu beschließen.

Der andere Punkt ist – und ich denke, auch das ist notwendig, wenn wir über Dezentralisierung sprechen –, dass wir uns wirklich den Weg überlegen: In welche Richtung kann Dezentralisierung weitergehen? Der eine Punkt ist, dass selbstverständlich die zur Verfügung stehenden Bezirksmittel auch der wachsenden Bevölkerungszahl angepasst werden müssen. Das darf man auch nicht vergessen, wir haben um 10 Prozent mehr Menschen, die in den Bezirken wohnen – so wie in ganz Wien; so ist es einfach –, nur die Mittel der Bezirke sind nicht gestiegen.

Das ist ja das große Problem bei der Bezirksmittelverordnung, denn selbst wenn im 22., im 21. und im 10. Bezirk mehr Menschen zuziehen, die Bevölkerung aber in den anderen Bezirken nicht abnimmt, dann erhalten die paar Bezirke vielleicht ein bisschen mehr, aber die anderen, die dieselben Aufgaben zu erfüllen haben, bekommen weniger Geld, weil das gedeckelt ist. Das ist eine sinnlose Vorgangsweise, die meines Erachtens hoffentlich im Rahmen der Evaluierung und dann in einer Neugestaltung der Bezirksmittelverordnung abgeschafft wird.

Aber kommen wir zurück zu den Kompetenzen. Ich erlaube mir, diesbezüglich tatsächlich ein paar Vorschläge zu machen für unterschiedliche Varianten. Ich schicke vorweg: Ich wünsche mir, dass die Bezirke überall dort Kompetenzen haben, wo sie direkt mit der Bevölkerung in Kontakt sind, wo sie erster Ansprechpartner der Bevölkerung sind, wo man im eigenen Grätzel Sachen bewegen kann. Diesbezüglich muss, damit wirklich sinnvoll gearbeitet werden kann – und das kann nur mehr in wenigen Bezirken geschehen –, eine freie finanzielle Spitze vorhanden sein. Es können nicht die verpflichtenden Aufgaben das ganze Budget auffressen, denn sonst ist es nichts mit der kulturellen Förderung im Bezirk, sonst ist es eigentlich nichts mit einer sinnvollen Parkbetreuung, sonst ist es nichts mit einer Belebung des Grätzellebens. Diese freie Spitze muss da sein. 

Und es wäre durchaus auch angebracht, darüber nachzudenken, ob im Rahmen der Dezentralisierung den Bezirken nicht auch finanzielle Mittel für Frauenförderungsprojekte in den Bezirken gegeben werden. Es ist darüber nachzudenken, ob den Bezirken nicht auch Zuständigkeiten im Bereich Sportplätzevergabe und so weiter übertragen werden sollten, denn dort überall kann man direkt mit der Bevölkerung in Kontakt treten, und das ist wichtig. Das ist wichtig, um neben der eigentlichen Leistung auch die Probleme der Menschen wieder wirklich mitzubekommen, und das ist etwas, was uns Grünen auch tatsächlich immer sehr, sehr wichtig ist.

Anders stellt sich die Situation zum Teil bei Leistungen dar, wo die Bezirksbudgets im Großen und Ganzen nur noch Durchlaufposten sind. Da lohnt es sich meines Erachtens tatsächlich, darüber nachzudenken, ob das weiterhin Aufgabe der Bezirke sein soll oder ob es nicht in manchen Bereichen durchaus sinnvoll ist, sogar Rezentralisierungen vorzunehmen. Aber entscheidend – und darauf muss ich tatsächlich bestehen – ist, dass in den Bereichen, wo der Bezirk zuständig ist, nicht gekürzt wird, sondern mehr finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden.

Wir haben – das ist kein großes Geheimnis – auch grünintern zum Beispiel darüber diskutiert: Sollen die Sanierungsmaßnahmen an den Schulen bei den Bezirken bleiben oder sollen sie wieder zurück in die Kompetenz der Stadtverwaltung wandern? In der Hoffnung, dass nicht alles Geld mitwandert, denn sonst hätten die Bezirke von Haus aus ein Minusbudget, aber das würde ja dann nicht passieren. Nein! Unser erster Schritt wäre tatsächlich, dass man sagt: Statten wir die Bezirke mit ausreichend finanziellen Mitteln aus und lassen wir es bei den Bezirken, denn das ist die Möglichkeit, dass wir als Politiker, als Politikerinnen auch direkten Zugang zu Elternvereinen haben, zu der Situation, wie die Schulen ausschauen im Bezirk, wo man den Leuten direkt helfen kann. Es ist viel schwieriger, wenn sich jeder Einzelne an die Stadtregierung oder an einzelne Gemeinderäte wenden muss. 

Wir leisten uns den Luxus – glücklicherweise, denn das ist auch wichtig für eine Demokratisierung in den einzelnen Bezirken – von relativ vielen Bezirksräten und Bezirksrätinnen. Aber ich bin froh darüber, dass sich Wien diesen Luxus leistet, weil es Sinn macht in einer Demokratie, dass es eine vielfältige Anzahl von AnsprechpartnerInnen gibt. Aber dann muss man ihnen auch die Möglichkeit geben, kompetent aufzutreten, und darf sie nicht ob eines finanziellen Engpasses in die Lage bringen, dass sie eigentlich bei allen Wünschen und Bedürfnissen, die von Seiten der Bevölkerung und auch seitens der Institutionen kommen, immer nur sagen können: Wir haben kein Geld! Es geht nicht! Das tut der Politik nicht gut und das tut den politisch Verantwortlichen, gleich welchen Couleurs, auch nicht gut.

Ein weiterer Punkt im Sinne der Ausweitung – und ich glaube, das wäre tatsächlich notwendig, denn es hat sich gezeigt, dass die Mitsprachemöglichkeiten der Bezirke im Bereich der Flächenwidmung mittlerweile sehr gekappt sind – wäre, dass die Bezirke tatsächlich wieder mehr Mitspracherecht auch im Bereich der Flächenwidmung haben.

Abschließend komme ich daher zu dem Schluss: Wir haben einige Dezentralisierungsdebatten in der Vergangenheit gehabt. Ich hoffe, mittlerweile ist allen klar geworden, dass die finanziellen Mittel bei den jetzigen Aufgaben der Bezirke nicht ausreichen. Es wurde immer versichert, die Bezirksmittelverordnung wird nicht geändert, bevor nicht diese Evaluierungsstudie erstellt wurde, und jetzt kürzt die Wiener SPÖ den Bezirken die Mittel.

Das ist abzulehnen. Wir werden dem nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau Bezirksvorsteherin Reichard.

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Was hier auf der Tagesordnung so nett ausschaut wie „Änderung der Bezirksmittelverordnung", das birgt viel mehr in sich, als man auf den ersten Blick vermutet. Es ist wieder einmal das ganze Thema: Wie gehe ich in dieser Stadt mit Bezirken um? Wie gehe ich mit dem Thema der Bürgernähe um? Wie gehe ich mit unseren Bezirksbudgets um? Und leider Gottes geht es um die Tatsache, dass unsere Bezirke nach wie vor hier ausgehungert werden in der Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Was sich aber zeigt, ist, dass dieses Thema immer mehr zum Thema wird, und das zeigt sich auch daran, dass immer mehr Bezirke hier im Gemeinderat das Wort ergreifen, was eigentlich in der Vergangenheit nicht unbedingt üblich war. Das zeigt eigentlich auch die Brisanz dieses Themas, und das zeigt, glaube ich, dass Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ-Seite, eigentlich auch erkennen sollten, dass das, was wir hier von den Bezirken fordern, wünschen und anregen und an Kritik einbringen, kein Gesudere ist, sondern eine wirkliche Notwendigkeit, die man auch ernst nehmen müsste und akzeptieren sollte. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es wird Sie nicht verwundern, wenn ich jetzt sage, die ÖVP wird diesen Antrag auf Änderung der Bezirksmittelverordnung ablehnen. Wir werden ihn ablehnen, weil es eine reine Anlassgeschichte ist. Der Anlass ist, dass die Friedhöfe herauskommen und damit jene Geldmittel, die für die Friedhöfe in der Bezirksmittelverordnung vorgesehen waren, jetzt sozusagen auch herausgenommen werden sollen. Anlass passiert komischerweise immer nur in eine Richtung, Anlass passiert immer nur, wenn man den Bezirken Kompetenzen wegnimmt, da nimmt man ihnen auch Geld weg. Dass ein Anlass gegeben gewesen wäre, wenn neue Aufgaben, Kompetenzen und steigende Kosten da gewesen sind, das habe ich leider noch nicht erlebt. Das ist ein reiner Anlass, daher werden wir das ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der zweite Grund, warum das einfach abzulehnen ist, ist die Tatsache – und das ist ja bei meinen Vorrednern auch schon mehrmals herübergekommen – dieses ganzen Systems, wie in dieser Stadt mit Bezirken, mit Bezirkskompetenzen, mit Bezirksbudgetmitteln umgegangen wird. Das ganze System ist faul, und dieses System ist kurz vor dem Kollabieren, denn so kann es auf Dauer nicht weitergehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist traurig, hier immer wieder dieselbe Litanei vorbringen zu müssen, aber es ist immer wieder dieselbe Litanei: Es sind steigend Kosten, es sind seit Jahren steigende Kosten, es sind seit Einführung der Dezentralisierung die Mittel für die Bezirke nicht gestiegen, es ist nie valorisiert worden. Die Indizes sind gestiegen, allein die Baukostenindizes sind um über 20 Prozent gestiegen. Das ist nie abgegolten worden. Es sind neue Aufgaben dazugekommen wie Brandschutz, Bedienstetenschutz, neue technische Überprüfungen. All das ist von den Bezirken zu bezahlen. Alle Anlagen, alle Gebäude sind in die Jahre gekommen, die Schulsanierungen stehen an, die Ampelanlagen müssen jetzt ausgetauscht werden. Viel hat umgebaut werden müssen bei den Amtshäusern, einfach auf Grund von diversen Umstrukturierungen im Magistrat. Das heißt, dieses System, so wie es ist, ist einfach nicht mehr haltbar. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist der Grund, warum wir immer wieder nur dieselben vier Forderungen hier an den Mann, an die Frau bringen können. Und das sind die Forderungen: Wir fordern einfach, dass die Bezirkskompetenzen komplett neu verhandelt werden. Wir fordern parallel dazu, dass die Bezirksbudgets neu verhandelt werden. Es muss – das ist der dritte Punkt – dann laufend eine Valorisierung geben. Und um das Ganze auch wirklich auf Dauer unter Kontrolle halten zu können, gehört einfach alle drei, vier Jahre ein Finanzausgleich zwischen der Stadt und zwischen den Bezirken durchgeführt, um sozusagen wirklich kontinuierlich überprüfen zu können, ob das System noch eines ist, das den Tatsachen und der Gegenwart entspricht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Thema Bezirkskompetenzen ist ein ganz ein wichtiges, weil es uns eigentlich zeigt, wie wir in der Stadt mit den Bezirken umgehen. Es ist seit dem zweiten Dezentralisierungsschritt nie ein dritter erfolgt, wie es seinerzeit ausgemacht wurde. Es wurden damals die damaligen ÖVP-Ressorts dezentralisiert, der weitere Schritt ist dann nie gefolgt, aber es gibt eine Menge an Dingen und eine Menge an Kompetenzen, die die Bezirke in ihrer Eigenverantwortung wesentlich besser und wesentlich effizienter durchführen könnten, als es heute der Fall ist. 

Ich denke etwa an die Möglichkeit, Sportvereine, Kulturvereine, Sozialvereine zu fördern. Kulturvereine können wir fördern, Sozialvereine, Sportvereine können wir nicht fördern. Ich denke mir, das wäre zum Beispiel eine Sache, wo ich sage, das gehört an die Bezirke übertragen. Wir wissen, welche Vereine im Bezirk wirklich etwas leisten, etwas für die Bürger und Bürgerinnen machen, gerade im Bereich der Sportförderung. Kleine Sportvereine sind einfach chancenlos, wenn ich jetzt gerade denke, überall ist das Thema Europameisterschaften, Fußball wird hochgespielt, wir können nicht einmal unsere kleinen Fußballvereine im Bezirk fördern, die viel in Nachwuchsarbeit, die viel in Frauenfußballarbeit zum Beispiel stecken. (Beifall bei der ÖVP und von StRin Dr Monika Vana.) Das ist uns nicht möglich, weil wir es auf Grund der Kompetenz einfach nicht dürfen. Das wäre eine der vielen Möglichkeiten. 

Bezirksbudgets sind nicht erhöht worden. 1,5 Prozent des gesamten Wiener Budgets werden für die Bezirke ausgegeben. Das sind in etwa 150 Millionen EUR. 150 Millionen EUR ist auch der Betrag, der zum Beispiel ganz locker an den Compress Verlag vergeben wurde für Öffentlichkeitsarbeit, für die Darstellung des Herrn Bürgermeisters und der Stadtregierung. Das ist genau der Betrag, den wir einmal im Jahr für 23 Bezirke bekommen. Das kann's ja nicht sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir können mit diesen Bezirksbudgets die ganzen Sanierungen einfach nicht mehr zahlen. Das sind Schulmogelpakete, die uns da ins Haus flattern, das sind kleine Peanuts, das ist einfach zu wenig. 

Ich habe gestern festgestellt, dass wir, allein, was die Ampelanlagen betrifft, in den nächsten fünf Jahren 1,5 Millionen EUR für fünfzehn Ampeln im Bezirk zu zahlen haben. Das ist die Hälfte unseres Bezirksbudgets. Ich frage mich nur: Woher nehmen? Es ist ja löblich, dass man einmal neu ausgeschrieben hat und plötzlich die Ampeln um die Hälfte billiger geworden sind, statt 150 000 nur mehr 80 000 EUR. Ich muss sagen, das ist ein löblicher Ansatz, dieses Monopol zu durchbrechen, was schon längst passieren hätte müssen. Es ist endlich passiert. Aber 80 000 EUR mal 15 ist für einen kleinen Bezirk immer noch nicht machbar. Das ist das Riesenproblem, und das gehört einmal angegangen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Tatsache ist einfach auch, dass es in dieser Stadt von 23 Bezirken nur mehr drei Bezirke gibt, die nicht im Minus sind. Das heißt aber nicht, dass wir in den Bezirken nicht wirtschaften können, dass wir nicht jeden Euro, jeden Cent dreimal umdrehen und in der Vergangenheit jeden Schilling und jeden Groschen dreimal umgedreht haben, sondern es ist eine Tatsache, dass einfach die Bezirksbudgets und die Aufgaben, die wir zu erfüllen haben und verantwortungsvoll erfüllen wollen, nicht mehr zusammenpassen. Das gehört dringend geändert. Es gehören den Bezirken endlich die Mittel gegeben, die sie benötigen, um die Aufgaben, die sie übertragen bekommen haben, auch wirklich verantwortungsvoll ausführen zu können. 

Das Thema Valorisierung ist genau das, was natürlich auch noch dazugekommen ist, um das ganze System der Bezirksbudgets zunichte zu machen. Es ist über all die Jahre nicht valorisiert worden. Valorisierungen in dieser Stadt – man kann es nicht oft genug sagen – wird immer nur dann großgeschrieben, wenn es um Gebührenerhöhungen geht. Wenn es um die Erhöhung von Gebühren, von Tarifen geht, dann gibt es Valorisierungen, da geht es ums Abzocken, da redet man darüber. Sie treiben mit einem Valorisierungsgesetz die Inflation in dieser Stadt in die Höhe, aber zum Thema Valorisierung einmal zu überlegen, dass man das eher vielleicht einmal bei den Bezirksbudgets bräuchte, auf den Gedanken sind Sie noch nicht gekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben eine hochgerechnete Gebühren- und Tariferhöhungsrate von 20 Prozent auf die letzten Jahre gerechnet. Das ist in etwa fast das Doppelte dessen, was wir sonst an Inflationsrate haben, und das sollte zu denken geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein kleiner Lichtblick ist sozusagen am Sternenhimmel zu sehen, das ist die Evaluierungsstudie. Ich gehe einmal davon aus, nicht nur die ÖVP- und die grünen Bezirksvorsteher haben sich hier zu Wort gemeldet – wir melden uns nach außen zu Wort, wir dürfen das, wir tun das –, sondern auch in Ihren Reihen rumort es. Und das, was jetzt herausgekommen ist, ist eine Evaluierungsstudie. Ich bin sehr bemüht, der Sache offen gegenüberzustehen und einmal zu schauen, was herauskommt. Nur, ich sage es ganz ehrlich, ich betrachte das Ganze mit einer gewissen Skepsis, mit einer gewissen Skepsis einfach als zwar nicht geborene, aber gelernte Wienerin, mit all meinen Erfahrungen, die ich in den letzten Jahren mit der Verwaltung dieser Stadt gehabt habe. 

Was mich auch skeptisch macht, das ist der Satz – ich habe es hier an dieser Stelle schon einmal erwähnt –, der explizit in der Studie steht: Nicht Ziel der Studie ist die Aufhebung der Dezentralisierung. Ich frage mich, welcher Geist steckt dahinter, das explizit hineinschreiben zu müssen. Welche Meinung habe ich von meinen Verwaltungsbeamten, von meinen politischen Kollegen, wenn ich diesen Satz hineinschreiben muss? Denn was birgt das eigentlich in sich? Das ist ja so, als würde ich bei einer Bundesstaatsreform hineinschreiben: Nicht Ziel ist die Aufhebung der Demokratie in diesem Land. Genauso kommt mir das vor. Also dieser Satz, der da enthalten ist, stimmt mich wirklich sehr skeptisch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was immer als Resultat herauskommt bei dieser Studie, wesentlich wird dann sein: Wie setze ich es wirklich um in der Stadt. Wird das, was hier herauskommt, auch wirklich ernst genommen, oder ist es wieder nur Makulatur, die dann in irgendeinem Schreibtischladl landet? Da habe ich meine großen Bedenken, und da glaube ich, das ist etwas, was uns als ÖVP auch ideologisch einfach ganz massiv von Ihnen unterscheidet, weil wir jemand sind, der für starke Bezirke steht, der dafür steht, dass wir eine Stadt sind, die bürgernah agieren möchte. Wir stehen für das Prinzip der Subsidiarität. Die Subsidiarität ist einer unserer Grundpfeiler und eines unserer Grundprinzipien. Daher stehen wir für einen eigenverantwortlichen Bürger, und das kann nur bedeuten: Starke Bezirke! Und da trennen uns, glaube ich, Welten von Ihrem Ansatz. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie wollen offensichtlich keine starken Bezirke, sonst hätten wir sie schon längst in dieser Stadt, sonst wären die Bezirke schon entsprechend mit Budgetmitteln ausgerüstet. Sie wollen den Bezirken keine Bezirksbudgets zusätzlich geben, Sie verteilen immer anlassbezogen Almosen. Das ist Ihre Strategie. Was der Gusenbauer-Hunderter auf Bundesebene ist, das ist das Schulmogelpaket von heute dann auf Wien-Seite. Genau das ist die Strategie, die hier betrieben wird. (Beifall bei der ÖVP.) Es spitzt sich alles darauf zu: Sie wollen eine zentrale Stelle haben, die den Bezirken sagt, was sie zu tun haben, und keine dezentrale. Und das ist genau das, was uns unterscheidet. 

Was uns darüber hinaus noch unterscheidet, sind auch die mangelnden Visionen. Genauso wenig wie es in dieser Stadt für arbeitsmarktpolitische Ansätze Visionen für Wirtschaftspolitik, für Stadtplanung gibt, genauso wenig gibt es Visionen, was eigentlich alles in den Bezirken geschehen könnte und wesentlich günstiger, wesentlich effizienter und wesentlich besser funktionieren könnte. 

Ich kann nur zusammenfassen: Die vier Forderungen von uns sind nach wie vor dieselben und sie werden es auch nach Ende des Ergebnisses der Evaluierungsstudie sein, die dann offensichtlich im Juni auf dem Tisch ist. Diese sind: Die Kompetenzen gehören neu verhandelt, die Bezirksbudgets gehören neu verhandelt. Wir brauchen eine permanente Valorisierung, und wir wollen einen vierjährigen Finanzausgleich als Kontrollinstrument, damit das ganze System ein System bleibt, das auch erhaltbar ist. 

Wir stehen zur Dezentralisierung, weil wir glauben, das ist die beste Möglichkeit, wirklich bürgernah und effizient in dieser Stadt zu arbeiten. Wir sagen Ja zu starken Bezirken, denn wir wissen, es ist das Wichtigste, dass wir Menschen, dass wir Politiker und Politikerinnen haben, die draußen sind bei den Menschen auf der Straße, die ihnen nicht nach dem Mund reden, aber die ihnen zuhören und die sie ernst nehmen und die nicht das, was die Menschen meinen und wollen, als Gesudere abtun, sondern ein offenes Ohr haben. Und ein offenes Ohr kann man nur haben, wenn man dazu steht, starke Bezirke zu haben. Und das ist unsere Intention. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Klubobmann Christian Oxonitsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, die heutige Debatte zeigt, wie notwendig es ist, wieder einmal – und ich betone gleich eingangs: wieder einmal – im Lauf der 20-jährigen Geschichte der Dezentralisierung diese zu evaluieren und auf wissenschaftlicher Ebene zu durchleuchten. Es ist das nicht das erste Mal, Kollegin Reichard. Zugegebenermaßen waren Sie zu dem Zeitpunkt wahrscheinlich noch nicht Vorsteherin, als es im Jahr 2000 eine Evaluierung gegeben hat oder als es die Weiterentwicklung des Jahres 1998 gegeben hat. Nicht zuletzt basiert ja die derzeitige Form der Dezentralisierung auf einer gemeinsamen Beschlussfassung mit der ÖVP. An das will man sich wahrscheinlich nicht erinnern, wenn es hie und da unangenehm ist. 

Aber nichtsdestotrotz, 20 Jahre sind ein guter Zeitpunkt zu sagen: Okay, schauen wir uns an, wo es Verschiebungen im Bereich von Aufgaben der Bezirke gegeben hat. Da wird immer wieder sehr salopp gesagt, es werden immer mehr Aufgaben, die die Bezirke bekommen haben. Ich habe nicht konkret gehört, in welchen Bereichen, außer in Bereichen, wo durchaus Bezirke oft sehr erfinderisch waren, sich gewisser Aufgaben anzunehmen, obwohl sie eigentlich nicht unmittelbar in der Dezentralisierungsverordnung drinnen sind. Aber schauen wir uns an, ob es im Laufe dieser 20 Jahre tatsächlich schleichende Aufgabenveränderungen gegeben hat, an die man im Jahr 1988, das ja quasi das Fundament der heutigen Dezentralisierung ist, oder im Jahr 1998 nicht gedacht hat. Da kann es Veränderungen und Verschiebungen gegeben haben. Das ist Ziel der Dezentralisierung. Das muss man sich ansehen.

Aber das ist nicht das erste Mal. Das hat bereits 2000 und 2001 stattgefunden, noch auf Initiative der Koalition in dieser Stadt, wobei man eigentlich zu der Erkenntnis gekommen ist, die Dezentralisierung in ihren Grundzügen funktioniert sehr gut, vor allem auch mit all den Fördermaßnahmen, die es seitens der Stadt weit über den Dezentralisierungsrahmen hinaus eigentlich immer wieder gegeben hat: Förderungen im Bereich der Sanierungen der Schulen und Kindertagesheime, Förderungen für Projekte im öffentlichen Raum, Förderungen für bezirksübergreifende Maßnahmen, wo es halt sehr mühsam ist, in einem dezentralisierten Bereich, wenn man vier Bezirke hat – ich erinnere an den Schwarzenbergplatz oder ähnliche Projekte –, hier alle auf einen Nenner zu bekommen und zu sagen: Okay, greifen wir hier fördernd ein. 

Da gibt es spezielle Herausforderungen, und da hat die Stadt ihre Verantwortung auch immer wieder wahrgenommen. Es sind maßgebliche Millionensummen seit vielen Jahren eigentlich in den Bereich der Dezentralisierung, in den Bereich der Bezirke geflossen. Und wenn die Kollegin Reichard hier sagt, das sind Almosen, dann sage ich ganz offen, ich hätte mir gerne unter der schwarz-blauen Bundesregierung eine 40-prozentige Förderung für Projekte gewünscht, für die Wien zwar zuständig ist, aber sie halt auf Grund immer geringerer Einnahmen nicht bezahlen kann. So eine Fördermaßnahme kenne ich nicht. Wien übernimmt hier eine Verantwortung, wenn es spezielle Herausforderungen gibt, und das wird auch in Zukunft so sein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Es hat eine echte Grundüberlegung bei der Dezentralisierung gegeben, und – noch einmal – ich glaube, sie hat sich in den vergangenen 20 Jahren einfach bewährt, nämlich Geld folgt übernommenen Aufgaben. Es gibt Aufgaben, die den Bezirken überantwortet werden. Wir bekennen uns nämlich auf der einen Seite gerade als Sozialdemokratie – und das unterscheidet uns vielleicht von dem einen oder anderen – zu einer gemeinsamen Stadt, aber andererseits zu weitgehenden Mitsprache- und Mitgestaltungsmöglichkeiten der Bezirke. Es werden Aufgaben in die Bezirkskompetenz übertragen, dorthin folgt das Geld, und das hat in den vergangenen Jahren ja auch genauso stattgefunden. 

Ein zweiter wesentlicher Punkt der Dezentralisierung ist, dass die Bezirke natürlich nicht losgekoppelt werden können – wie viele andere Bereiche der Stadt auch; das gilt für die Geschäftsgruppen, das gilt für die Magistratsabteilungen – von der gesamten Einnahmensituation der Stadt. Das kann ja nicht sein, dass es in der Stadt einen Bereich gibt, der quasi losgelöst lebt von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und den finanziellen Möglichkeiten, die die Gesamtstadt hat. Und wenn man sich hier die Zahlen seriös ansieht – ich möchte Sie jetzt nicht mit Zahlen niederschütten –, dann kann man feststellen, dass sich die Budgets der Bezirke im Verlauf der letzten zehn Jahre besser entwickelt haben als die Gesamtsituation der Stadt. 

Seriös kann man eigentlich nur das Jahr 1998 mit 2008 wirklich vergleichen – denn dazwischen hat es etwas anderes gegeben –, und wenn man dann in Betracht zieht, wie sich in diesem Zeitraum die Einnahmen der Stadt entwickelt haben, dann sehen wir, sie sind in etwa um 1,2 Prozent gestiegen, im dezentralisierten Bereich, im Bereich der Bezirke haben sich die Bezirksbudgets um 1,3 Prozent entwickelt. Also es gibt hier gerade diese Grundüberlegung, darauf zu schauen, dass sich die Bezirksbudgets entsprechend den Möglichkeiten der Stadt entwickeln und dass das auch zu gelten hat. 

Da kann man sich durchaus ansehen, dass das in guten Zeiten manchmal sehr gut ist. Keine Frage. Wir erleben das gerade. Es gibt ja im Bereich der Jahre 2006 und 2007 eine Erhöhung von 4,23 Prozent. Also so viel zur Valorisierung. Eine derartige Inflationsrate ist mir nicht bekannt, aber es gab eine Steigerung der Bezirksmittel um 4,23 Prozent Ich weiß nicht, vielleicht wollen Sie eine Kürzung der Bezirksmittel haben, dann sagen Sie es hier. Ich glaube es zwar nicht, aber nur so viel zu dem Thema. Also die Bezirksmittel haben sich von 2006 auf 2007 eigentlich weit über den Valorisierungsfaktor erhöht. 

Aber schauen wir uns an: Wann hat tatsächlich 
eine Reduzierung stattgefunden, wann hat denn die das erste Mal maßgeblich – und jetzt rede ich nicht von 
Null-Komma-ein-bisschen-was-Prozent – stattgefunden, sodass die Bezirksmittel tatsächlich um 3 Prozent gesunken sind? Das war im Jahr 2002, das war im Jahr 2003. Und warum? Weil das genau diese Jahre waren, wo die durchaus katastrophale Wirtschafts- und Finanzpolitik auf der Bundesebene auf die Finanzsituation Wiens durchgeschlagen hat und deshalb auch auf die Bezirke. 

Also putzen Sie sich bitte nicht von Ihrer Verantwortung ab, dass gerade in einer Zeit, wo Wien tatsächlich mit einem Einnahmenminus zu kämpfen hatte, auch Sie mit einem Minus zu kämpfen hatten, denn es war Ihre Politik auf der Bundesebene, die dafür die Ursache war, liebe Kollegin Reichard. (Beifall bei der SPÖ.)
Gott sei Dank gibt es jetzt eine entsprechende wirtschaftliche Verbesserung. Wir sind nicht mehr konfrontiert mit Rekordarbeitslosigkeit. Wir sind daher auf der einen Seite mit einer dynamischen Entwicklung im Bereich der Kommunalsteuer konfrontiert – noch nicht so erfreulich im Bereich der Dienstgeberabgaben –, die sichergestellt hat, dass es von 2006 auf 2007 zu einer Steigerung gekommen ist, und alle Prognosen gehen davon aus, dass es, auch was die Bezirksbudgets betrifft, bis 2010 tatsächlich zu einer weiteren Steigerung der Bezirksbudgetmittel in dieser Größenordnung kommen wird. 

Darüber hinaus soll man bitte einfach nicht vergessen – es sei noch einmal darauf hingewiesen –, wie viele zusätzliche Fördermaßnahmen es in dem Bereich für die Bezirke gegeben hat. Da ist ja das Schulsanierungspaket des vergangenen Jahres, das heuer in Kraft getreten ist, nur ein konzertiertes Paket, sogar mit einer – wie es immer verlangt wird – zehnjährigen Planung, sodass die Bezirke tatsächlich zehn Jahre ganz konzentriert an diesem Bereich arbeiten können; im Gegensatz zu einem Modell, das wir davor hatten, wo alljährlich diskutiert wurde, in welcher Form, in welcher Höhe fördern wir die Sanierungsmaßnahmen im Bereich der Kindertagesheime und Schulen.

Und man soll – weil hier gesagt wurde, nur drei Bezirke haben kein Minus (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist tatsächlich so!) – auch nicht vergessen, dass das schlicht und ergreifend nicht stimmt. Schauen wir uns die Zahlen an, die allen Fraktionen übermittelt worden sind. Wir haben in etwa gleich viele Bezirke mit Rücklagen und gleich viele Bezirke mit Vorgriffen in diesem Bereich – aus unterschiedlichsten Gründen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das stimmt so nicht!) Und da können wir jetzt wahrscheinlich ewig darüber streiten, was die Ursachen dafür sind. Das ist eben der Ansatzpunkt gewesen zu sagen: Okay, schauen wir uns das tatsächlich an. Denn ich bekenne mich zur Dezentralisierung nicht nur in sonnigen Zeiten, sondern auch dann, wenn es das eine oder andere Mal unangenehm ist. 

Ich nenne jetzt, weil das auch angesprochen wurde, nur ein exemplarisches Beispiel. Es ist einerseits – davon bin ich überzeugt – sehr seriös untersucht worden: Wo hat es tatsächlich schleichende Aufgabenverlagerungen zu Lasten der Bezirke gegeben? Das muss ausgeglichen werden, und dazu bekennen wir uns auch ganz klar, dass man das, wenn es tatsächlich zu schleichenden Aufgabenverlagerungen gekommen ist, in einer neuen Dezentralisierungsverordnung oder Bezirksmittelverordnung entsprechend korrigieren soll.

Nicht eingehen möchte ich jetzt darauf – und da erwarte ich mir von der Studie letztendlich auch eine klare Untersuchung –, dass es in einigen Bezirken die Diskussion gibt – ich will jetzt gar nicht darüber reden, in welchen; wir brauchen da jetzt gar keine Diskussionsrunde über Parteigrenzen hinweg zu führen, aber sie kommt durchaus aus bestimmten Bereichen –, dass man zum Beispiel, wie es, glaube ich, in einem Nebensatz angesprochen worden ist, von den Erdkabeln oder Ampelanlagen spricht. Die sind jetzt, weil es ein 10-Jahres-Programm gibt, das große Problem.

Wenn ich mir da nur ansehe, wo die großen Probleme im Bereich der Erdkabeln, im Bereich der Ampelanlagen derzeit existieren, dann sind das halt die Bezirke, die in den vergangenen zehn Jahren quer drüber – das stimmt nicht bei allen, das weiß ich auch; im Sinne der seriösen Debatte vom Kollegen Margulies – in diesem Bereich wenig investiert haben. Und da sage ich schon auch, es kann nicht zu einer Benachteiligung jener Bezirke kommen, die ihre Erhaltungsarbeiten durchgeführt haben, die nicht so spektakulär sind, die nicht so toll sind wie irgendeine nicht in die Bezirkskompetenz fallende Weihnachtsbeleuchtung. Ein Erdkabel ist unter der Erde. Es ist nicht so toll, das zu verkaufen. Aber es kann nicht sein, dass die, die da nicht investiert haben, jetzt dafür belohnt werden, nur weil sie sagen: Ein Wahnsinn! Wir müssen jetzt eine Million für Erdkabeln ausgeben!

Diese Diskussion wird hoffentlich mit dieser Studie, meine Damen und Herren, auch beendet sein, weil ich glaube, es ist fair gegenüber all jenen Bezirken, die es geschafft haben, mit ihren Budgetmitteln entsprechend auszukommen, seriös zu haushalten, vor allem auch die Förderungen in Anspruch zu nehmen, die es immer wieder gibt. 

Es ist interessant, dass diese Fördermittel für die Bereiche Schulen und Kindertagesheime durchaus gerade von Bezirken, die keine sozialdemokratischen Bezirke sind, nicht immer ausgeschöpft wurden. Das beginnt bei den kleinen Beträgen, etwa bei den Hundeset-Automaten, wo die Fördermittel nicht in Anspruch genommen wurden, und geht bis zu den baulichen Instandhaltungsmaßnahmen. Es geht nicht darum, dass auf der einen Seite diejenigen, die seriös budgetiert haben, gut gearbeitet haben, bestraft werden, aber auf der anderen Seite sollen vor allem auch Bezirke, die außerordentliche Belastungen in diesem Bereich zu verzeichnen hatten – und da sind ja einige angeführt worden –, einen entsprechenden Ausgleich bekommen.

Ich glaube, das ist uns mit vielen, vielen Maßnahmen in den vergangenen Jahren gelungen, und diese Studie – davon gehe ich aus, meine Damen und Herren – wird einfach ein seriöser Beitrag dazu sein.

Ich möchte schon auch noch einmal auf die Grundüberlegung hinweisen, weil gefragt wurde, warum man, wenn man rezentralisiert oder zum Beispiel eine Organisationsänderung im Bereich der Friedhöfe macht, den Bezirken nicht das Geld lässt. Das ist eine Diskussion – und das ist beim Kollegen Margulies auch so ein bisschen durchgeklungen –, die besagt, wenn etwas zurückwandert von den Aufgaben, soll das Geld dennoch in den Bezirken bleiben. Ich glaube, es war nicht so gemeint, auch von dir nicht, Martin, aber wir können natürlich darüber reden, dass man sagt, okay, die Bezirke sollen neue Aufgaben übernehmen, aber das Geld dafür geben wir ihnen nicht. Genauso wie du forderst, die Bezirke sollen neue Aufgaben übernehmen, gehe ich ja davon aus (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber man kann die Bezirke nicht dafür bestrafen!), dass du meinst – noch einmal: im Sinne der seriösen Debatte –, mehr Aufgaben, aber dafür ist den Bezirken auch das Geld zur Verfügung zu stellen.

Aber das kann keine Einbahnstraße sein. Ich kann nicht auf der einen Seite sage, es fallen Aufgaben weg – im Bereich der Friedhöfe zum Beispiel –, aber das Geld bleibt immer im Bezirk. So kann es ja wohl nicht sein, denn so könnte die Stadt auch denken und sagen, geben wir den Bezirken noch mehr Aufgaben. 

Noch einmal, um keine Missverständnisse zu provozieren: Wenn das der Fall war, dass es hier schleichende Aufgabenverlagerungen gegeben hat, dann werden wir das mit den entsprechenden Maßnahmen korrigieren. Aber es kann keine Einbahnstraße sein. Man kann nicht auf der einen Seite sagen, ich möchte Aufgaben los werden, aber das Geld behalten, und auf der anderen Seite verlangen, wenn ich eine Aufgabe kriege, muss ich auch das Geld kriegen. 

Was gehört jetzt her? Weiterverhandeln, denn die Dezentralisierung hat sich in den vergangenen Jahren sehr positiv entwickelt und – das glaube ich nach wie vor – einfach bewährt. 

Noch einmal: Man soll sich hier vor einer Verantwortung, nämlich auch für die gesamte finanzielle Situation der Stadt, nicht drücken, wie es die ÖVP tut. Wir sitzen hier in einem Boot, und ich hätte mir viele dieser Unterstützungsmaßnahmen, viele dieser Rufe der ÖVP gewünscht, als es darum gegangen ist, dass Wien in den Zeiten der schwarz-blauen Bundesregierung finanziell permanent benachteiligt wurde. Im Bereich der Wohnbauförderung einmal ein Aufschrei mit uns, in vielen anderen Bereichen, etwa bei der Siedlungswasserwirtschaft, das hätte ich mir gerne einmal gewünscht. Nichts hat stattgefunden. Jetzt findet es statt. Einen Teil der Misere, dass Wien weniger finanzielle Mittel zur Verfügung hat, haben Sie mit zu verantworten, und das haben leider auch die Bezirke zu spüren bekommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist auch angesprochen worden, warum findet sich im Auftrag der Studie ein klares Bekenntnis zur Dezentralisierung beziehungsweise schlicht und ergreifend der Satz: Die Dezentralisierung wird nicht in Frage gestellt. Weil das ein wesentlicher Punkt für uns ist. Wir bekennen uns zu dieser Dezentralisierung. Ich glaube, sie hat in den vergangenen 20 Jahren Hervorragendes für die Bürgerinnen und Bürger der Bezirke, aber auch der Stadt geleistet. Ich glaube, es wird nachweisbar sein, dass die Dezentralisierung in vielen Bereichen tatsächlich zu einem zielgerichteten punktgenauen Einsatz der Mittel auf Basis der Verantwortung der Bezirke geführt hat. Aber es sind die Bezirke, die diese Schwerpunkte setzen – einmal so und einmal so. 

Daher gibt es ja eben nicht das, was diskutiert wird: Ein kleiner Bezirk hat das Problem. Wenn ich mir hier die entsprechenden Zahlen anschaue, so habe ich kleine Bezirke, die Rücklagen haben, und ich habe kleine Bezirke, die Vorgriffe haben, ich habe große Bezirke, die Rücklagen haben, ich habe große Bezirke, die Vorgriffe haben. 

Das ist ja schon auch ein Grundgedanke, dass sich Bezirke für einen gewissen, auch budgetpolitischen Bereich oder Weg entscheiden, indem sie sagen: Es ist mir in diesem Bereich etwas wert, einen Vorgriff zu tätigen, oder ich stelle für die eine oder andere größere Maßnahme entsprechende Geldmittel zurück, damit ich sie in drei, vier Jahren einsetzen kann. Welchen Weg die Bezirke wählen wollen – das ist ja genau eine Grundüberlegung der Dezentralisierung –, das sollen die Bezirke entscheiden. Anders kann es ja wohl nicht sein. Daher gibt es eben unterschiedliche Entwicklungen in großen Bezirken, unterschiedliche Entwicklungen in kleinen Bezirken, unterschiedliche Entwicklungen in Flächenbezirken mit vielen Einwohnern und unterschiedliche Entwicklungen in kleineren Bezirken mit relativ wenigen Einwohnern. Hier erkennt man eigentlich meiner Ansicht nach ganz hervorragend, wie die Dezentralisierung funktioniert hat. 

Wenn man hier schon davon spricht, dass jetzt die Mittel für die Friedhöfe wegkommen, dann soll man auch nicht übersehen, dass zum Beispiel in vielen Bezirken für einzelne Bereiche mehr Geldmittel zur Verfügung gestellt worden sind – gemäß dem Grundgedanken, Geld folgt der entsprechenden Aufgabe –, als von den Bezirken eingesetzt wurden. Das ist – anders, als Martin Margulies es hier angeführt hat – bei den Friedhöfen der Fall. Es wird eben den Bezirken ein Bereich weggenommen, wenn man so will, der in Wahrheit aber die Bezirke mehr Geld gekostet hat als andere Bereiche. Aber wir tun das bewusst nicht in vielen anderen Bereichen, wo die Bezirke wesentlich mehr Geld zur Verfügung gestellt bekommen haben, als sie tatsächlich real – nachzulesen in den entsprechenden Rechnungsabschlüssen – investiert haben; zum Beispiel im Bereich der Märkte, zum Beispiel im Bereich auch der Bäder. Dort kriegen die Bezirke durchaus mehr Mittel zur Verfügung gestellt, als sie in dem Bereich einsetzen. 

Ganz bewusst haben wir uns auf diesen Bereich nicht eingelassen, sondern wir haben hier versucht, die Bezirke mit der Übertragung der Friedhöfe auch finanziell zu entlasten, weil viele Bezirke hier mehr Geldmittel zu investieren hatten, und haben so, glaube ich, ein sehr faires Modell der Rückerstattung und der Kostenteilung für all jene Investitionen, die in den vergangenen Jahren getätigt wurden, entwickelt. Ich glaube, das soll man in diesem Zusammenhang auch nicht übersehen.

Einmal mehr: Das Schulsanierungspaket ist kein Sonderfall und auch nicht das einzige Paket, das es gibt, sondern insgesamt – und Sie wissen es ja alle – gibt es viele andere Fördermaßnahmen für die Bezirke auch noch. Dazu gehören der Bereich der Hauptstraßen und die gesamten überregionalen Maßnahmen, die immerhin 3,3 Millionen EUR ausmachen, wofür es zusätzliche Mittel gibt, der Bereich der Stadtgestaltung, der Verkehrssicherheit, wofür es zusätzliche Mittel gibt, oder der Bereich der Kanalförderung, wo ja auch ein neues Organisationsmodell zu einer Entlastung geführt hat. 

Ich glaube, man sieht deutlich, wir bekennen uns zur Dezentralisierung. Sie ist für uns ein wichtiger Schritt, und wir vertrauen darauf, dass die Studie uns wertvolle Grundlagen gibt für eine sinnvolle, effiziente Weiterentwicklung der Dezentralisierung im Sinne der Wienerinnen und Wiener, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mein Vorredner, der Herr Klubmann Oxonitsch, hat in einigen Punkten recht, aber in vielen nicht recht, zum Beispiel, wenn er sagt, die einen Bezirke haben die Schwerpunkte besser gesetzt, die haben zum Beispiel investiert, und die anderen haben nicht investiert. Da muss man schon die Frage stellen: Warum hat ein Bezirk eben investieren können, und warum haben die anderen Bezirke nicht investieren können, auch wenn sie es gewollt hätten? Das ist nämlich die entscheidende Frage. Es geht nicht darum, dass ein Bezirk besser ist oder der andere schlechter ist, sondern es geht darum: Wie kann man mit den Mitteln, die zur Verfügung gestellt werden, die Dezentralisierungsaufgaben überhaupt erfüllen? Ich glaube, wenn ich mir die einzelnen Bezirksbudgets oder das Wiener Budget anschaue, dann können sie diese Aufgaben, die Ihnen gestellt sind, und wo auch gut ist, dass sie die haben, natürlich nicht erfüllen. In Wirklichkeit, meine Damen und Herren, spart die SPÖ die Bezirke eigentlich kaputt. 

Schauen Sie sich einmal die Zahlen der letzten Budgets an. Was hat die Stadt Wien den Bezirken gegeben? Gehen wir nicht so weit zurück wie der Kollege Oxonitsch, man kann immer so weit zurückgehen, dass die Statistik wieder sehr gut ausschaut. Schauen wir uns aber die Jahre an, die wirklich entscheidend sind. Nehmen wir einmal 2005, 2006, 2007 und 2008 her. Da haben wir zwei Rechnungsabschlüsse, bei 2007 haben wir noch keinen, der ist aber in Arbeit, und für 2008 gibt es natürlich nur den Voranschlag. 

Im Jahr 2005 haben die Bezirke noch 146,8 Millionen EUR bekommen, 2008 ist eine bescheidene Steigerung um 6,6 Millionen EUR auf 153,4 Millionen EUR gewesen. Das ist ein Anstieg von 4,5 Prozent. Im gleichen Zeitraum hat aber die Stadt Wien, wenn man ihr Budget und die Ausgaben anschaut, insgesamt 1,154 Milliarden EUR mehr ausgegeben. Das ist eine Steigerung von 12,3 Prozent. Das heißt, die Zuschüsse vom Zentralbudget an die Bezirke sind sogar unter der Inflationsrate geblieben, was an sich schlimm ist, aber auch in absoluten Zahlen sind die Mittel nicht ausreichend. 

Ein wichtiger Punkt – und das soll man nicht so hinwegfegen – ist die Schulsanierung. Es gibt Bezirke, die sind Schulbezirke, und dann gibt es andere Bezirke, die haben halt weniger Schulen, die können in anderen Bereichen etwas investieren. Genau die Schulsanierung ist aber jener Punkt, der uns – und das wissen wir; ich war ja in der Bezirkspolitik wie viele andere Kollegen auch – auf den Kopf fällt nach der Dezentralisierung, weil das Zentralbudget, weil die SPÖ, weil die Stadt Wien die Schulen seit vielen, vielen Jahren eben teilweise verfallen hat lassen. Das ist die Tatsache, und jetzt müssen die Bezirke aus jenen Mitteln, die man ihnen großzügigerweise zur Verfügung stellt, die Schulen sanieren. 

Dass die Situation eine sehr schlechte und tatsächlich katastrophal ist, zeigt sich darin, dass die Stadt Wien zwischen 2008 und 2017, also in einem 10-Jahres-Programm, insgesamt 570 Millionen EUR zur Verfügung stellt. Das heißt, die Bezirke erhalten jährlich 57 Millionen EUR. Das schaut sehr großzügig aus, ist aber natürlich nicht sehr großzügig, denn man hat gleichzeitig einen Schlüssel geändert, der früher ein wesentlich günstigerer war für die Bezirke. Früher war der Schlüssel 90 Prozent Stadt, 10 Prozent Bezirk, also 9 zu 1. Das hat man einfach geändert, und jetzt ist es 6 zu 4, was eine katastrophale Verschlechterung für die Bezirke darstellt. Einerseits kriegen sie sehr viel Geld, andererseits können sie es aus ihren Bezirksbudgets überhaupt nicht mehr bezahlen. 

Wenn man sich die Zahlen heraussucht, die die einzelnen Bezirke für Schulsanierung im Budget haben, so sind das für 2008 – ich habe mir die Zahlen von allen Bezirken herausgeschrieben – für alle Bezirke gemeinsam 41 140 000 EUR. Das hieße, dass der 60-pro-
zentige Bezirksanteil 24 690 000 EUR beträgt, und die 40 Prozent Refundierung, die die Stadt Wien dazugibt, 16 450 000 EUR. Das heißt, die Bezirke können das ihnen zur Verfügung gestellte Geld nicht einmal abarbeiten, nicht einmal investieren, weil sie sich sonst noch mehr verschulden müssten, als sie es schon sind. 

Wenn man sich die Schulden der einzelnen Bezirke anschaut, so ist das bereits eine sehr tragische Geschichte. Der Kollege Oxonitsch ist darauf ja noch gar nicht eingegangen, aber ich möchte ein bisserl was dazu sagen. Er hat so nebenbei gesagt, es gibt halt Bezirke mit Rücklagen, und es gibt Bezirke, die halt schon Vorgriffe gemacht haben – er hat es sehr vornehm ausgedrückt: Vorgriffe; Schulden haben sie in Wirklichkeit –, die viele Bezirke wahrscheinlich – ich kann es von meinem sagen –nie mehr zurückzahlen können. 

Schauen Sie sich einmal die Summen an. Es gibt 14 Bezirke, die sind insgesamt verschuldet. An der Spitze liegt der 10. Bezirk mit 12 750 000 EUR, dann folgt gleich der 13. Bezirk – interessant, ein roter und ein schwarzer Bezirk – mit 4 410 000 EUR. Das hat also nichts mit der Partei zu tun, sondern offensichtlich sind die Bezirke verschuldet, weil sie sich, wenn sie ihre Aufgaben erfüllen, eben verschulden müssen. Dann kommt schon mein eigener Bezirk, Meidling, mit 3 700 000 EUR und so weiter. Zudem ist die Verschuldung dieser Bezirke in zwei Jahren um 50 Prozent gestiegen. Meine Damen und Herren, 50 Prozent Verschuldung, das ist wirklich kein Honiglecken. 

Und jetzt bin ich schon sehr gespannt auf den Rechnungsabschluss 2007. Ich bin der Meinung, wenn man sich die Rücklagenbezirke anschaut, gibt es drei sehr gefährdete Bezirke, die wahrscheinlich heuer oder spätestens beim Rechnungsabschluss 2008 auch bereits bei jenen Bezirken dabei sind, die sich verschulden werden. Das sind die Bezirke Landstraße, Josefstadt und Währing, bei denen nämlich die Rücklagen inzwischen um 60, 40, und 78 Prozent – in dieser Reihenfolge – zurückgegangen sind. Sie haben nur mehr 500 000, 700 000 und 1 Millionen EUR Rücklage. Das heißt, wenn die so weiter agieren – und auch hier gibt es ja Aufgaben in diesen Bezirken, die man erledigen muss –, befürchte ich, dass wir dann heuer wahrscheinlich schon 15 oder 16 Bezirke haben werden und nächstes Jahr dann 17 oder 18. 

Das kann doch nicht die Linie sein, dass kann doch nicht die Entwicklung sein, die die Stadt Wien aus dem Zentralbudget hier so zur Kenntnis nimmt, als wenn das alles ganz normal wäre. 

Schauen wir uns jetzt einen Bezirk an, nehmen wir Meidling, weil ich ja da die besseren Zahlen habe. Abgesehen davon, dass sich bei der Budgetierung der Bezirke, vor allem, was die Schuldentilgung und die Zinsen betrifft, die Leute – ich weiß nicht, wer das macht – immer so verschätzen, das ist wirklich unglaublich. Wenn man nämlich die Rechnungsabschlüsse anschaut und sie mit den Voranschlägen vergleicht, so ist das wirklich gigantisch. Ich habe jetzt die Zahlen von 2007 und 2008. Im Jahr 2007 hat der Bezirk Meidling 317 700 EUR an Zinsen und an der Substanz, also an Darlehen, zurückgezahlt. Und da steht dann drinnen, für 2008 und 2009, also für beide Jahre, wären es 613 000 EUR. Jetzt schaue ich mir das Budget 2008 im Bezirk an. Also 2008 alleine sind es schon 575 000 EUR Schuldenzurückzahlung, und es blieben für das Jahr 2009 mickrige 38 000 EUR über. Das glaubt ja kein Mensch, denn jetzt steht für 2009 und 2010 schon eine unglaubliche Summe drinnen, nämlich 1 100 000 EUR nur an Schuldenrückzahlung – bei Bezirksmitteln von 6 879 900 EUR. Also bitte, ich kann mir nicht vorstellen, wie mein Bezirk und viele andere jemals ihren Schuldendienst hier zurückzahlen können. 

Das letzte Mal, wo der Bezirk Meidling eine echte, eine wirkliche Einnahme hatte, das war 2007, das waren nämlich 53 EUR und 16 Cent. Das war das letzte Mal, wo die Rücklage verzinst worden ist. Das waren die letzten Einnahmen des Bezirkes Meidling. Aber jetzt werden wir nicht einmal mehr die 53 EUR kriegen. Wir werden gar nichts mehr kriegen, wir werden uns blöd zahlen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt komme ich zu den einzelnen Aufgaben der Bezirke. Aber zuvor nur noch eine Zahl zu den Schulden. Zwischen Rechnungsabschluss 2006 und Entwurf 2008, Zinsen und Darlehen, gab es eine Steigerung in Meidling von 130 Prozent. 130 Prozent! Meine Damen und Herren, wenn das ein Privater macht, ein Klein- oder Mittelbetrieb, der müsste eine Insolvenz anmelden, der müsste seriöserweise zu Gericht gehen und sagen, ich kann leider meine Schulden nicht mehr bezahlen, der müsste seinen Gläubiger sagen, tut mir leid, ich kann nichts mehr zahlen. Aber wir in den Bezirken machen halt einfach so weiter. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir jetzt die Aufgaben anschaue, so gibt es sicher sehr viele wichtige Dezentralisierungsaufgaben, es ist aber nicht einzusehen, dass die Bezirke schon ein bisserl ungleich behandelt werden. Da gibt es zum Beispiel Bezirke, die große Parkanlagen haben, siehe Türkenschanzpark. Der Bezirk kann den Park überhaupt nicht mehr betreuen, er kann überhaupt nicht seinen Aufgaben und Pflichten nachkommen. Es muss doch im Interesse der Stadt sein, gewisse Sachen nicht den Bezirken zu überantworten, sondern selbst zu schauen, dass der halt, um beim Beispiel Türkenschanzpark zu bleiben, saniert wird, dass der verbessert wird, verschönert wird. Oder es gibt ein paar Bezirke, die haben Märkte. Auch in Meidling ist einer. Ja, es muss doch im Interesse der Stadt liegen, die Nahversorgung aufrechtzuerhalten, und der Markt ist ein typisches Nahversorgungszentrum in einem Bezirk. Es kann doch nicht sein, dass wir die Bezirke verhungern lassen. Wir haben den Markt um insgesamt zirka 700 000 EUR sanieren müssen. 700 000 EUR – das ist auch ein Grund, warum wir so viele Schulden haben, das kommt auch noch dazu – für den Markt, wo die Hälfte der Standler in Wirklichkeit gar nicht mehr dort ist und wir uns jetzt bemühen müssen, damit wir halt gewisse Branchen wieder in den Markt bringen. 

Aber das Interessante beim Markt ist, bitte: Da kriege ich das Geld, und dort gebe ich es wieder aus. Da hat zum Beispiel der 12. Bezirk im Jahr 188 000 EUR Müllgebühren. Also auf der einen Seite kriegen wir etwas für den Markt, auf der anderen Seite zahlen wir 188 000 EUR Müllgebühr. Oder: 45 000 EUR zahlen wir nur für die Reinigung des Marktes, aber im ganzen Bezirk, in ganz Meidling, kriegt die MA 48 150 000 EUR. 

Die Relationen stimmen da einfach überhaupt nicht mehr. Das muss man sich einmal vorstellen, 150 000 EUR budgetiert die MA 48 für die Straßenreinigung und 45 000 EUR allein für den Markt.

Meine Damen und Herren, es muss Aufgabe des Zentralbudgets und der Stadt im Interesse ihrer Bürgerinnen und Bürger sein, die Bezirke, die einen Markt haben oder die eine größere Parkanlage selbst erhalten müssen, wesentlich besser finanziell zu unterstützen, weil sonst können die nicht einmal mehr die Schulen machen. Stellen Sie sich vor, in unserem Bezirk haben wir den Markt, wir haben große Parkanlagen und Schulen. Das ist ausgesprochen unmöglich, das kann man nicht machen. Es ist fast eine Strafsteuer, die wir zahlen müssen, weil wir einen Markt haben und die Nahversorgung aufrechterhalten. Andere Bezirke haben das halt nicht und es klingt dann gut, wenn man sagt, man hat halt in etwas anderes investiert. Meidling, Favoriten, wie sie alle heißen, können gar nicht mehr in etwas anderes investieren, weil sie keine Mittel zur Verfügung haben, meine Damen und Herren!

Dann gibt es noch die Vorlagen. Es sind kleine Beträge, aber es ist bezeichnend für die Art und Weise, wie die Stadt mit den Bezirken umgeht. Da gibt es jetzt zum Beispiel bei uns die Vorlagen bei den WCs. Da muss der Bezirk wegen der Europameisterschaft - es ist ja gut, dass es sie gibt - die WC-Anlagen zu horrenden Preisen sanieren. Das ist eine Vorlage. Wir kriegen es dann nächstes Jahr wieder zurück. Wieso muss der Bezirk die öffentlichen Toilettenanlagen sanieren? Weil die EM in Wien stattfindet, freuen sich alle und lassen sich alle feiern, von der Vizebürgermeisterin bis zum Bürgermeister und Sonstigen - ist ja eh schön - und die WCs, die Häuseln auf Wienerisch, muss der Bezirk vorfinanzieren. Das wird der 2. Bezirk machen müssen, das müssen alle Bezirke machen. Wieso kann das die Stadt nicht gleich dem Bezirk geben?

Oder bei Sturm, eine Fülle von alten Bäumen zum Beispiel abgebrochen, kaputt, muss niedergeschnitten werden. Der Bezirk kriegt das Geld wieder zurück aus dem Zentralbudget, allerdings nach einem bis eineinhalb Jahren. Wieso muss der Bezirk das vorfinanzieren, nur weil irgendein Orkan, irgendein Sturm gekommen ist, und im Bezirk 27 wirklich schöne alte Bäume umgefallen sind? Wieso muss er denn das machen? Das ist ja eine Strafe, meine Damen und Herren, für den Bezirk, der ohnedies kein Geld hat!

In der Stadt Wien, und damit schließe ich, meine Damen und Herren, habe ich den Eindruck, Sie reden von Dezentralisierung, meinen Zentralisierung und sparen die Bezirke kaputt. Ändern Sie Ihren Stil, helfen Sie den Bezirken, damit sie ihren ureigensten Aufgaben nachkommen können! Oder hören Sie überhaupt damit auf und machen Sie alles zentral, wie Sie es besser gewohnt sind! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bezirksvorsteher Mag Blimlinger. Ich erteile es ihm.

Bezirksvorsteher Mag Thomas Blimlinger: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vielleicht im Sinne einer seriösen Debatte, wie das der Herr Oxonitsch gesagt hat, eine kurze Klarstellung: 13 Bezirke haben Ende 2007 eine Rücklage, 14 Bezirke haben einen Vorgriff. Nein, wir haben nicht 27 Bezirke, es gibt vier Bezirke, die sowohl eine Rücklage als auch einen Vorgriff haben.

Zweite Replik bezüglich des Hauptstraßenbudgets: Ein großes Ärgernis, weil ich mir denke, das ist genau aus der Zeit, wo die Bezirksvorsteher vor der Dezentralisierung als Bittsteller gekommen sind, welche Hauptstraße jetzt dran ist und ob auch ihre in ihrem Bezirk dran ist. Das sollte schleunigst im Sinne einer Aufteilung der Bezirksmittel auf die Bezirke geändert werden.

Es wird Sie nicht sehr verwundern, wenn ich jetzt anlässlich dieser Debatte zu Ihnen als Bezirksvorsteher spreche und sage, dass die Bezirke für diejenigen Aufgaben, die ihnen gemäß der Wiener Stadtverfassung zukommen, schlicht zu wenig Finanzmittel haben. Sie werden wissen, dass ich mit dieser Meinung nicht alleine stehe, das hat sich heute schon gezeigt, die Kollegin aus dem 4. Bezirk hat auch schon gesprochen, sondern da befinde ich mich in guter Gesellschaft mit Kolleginnen und Kollegen aus anderen Bezirken, im Übrigen unterschiedlicher politischer Mehrheitsverhältnisse. Ich sage das hier und heute als Bezirksvorsteher eines Bezirkes, der in der zuletzt aktuellen Debatte im Rahmen des Schulsanierungspakets eigentlich sehr wenig Grund zur Beschwerde hatte. Der 7. Bezirk hat, schon unter meinem Vorvorgänger beginnend, in den letzten zehn Jahren viel für Schulerhaltung getan. 

Dennoch ist der Aufwand für die Erhaltung von öffentlicher Infrastruktur ein zwingendes Argument für die längst notwendige grundlegende Reform der Mittelzuweisung an die Bezirke. In den vorangegangenen Schritten der Dezentralisierung wurden die mit zunehmendem Alter der Infrastruktur exponentiell steigenden Erhaltungskosten in der Haushaltsmittelverteilung schlicht zu wenig bedacht, was sich jetzt für die Bezirke in unterschiedlicher Weise schmerzlich offenbart. Ich kann das an zwei Beispielen festmachen:

Beispiel 1, Schulen: Auch wenn es den 7. Bezirk nicht so betroffen hat oder betrifft, in vielen Bezirken sind die Mittel, wie wir alle wissen, für die Schulsanierung notwendig, aber die stehen aus meiner Sicht in absolut keinem Verhältnis zur Budgetlage der Bezirke, und das trotz zusätzlicher Mittel, trotz Schulsanierungspaket.

Beispiel 2 ist auch schon von meiner Kollegin aus dem 4. Bezirk angesprochen worden, Verkehrsinfrastruktur: Das kommt als Nächstes auf die Bezirke zu. Aktuell - ich hatte erst vorgestern ein Gespräch darüber - ist die Sanierung der alten Ampelanlagen. Zahlen aus dem 7. Bezirk: Das kostet 2 Millionen EUR. Das soll in den nächsten fünf Jahren im 7. Bezirk dafür ausgegeben werden. Bei Bezirksmitteln von rund 3 Millionen EUR können Sie sich vorstellen, was das heißt. Rechnen Sie sich aus, was das für einen wirklich großen Bezirk bedeutet!

Und was kommt als Nächstes? - Das Amtshaus.

Der 7. Bezirk hat, gemessen am gesamten Bezirksbudget, den höchsten Anteil aller Bezirke an Ausgaben für die so genannte außerschulische Jugendbetreuung. Aus unserer Sicht ein wichtiges Instrument, gerade auch in integrativer Hinsicht. Es gibt in Neubau viele vielfältige, innovative Projekte, die nach Beschlüssen in der Bezirksvertretung auf die Realisierung warten und nur dann realisiert werden können, wenn es im Budget dafür genügend Spielraum gibt. Bezirke brauchen Gestaltungsspielraum, nicht nur im Schreiben von Anträgen, sondern auch mehr finanziellen Gestaltungsspielraum im Umsetzen. Wenn das Budget, so wie es aussieht, zur Gänze oder vielfach in Erhaltungskosten, Straßen, Beleuchtung, Schulen, Ampelanlagen fließt, dann bleibt dieser Spielraum nicht mehr. 

Wir werden im heurigen Jahr einen zeitgemäß modernen Seniorentreff eröffnen. Wir werden Projekte der Lokalen Agenda 21 im öffentlichen Raum verwirklichen. Dafür muss ein schon lange beschlossenes, durch eine Erhebung im Bezirk in seiner Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit bestätigtes Mädchencafé ein weiteres Jahr auf die Realisierung warten.

Es geht also hier nicht darum, man kann nicht alles auf einmal machen, es geht darum, dass Dezentralisierung dann zur Farce verkommt, wenn die finanziellen Mittel dafür nicht ausreichend zur Verfügung gestellt werden, wenn Dezentralisierung also über den Weg der Finanzen und scheinbaren oder tatsächlichen Notwendigkeiten ausgehöhlt wird, sodass die dezentrale Arbeit in den Bezirken ihre Stärken für die Menschen in dieser Stadt nur noch unter großen Anstrengungen der lokalen Akteure ausspielen kann. Es hat sich in den Jahren der Dezentralisierung bewiesen, dass viele der städtischen Aufgaben auf lokaler Ebene bürgerInnennäher, unbürokratischer und transparenter zu lösen sind, dass Partizipation an politischer Arbeit, die aus Beteiligung entstehenden politischen Projekte im Bezirk Identität und Integration stiften können, auf einer unmittelbaren Ebene im Grätzel vor Ort.

Wenn nun Bezirke zunehmend die Stimme kritisch erheben und Forderungen an die Stadt im Hinblick auf die Erfüllung dieser Aufgaben stellen, dann scheint es mir zur Zeit in dieser Stadt allerdings einen quasi naheliegenden Weg zu geben. Dann werden diese Aufgaben eben ausgelagert, zentralisiert, wenn die Bezirke langsam lästig werden. Im Spannungsfeld zwischen Interessen der Bezirke und der Stadt kann der Weg sicher nicht mehr ein Weniger an Dezentralisierung sein, sondern ein Mehr, das dieses Spannungsfeld produktiv zu nützen weiß.

Diese Weiterentwicklung der Dezentralisierung ist heute auch angesprochen worden. Es gibt ja diese Evaluierung. Die muss aktiv gesucht werden, auch wenn sie aus Sicht der Zentrale der vielleicht unbequemere Weg zu sein scheint. Was bis dahin allerdings unumgänglich ist, ist die Aufstockung der Mittel für die Aufgaben der Bezirke. Wenn Bezirke nicht in den finanziellen Ruin getrieben werden sollen, dann braucht es sehr rasch weitergehende Änderungen der Bezirksmittelverordnung. Ja zu einer Dezentralisierung, die ihren Namen verdient, die dafür sorgt, dass die Bezirke ihren Aufgaben gestaltend, nicht nur verwaltend, nachkommen können, weil die Ressourcen in den Bezirken vorhanden sind, weil das Geld in den Bezirken vorhanden ist.

Abschließend: Einen anderen Weg wird sich die Stadt Wien für die Zukunft dieser Stadt einfach, so denke ich, nicht leisten können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Mag Gerstl. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Vieles ist hier von Seiten der Bezirke gesagt worden. Ich glaube, es gilt nur mehr, die wesentlichen Punkte nochmals festzuhalten, um die Diskussion nicht unnötig zu verlängern.

Mit dieser Bezirksmittelverordnung werden die Mittel für die Bezirke um 1,6 Millionen EUR gekürzt, was bedeutet, dass wir beim Gesamtbudget der Stadt Wien von 10,5 Milliarden EUR nunmehr im Jahr 2008 auf 153,4 Millionen EUR kommen. Das bedeutet, dass die Budgets für die Bezirke seit 2001, und für dieses Budget zeichnet noch die ÖVP mitverantwortlich, ständig gesunken sind. (GR Christian Oxonitsch: 1,9 haben Sie für den Bereich ausgegeben!) - Ja, das stimmt, aber das Budget ist gekürzt worden. (GR Christian Oxonitsch: Damals gab es mehr Aufgaben, als jetzt wahrgenommen werden!) Das Budget ist gekürzt worden. Vor allem muss man das Ganze jetzt nicht nur nominell sehen, Herr Kollege Oxonitsch, weil nominell von 2001 bis 2007, von 154,8 auf 151,3, ist das nicht nur ein Rückgang um ein paar wenige Prozentpunkte, sondern Sie müssen das inflationsbereinigt sehen. Sie hatten Ihre Budgets auch entsprechend erhöht. In der Zwischenzeit haben wir eine entsprechende Inflationsrate. (GR Christian Oxonitsch: Es wurde durch die Umsatzsteuer und die Radwege weniger!) Aber das heißt, insgesamt für die Bezirke weniger Geld. Inflationsbereinigt bedeutet das minus 13 Prozent für die Bezirke, Herr Kollege Oxonitsch! Dem können Sie sich nicht verschließen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Aber das müssen sie nicht mehr zahlen!)
Herr Kollege Oxonitsch, Sie haben zuvor gesagt, dass die Bundesregierung in den vergangenen Jahren schuld daran gewesen wäre, dass die Bezirke in den Jahren 2002, 2003 weniger Geld bekommen hätten. (GR Christian Oxonitsch: Da war der große Einschnitt!) Ich habe mir angeschaut, was Sie damals als Begründung gesagt haben und Sie haben es mir gerade im Zwischenruf auch noch einmal gesagt. Damals gab es als Begründung für die Reduktion der Geldmittel für die Bezirke, dass die Bezirksmittelverordnung hinsichtlich der Prozentanteile bei der Kommunalsteuer und der Prozentanteile bei der Dienstgeberabgabe geändert wurde (GR Christian Oxonitsch: Auf Grund der Umsatzsteuer, Kollege Gerstl!), aber nicht nur nominell, sondern auch prozentuell. Natürlich haben Sie das mit der Umstellung im Unternehmerbereich begründet. (GR Christian Oxonitsch: Das ist doch immer so!) Das stimmt, aber das heißt auch, dass es weniger Geld geworden ist. Und mit der Rezentralisierung des Hauptradwegenetzes. Darüber kann man reden. (GR Christian Oxonitsch: Das ist unfair!) - Das ist nicht unfair! (GR Christian Oxonitsch: Wenn man weniger Aufgaben hat, bekommt man weniger Geld!) Sie können die Tatsache nicht bestreiten, dass die Bezirke heute nicht nur de jure, sondern de facto einiges weniger an Geld haben als 2001. Das können Sie nicht bestreiten! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Schauen wir uns an, wie die entscheidenden Parameter sind!)
Herr Kollege Oxonitsch, ich weiß, dass Sie gute Begründungen haben, warum es weniger ist, aber Tatsache ist, dass es weniger ist. Damit müssen sich die Bezirke jetzt eben einfach auseinandersetzen und das ist die Schwierigkeit. Wir müssen es zur Kenntnis nehmen, dass die Bezirke weniger bekommen. Die Bezirke nehmen das sehr schmerzhaft zur Kenntnis. Diese Bezirksmittelverordnung reiht sich somit in ein ganzes Band an Kürzungen, die wir hier bereits gehabt haben.

Unser Punkt, von Seiten der ÖVP, ist nicht nur, dass die Bezirksmittel als solche gekürzt worden sind, sondern wir müssen uns auch die Art und Weise der Verwaltung in den Bezirken anschauen und wo die Kosten auflaufen. Was ich als Bezirkspolitiker eigentlich nie verstanden habe, ist, dass wir in einem Finanzausschuss sehr oft nur die Möglichkeit haben, das, was vom Magistrat vorbereitet worden ist, nur abzunicken. 

Hier wurde schon mehrmals der Punkt der Ampelanlagen zitiert. Das ist, glaube ich, ein ganz typischer. Der Bezirk hat keinen Einfluss darauf, welche Bieter eingeladen werden. Der Bezirk hat keinen Einfluss darauf, welche Ausschreibungen gemacht werden. Der Bezirk hat keinen Einfluss darauf, sich in diesem Bereich mehr damit auseinanderzusetzen und zu sagen, er möchte noch drei, vier oder fünf Bieter mehr haben. Er hat nur die Möglichkeit, Ja oder Nein zu der Ausschreibung, die die Stadt Wien gemacht hat, zu sagen. Dann ist der Bezirk damit konfrontiert, dass wir bis vor einiger Zeit, und wir bewahren eine seriöse Debatte, weil ich Ihnen zugestehe und anerkenne, dass die Leiterin der MA 33 nunmehr eine Änderung bei der Beschaffung der Ampelanlagen bewirkt hat, obwohl ich glaube, dass noch mehr möglich wäre, als sie bisher geschafft hat, enorm überhöhte Kosten bei der Beschaffung von Ampelanlagen im Vergleich zu Deutschland, im Vergleich zu Graz und im Vergleich zu Linz gehabt haben und der Bezirk, der das bezahlen musste, überhaupt keine Möglichkeit hatte, in das Verfahren einzugreifen. Das finde ich einfach nicht okay. Wenn ich zahle, sollte ich auch die Verantwortung für das gesamte Verfahren haben. Hier muss der Bezirk einfach Aufgaben übernehmen. Er muss in Wirklichkeit Zahlungen, nicht Aufgaben übernehmen und hat keine Möglichkeit, das Verfahren zu beeinflussen.

Daher sage ich, in solchen Dingen müssen wir uns auch klar überlegen, wofür wir die Bezirke insgesamt zahlen lassen. Wenn wir sie für Dinge zahlen lassen, die sie im Prozess nicht beeinflussen können, finde ich das einfach unfair. Ich finde, dass wir uns in diesem Bereich nun auch überlegen müssen, wie wir damit umgehen, welches Personal wir den Bezirken zur Verfügung stellen, welche Rechtspersönlichkeit der Bezirk hat und wie er es konkret beeinflussen kann.

Dasselbe bei der Straßenreinigung. Wir haben jedes Jahr dasselbe bei der Schneeräumung, wo auch von Seiten des Magistrates genau vorgegeben ist, was wann zu erfolgen und der Bezirk nur die Mittel dafür zu zahlen hat. Also der Einfluss des Bezirkes, wirklich auf die Geschehnisse im Bezirk nachhaltig in mehreren Punkten einzuwirken, ist auf Grund der Verfassung den Bezirken wirklich genommen.

Daher plädiere ich in der Bezirksdiskussion für eine offene Diskussion, für eine verantwortungsvolle Diskussion, für eine ehrliche Diskussion. Ich sage, es ist wahrscheinlich gescheiter, da oder dort vielleicht etwas weniger zu machen, aber dort, wo wir Geld hingeben, wo wir auch mehr Geld hingeben, ihnen ordentlich die Kompetenzen zu geben und nicht nur so zu tun, als ob sie Mitwirkungsrechte hätten, die sie in Wirklichkeit gar nicht wahrnehmen können. 

Oder was bei den Mitwirkungsrechten auch ein Problem ist, ist dass das Mitwirkungsrecht sehr oft der Bezirksvorsteher hat, aber das Mitwirkungsrecht der Bezirksvertretung ist sehr oft nicht gegeben. Wenn ich mir das demokratisch anschaue, dann würde es eigentlich darum gehen, dass die Bezirksvertretung, die demokratisch gewählte Organisation des Bezirkes, auch die Möglichkeit hat mitzuwirken. So ist die demokratisch gewählte Institution Bezirksvertretung sehr oft vor den Kopf gestoßen, was der Bezirksvorsteher oder die Bezirksvorsteherin schlussendlich an Zugeständnissen gegenüber dem Magistrat macht. Das ist nicht die Form der Mitwirkung, die wir uns vorstellen.

Ich glaube, dass wir uns in der Zeit der Evaluierungskommission genau diesen Punkt vornehmen und anschauen müssen, was wir den Bezirken geben, wie viel Geld wir ihnen geben und vor allem, wenn wir ihnen Geld geben, dann mit klaren Kompetenzen ausstatten. Den Bezirken muss es darum gehen, mehr Geld zu bekommen, mehr Bürgernähe damit vermitteln und die Kompetenzen ausüben zu können, damit die Bezirke nicht immer sagen müssen, sie können leider nichts machen, das hat die MA 46 oder irgendeine andere Magistratsabteilung so oder so entschieden und sie haben keine andere Möglichkeit. 

Der Bezirk muss mehr Rechte und mehr Möglichkeiten bekommen. Dort, wo er sie hat, soll er sie entscheidend wahrnehmen können. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich zu Beginn einmal das Gemeinsame erklären. Ich glaube, wir wären alle froh, egal, ob im Budget der Stadt Wien oder in den Bezirken, wenn es mehr Geld zur Verfügung gäbe. Das eint uns ganz sicher alle. (GR Dr Matthias Tschirf: Tun!)

Das Zweite, was ich vorausschicken möchte, ist der Punkt, es wurde schon öfters darauf hingewiesen, nicht nur vom Herrn Klubobmann Oxonitsch, sondern auch von anderen Vorrednern, die das dementsprechend zur Kenntnis genommen haben und diese Tatsache akzeptieren, Geld folgt Aufgaben. Auch das ist etwas, wo wir die dementsprechenden Informationen alle gemeinsam zur Verfügung haben.

Lassen Sie mich ganz kurz noch auf meine beiden unmittelbaren Vorredner eingehen, zunächst auf Herrn BV Blimlinger: Ja, es ist richtig, es hat in 14 Bezirken Vorgriffe gegeben und es hat in 13 Bezirken Zuführungen an die Rücklagen gegeben. Schauen wir uns aber die Zahlen genau an. Die sagen bei den Rücklagen schon einiges aus. Die Zuführungen der Rücklagen machen insgesamt 17 111 000 EUR aus. Bei den Vorgriffen haben wir einen Betrag von zirka 5,7 Millionen EUR. Auch hier ist, glaube ich, sehr deutlich zu sehen, wie die unterschiedlichen Zahlen aussehen.

Nun zum Herrn Kollegen Gerstl: Der Herr Kollege Gerstl hat immer wieder darauf hingewiesen, wie die Zahlen tatsächlich aussehen. Ich habe hier die Zahlen, die Entwicklung der Einnahmen des Budgets, gemeinsam mit den Bezirksmitteln, 1998 bis 2008. Im Zentralbudget betrugen die Einnahmen im Jahr 1998 9,157 500 Milliarden EUR. Im Jahr 2008 sind es 10,4 Milliarden EUR. Die Steigerung beträgt daher 1,2 Milliarden EUR. Das ist durchschnittlich eine jährliche Steigerung von 1,3 Prozent. Die Bezirksmittel 1998 betrugen rund 140 Millionen EUR. Im Jahr 2008 sind im Voranschlagsentwurf 153 Millionen EUR vorgesehen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber 2001 waren es 154 Millionen EUR!) Das ergibt eine Erhöhung von rund 13 Millionen EUR und das ist eine durchschnittliche jährliche Steigerung von 0,9 Prozent. Ich glaube, das ist unbestritten. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber Sie haben 2001 vergessen!)

Jetzt kommen wir zu den Zahlen, die Sie gesagt haben, wo gekürzt wurde. Denn man muss schon anmerken, dass dabei nicht übersehen werden darf, dass es im Jahr 2003, und der Herr Klubobmann Oxonitsch hat schon im Zwischenruf versucht, es zu erklären, im Zusammenhang mit der Umstellung, im Unternehmerbereich ohne Umsatzsteuer zu veranschlagen, und durch die Rückführung des Hauptradwegenetzes in das Zentralbudget zu einer beträchtlichen Reduzierung bei den Bezirksbudgets gekommen ist, nämlich bei der Nettoveranschlagung von rund 4,6 Millionen EUR und bei der Reduktion durch das Hauptradwegenetz von rund 2 Millionen EUR. Unter Berücksichtigung dieser Reduzierung würde sich eine durchschnittliche jährliche Steigerung der Bezirksmittel für den Zeitraum von 1998 bis 2008 von rund 1,4 Prozent ergeben. So gesehen haben sich die Bezirksmittel im Vergleich zum Zentralbudget um 0,1 Prozent erhöht und nicht reduziert, wie Sie fälschlicherweise gesagt haben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch zum Herrn Kollegen Madejski möchte ich ein paar Anmerkungen machen, weil er das Beispiel des 18. Bezirkes und des Türkenschanzparks hier gebracht hat. Ich bin dir, lieber Kollege, sehr dankbar für dieses Beispiel, denn auch hier kann man zeigen, dass es sehr wohl unterschiedliche Vorgangsweisen gibt, die an den Tag gelegt werden oder die an den Tag gelegt werden könnten. Wir haben im Bezirk im Türkenschanzpark derzeit das Thema der Sanierung der Paulinenwarte auf der Tagesordnung. Hier gibt es, und ich weiß nicht, ob du das wusstest, durchaus Angebote einer Beteiligung von Privaten an der Finanzierung oder auch der Stadt über den Altstadterneuerungsfonds. Aber anstatt hierüber gemeinsame konstruktive Gespräche zu führen, macht Herr BV Homole nichts anderes als polemische Aussagen und verzichtet damit auf Unterstützung im Sinne der Bewohnerinnen und Bewohner in Währing und im Türkenschanzpark, somit auf eine rasche Sanierung der Paulinenwarte. Wir haben schon sehr oft, auch in anderem Zusammenhang, über die so genannte Public Private Partnership gesprochen. Das bietet sich natürlich in diesem Fall, aber auch in anderen Fällen, für die Bezirke an. 

Ich möchte jetzt nicht auf alle Argumente, die hier und heute eingebracht wurden, eingehen. Es ist ganz klar, dass es immer wieder unterschiedliche Auffassungen über die Aufgabenverteilung, die es derzeit gibt und die es geben könnte, gibt. Klubobmann Oxonitsch hat schon darauf hingewiesen, dass es selbstverständlich zu einer Evaluierung kommen wird. Wenn es steigende Aufgaben in den Bezirken gegeben hat, dann werden wir danach darüber reden und sich anschauen, wie das in der Zukunft behandelt wird. 

Aber lassen Sie mich abschließend nur eines sagen: Ich denke, es ist wichtig, dass wir uns die Ergebnisse der Studie genauer ansehen, dass wir uns ansehen, wie die Evaluierung genau ausgeschaut hat oder ausschauen wird und dass wir dann zu einer gemeinsamen Vorgangsweise im Sinne unserer Bezirke und vor allem im Sinne der Bewohnerinnen und Bewohner in unseren Bezirken kommen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Wortmeldung von Herrn Dipl-Ing Margulies. Bitte zum Rednerpult.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

In aller Kürze eine kurze Replik auf den Kollegen Strobl, dem ich überhaupt nicht unterstelle, dass er sich mit den Bezirksagenden nicht wirklich ernsthaft auseinandersetzt. Aber es ist halt ein bisschen unlauter zu sagen, es gibt Zuführungen an die Rücklagen von 17 Millionen EUR und Vorgriffe von nur 5,7 Millio-
nen EUR, aber zu verschweigen, dass es eine Rücklagenentnahme von 17,7 Millionen EUR gegeben hat! Das heißt, dass selbst die Rücklagen um 0,6 Millionen EUR abgenommen haben. (GR Friedrich Strobl: Aber das macht das nicht falsch!) Das ist in dem Zusammenhang sehr unlauter! 

Weil es ist insbesondere deshalb wichtig, und das ist ein ernsthafter Punkt, es war an und für sich im Zuge des Jahres 2007 schon zu erwarten, dass die Bezirke mehr Rücklagen aufbrauchen werden, das stimmt, und sozusagen dann weniger zugeführt wird, aber natürlich haben ob der Finanzsituationen in den Bezirken manche Bezirke diverse Projekte verschoben. Wir wissen auch aus der Rücklagengebarung der Gemeinde Wien, dass halt Projekte schon beschlossen sind, nur werden sie in dem Jahr nicht umgesetzt. Deshalb bildet man Rücklagen für das, was wichtig ist. 

Die Neuverschuldung der Bezirke ist gestiegen, weil der Rücklagenstand im Jahr 2007 abgenommen und der Vorgriffsstand zugenommen hat, in Summe um mehr als 6 Millionen EUR. Das ist der zweite Punkt, der mir noch ganz wichtig ist, wenn man Vergleichszahlen nimmt und den Anstieg der Bezirksbudgets mit dem Budget der Gemeinde Wien vergleicht. Ich würde tatsächlich ersuchen, hier das Budget der Gemeinde Wien ebenfalls einmal um die unterschiedliche Gebarung der Schulden und um die unterschiedliche Gebarung im Bereich der Rücklagen zu bereinigen, weil dann ergibt sich tatsächlich auch ein anderes Bild, das stimmt, zum Beispiel für die Jahre 2002, 2003, dass tatsächlich die Ertragsanteile an den Bundesabgaben gesunken sind. Nichtsdestoweniger sind in diesen Jahren trotzdem andere Einnahmen, die der Stadt Wien in Summe zugute kommen, gestiegen. Auf dem Gebührensektor, auf dem Abgabensektor, et cetera. 

Es ist notwendig, und das würde ich mir für die weitere Diskussion einer Dezentralisierung wünschen, dass man zur Untermauerung der eigenen Argumentation nicht nur halbe Zahlenwahrheiten präsentiert (GR Friedrich Strobl: Vice versa!), sondern dass wir uns wirklich zusammensetzen, in Summe einmal reinen Tisch machen und schauen, wie viel Geld die Bezirke in welchen Jahren für welche Leistungen tatsächlich gebraucht haben, was sich an den Leistungen, die die Bezirke bringen müssen, tatsächlich verändert hat. Dann erst können wir tatsächlich über Zahlen reden. Dann hoffe ich doch, dass wir gemeinsam einen guten Dezentralisierungsvorschlag und gemeinsam eine sinnvolle Bezirksmittelverordnung zu Stande bringen. - Danke sehr. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können somit die Postnummer 42 gleich abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen für die national-öffentlichen Beiträge zur Technischen Hilfe Ziel 3 Slowakei-Österreich 2007 bis 2013. Herr GR Strobl leitet ein.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur vorliegenden Postnummer.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Meine Wortmeldung bezieht sich gleich auf Postnummer 43 und Postnummer 45. Es geht hier ja um ganz Ähnliches, nämlich um Beiträge zur Technischen Hilfe Ziel 3, einerseits an die Slowakei, andererseits an Tschechien. 

Gerade diese beiden Anträge bieten sich an, hier ein Signal zu setzen, das wir, und das scheint uns auch sehr wichtig, beiden Ländern gerade im Bereich der Technik vermitteln wollen. Das ist ein Signal Richtung Atomkraftwerke, sowohl Mochovce als auch Temelin. 

Sehr geehrte Damen und Herren, erinnern wir uns daran, dass die Haltung der österreichischen Bevölkerung, aber natürlich auch der Wiener Bevölkerung gegen Atomkraftwerke eine sehr eindeutige ist. Begonnen hat das Ganze mit der Abstimmung zu Zwentendorf und hat sich auch ganz deutlich im Volksbegehren 2002 manifestiert, wo knapp 915 000 Österreicherinnen und Österreicher eindeutig Nein zum AKW in Temelin gesagt haben, wo es auch etwa 170 000 Wiener waren, die eindeutig gesagt haben, sie wollen das nicht, also massive Bedenken haben, zu Recht, wie wir sagen, Bedenken haben, vor allem bezüglich der Sicherheit dieser Kraftwerke. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir bringen hier zwei relativ lange Beschlussanträge ein. Wir haben im Vorfeld schon darüber gesprochen. Ich werde es Ihnen und auch mir selbst ersparen, diese jetzt im Wortlaut hier vorzulesen. 

Zur Postnummer 43 geht es in erster Linie um die Sicherheit von Mochovce. Hier geht unser Beschlussantrag dahin gehend, dass wir als Gemeinderat der Stadt Wien die Bundesregierung auffordern, sowohl an die slowakische Regierung als auch an die italienische als Beteiligter als auch an den EU-Rat, die EU-Kommission und die Abgeordneten des Europäischen Parlaments bezüglich des Sicherheitszustandes des Atomkraftwerkes Mochovce heranzutreten, das sich doch in unserer unmittelbaren Nähe befindet. 

Ich darf, glaube ich, offiziell den Antrag für die Postnummer 45 nicht gleichzeitig hier einbringen. Daher werde ich dann nur mehr herausgehen und ihn stillschweigend übergeben. Ich darf auch bezüglich der Tschechischen Republik und der Melker Verträge, was, wie Sie verfolgen konnten, auch Thema im Parlament war und wo es eben um die Sicherheit und um die Sicherheitsbestimmungen des AKW Temelin geht, hier einen Antrag einbringen, wo der Wiener Gemeinderat gleichfalls die österreichische Bundesregierung auffordert, gegenüber der Tschechischen Republik umgehend festzustellen, dass das Melker Abkommen für Österreich nach wie vor ein verbindliches Abkommen ist und auf diese Verbindlichkeit hinzuweisen. 

Wir ersuchen, beide Anträge dem zuständigen Ausschuss für Umwelt zuzuweisen. 

Ich darf Sie, sehr geehrte Damen und Herren, vor allem auch im Sinne der Haltung der österreichischen Bevölkerung, der Wiener Bevölkerung, die mit Recht eine kritische Haltung gegenüber diesen Atomkraftwerken hat, bitten, den Anträgen dann auch so zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir kommen daher zur Abstimmung des Geschäftsstücks. 

Wer dafür ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Mir liegt ein Beschlussantrag der FPÖ vor. 

Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Zuweisung!) - Richtig, in formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt. - Hier stelle ich die Zustimmung aller Fraktionen fest. Damit ist die Zuweisung beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 45 der Tagesordnung, Subvention für die national-öffentlichen Beiträge zur Technischen Hilfe Ziel 3 Österreich-Tschechien 2007 bis 2013. Frau GRin Matiasek ist zum Wort gemeldet. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich gebe nur den Antrag ab! – (GR Christian Oxonitsch: Fürs Protokoll: Sie übergibt den Antrag!) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sie bringt nunmehr einen Antrag zur Postnummer 45 ein. 

Ich lasse zunächst über das Geschäftsstück abstimmen. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (Die Tonanlage fällt aus.) - Das schaut jetzt schlecht aus. Wenn alle leise sind, verstehen Sie mich auch. (Die Tonanlage funktioniert wieder.) - So, ist schon wieder da. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist das Geschäftsstück mehrstimmig angenommen. 

Ich lasse nun den Beschlussantrag der FPÖ abstimmen. Es ist die Zuweisung beantragt. 

Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Damit ist die Zuweisung beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 46 der Tagesordnung. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Es ist allerdings die getrennte Abstimmung beantragt. 

Ich lasse zunächst jene Subvention abstimmen, die an das Dr Karl Lueger-Institut - Verein Wiener Volksheime gewährt werden soll. 

Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Die Subvention ist mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun die restlichen Subventionen der Postnummer 46 abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. 

Wir kommen zur Postnummer 30. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung für die Einführung des Mobilpasses. Berichterstatterin ist Frau GRin Klicka. Ich ersuche sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. - Bitte schön.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Das Geschäftsstück beschäftigt sich mit dem ab 1. April 2008 für alle in der Zielgruppe bestimmten Antragsteller auszustellenden Mobilpass. Dieser Mobilpass soll dieser besagten Zielgruppe Ermäßigungen bei Fahrscheinen, Halbpreis, verbilligte Monatskarten, Ermäßigungen bei Schwimmbädern und bei öffentlichen Büchereien bringen. 

Meine Damen und Herren, in einer Presseaussendung hat das die SPÖ als Vorreiterrolle bei der Mobilität von sozial Schwachen bezeichnet. Das ist natürlich schon weit hergeholt, eine derartig blumige Formulierung für eine derartige Maßnahme, der wir, das möchte ich vorwegschicken, klarerweise zustimmen, weil es in Wirklichkeit nichts anderes ist, als dass die bisherigen Sozialpass-B-Empfänger jetzt den Mobilpass kriegen, zuzüglich von Mindestpensionsempfängern, die bisher auch schon Ermäßigungen für all diese Sachen gekriegt haben. Dadurch wird der Personenkreis erweitert, wird hier geschrieben. Die Mindestpensionisten haben ihn auf fünf Jahre und die Sozialhilfeempfänger auf sechs Monate, wobei er bei diesen automatisch verlängert wird. (GR Kurt Wagner: Sehr unbürokratisch!) 
Es ist unserer Meinung nach, wenngleich wir dem natürlich zustimmen, weil wir jeder sozialen Maßnahme zustimmen, nur ein Stückwerk. Das betrifft lediglich die öffentlichen Verkehrsmittel und, wie gesagt, die Büchereien und Bäder. Wenn ich mir anschaue, was der Kollege Ellensohn geschrieben hat, sind zum Beispiel AMS-Leistungsbezieher nicht involviert, es sind Selbstständige mit geringem Einkommen nicht involviert und Studierende nicht involviert. 

Es liegt, was für mich auch sehr wichtig ist, die Einkommensgrenze weit unter der Armutsgefährdungsgrenze. Das heißt, davon, was hier vollmundig vom Herrn Bürgermeister mit Grundsicherung, wie immer man dazu steht, propagiert wurde, ist hier keine Rede. Weil, wie gesagt, es betrifft vielleicht 100 000 Menschen. In ganz Österreich ist eine Million Menschen an der Armutsgrenze, in Wien sind es natürlich auch weit mehr als 100 000. Die haben dadurch keinerlei Vergünstigungen. 

Das Leistungsspektrum umfasst auch nicht Angebote von Aus- und Weiterbildung. Das heißt, wie gesagt, es ist Stückwerk, es ist nichts, wo man sagen kann, das ist ein Gesamtpaket, wo wirklich sozial Schwachen in dieser Stadt Vergütungen zu Gute kommen sollen. 

Wenn man sich auf der anderen Seite den Pressedienst mit der Vorreiterrolle bei der Mobilität der sozialen Schwachen anschaut, dann klingt das so, als ob die Sozialdemokratische Partei Wiens geradezu Wegweiser für alles wäre, was sozial Schwache betrifft. Gleichzeitig, meine Damen und Herren, explodieren aber die Kosten, und zwar die kommunalen Kosten, die Lebensmittelkosten. Es explodieren Lebensmittelkosten. Wenn man sich vorstellt, dass Nudeln in einem Jahr um 72 Prozent teurer geworden sind, dass Brot, Milch, Obst, Gemüse jetzt für einen, der 700 EUR verdient, schon sehr schwer erschwinglich sind, hilft man den Menschen damit nicht wahnsinnig viel, wenn man ihnen ermöglicht, in eine öffentliche Bücherei zu gehen und dort halt verbilligt zu lesen oder sich verbilligt im öffentlichen Bad zu baden. Das ist sicher auch wichtig, ich bin ja eh dafür, aber es sind nicht die zentralen sozialen Probleme. 

Ich meine, die Kommunalgebühren explodieren, wie wir schon gesagt haben. Es gibt hier Statistiken, wonach die Gemeindegebühren pro Kopf und Jahr im Österreich-weiten Vergleich in Wien mit 339 EUR weitaus die höchsten sind, gefolgt von Salzburg mit 271 EUR und am unteren Ende Burgenland mit 140 EUR. Das heißt, im Burgenland verrechnen die Gemeinden für ihre Gebühren weniger als die Hälfte von Wien. 

Wie kann es so etwas geben? Wie kann ich auf der einen Seite Strom, Gas, Müll, Wassergebühren ständig erhöhen und auf der anderen Seite heute eine kleine Alibilösung, ein kleines Stückwerk machen? Wie kann ich auf der einen Seite seit zwei Jahren den Heizkostenzuschuss unverändert lassen, also nicht valorisieren, wo auch noch die Beantragung an einen Termin fixiert ist und man gar keinen kriegt, wenn man den aus irgendwelchen Gründen nicht einhält? Gleichzeitig haben wir Teuerungen, die weit über der Inflationsrate liegen. Erhöhungen der Tarife von Gas, Strom, Parken, Kindergarten sind bei 4,4 Prozent und 2,2 Prozent. Die Teuerung ist also doppelt so hoch als die Inflationsrate. 

Wenn man sich vor Augen führt, dass der Verbraucherpreisindex seit 2001 um 11,3 Prozent gestiegen ist, die städtischen Gebühren aber um 20,3 Prozent und gleichzeitig Dinge wie zum Beispiel der Heizkostenzuschuss nicht erhöht, sondern Jahr für Jahr in der gleichen Höhe beibehalten werden, dann ist das Augenauswischerei, was hier betrieben wird. 

Im Endeffekt wird nichts anderes gemacht, als zwei Personengruppen zusammenzufügen und dem Ganzen einen neuen Namen zu geben. Gut, Mobilpass klingt besser als Sozialpass. Das ist ein nicht so negativ belastetes Wort. 

Wie gesagt, wir sind dafür, aber die Lösung des Ganzen kann das nicht sein, meine Damen und Herren! Wenn wir von der Lösung des Ganzen sprechen, hat zum Beispiel die Grüne Fraktion einen Antrag eingebracht, wo sie sich am Linzer Aktivpass orientiert. Dieser Antrag soll sofort abgestimmt werden. Ich möchte dazu sagen, wir werden dem Antrag nicht zustimmen. Wenn er zugewiesen werden würde und wir die Möglichkeit hätten, darüber zu diskutieren, könnten wir dem Antrag zustimmen.

Dieser Linzer Aktivpass ist sicher als Grundsatz ein Modell, das man diskutieren kann. Es geht über die Armutsgrenze, es geht um die 1 000 EUR, 1 018 EUR. Das heißt, es sind praktisch alle Personen betroffen, die armutsgefährdet sind. Es geht auch um etwas anderes, es geht nicht nur um Bäder, Büchereien und öffentliche Verkehrsmittel, es geht um öffentliche und, soweit ich das richtig lese, auch um private kulturelle Einrichtungen. Das heißt, es geht eigentlich um das ganze gesellschaftliche Leben in einer Stadt.

Warum wir diesem Antrag nicht zustimmen, kann ich Ihnen auch sagen. Weil er uns in dieser Form, wie er hier formuliert ist, zu ungenau formuliert ist, wenn ich sage, Working Poor und, wie der Herr Ellensohn gesagt hat, Selbstständige mit geringem Einkommen. Es ist sicher richtig, es gibt Selbstständige mit geringem Einkommen, die förderungswürdig sind, aber, meine Damen und Herren, ich arbeite im Finanzministerium, es gibt sicher auch viele Selbstständige, die aus einem anderen Grund ein geringes offizielles Einkommen haben, weil sie viel schwarz verdienen. Das ist einfach so. Es gibt in jedem Fall auch Sozialschmarotzer. Es gibt sicher Studenten, die bedürftig sind und die wir unterstützen sollen und es gibt sicher Studenten, die genau wissen, dann kriegen sie den Sozialpass oder Aktivpass, oder wie immer das jetzt heißt, und haben ein gutes Leben und brauchen eigentlich nichts tun. Es gibt sicher Langzeitarbeitslose, die wirklich lange Zeit keine Arbeit kriegen, aber es gibt sicher auch Langzeitarbeitslose, die keine Arbeit haben wollen. Diese Leute wollen wir nicht unterstützen. 

Ich muss natürlich auch sagen, wenn Sie hier schreiben: „Ausweitung des Bezieherkreises auf alle Menschen unter dieser Einkommensgrenze, unabhängig von ihrem Alter und ihrer Erwerbssituation", so kann ich dem in dieser Form auch nicht zustimmen. Ich bin für eine aktive, positive Abgrenzung des Bezieherkreises, weil wir auch der Meinung sind, dass ein Asylant, der hierher kommt, nicht grundsätzlich jede Sozialleistung haben kann. Es sollte grundsätzlich schon so sein, wenn Wien Sozialleistungen zahlt, dann soll es auch den Wienerinnen und Wienern zugute kommen. 

Man kann darüber streiten, ob es eine freie Fahrt 
oder nur eine ermäßigte Fahrt bei den öffentlichen Verkehrsmitteln geben soll. Ich glaube, auch in Linz ist es nicht so, dass alles grundsätzlich frei ist, sondern in Linz ist der Aktivpass sozial gestaffelt. Das steht in dem Antrag nicht so drinnen. 

Ich bin grundsätzlich dafür, dass man eine Erweiterung des Angebots für Museen, Theater, Kinos einführt, dass man die Menschen auch am kulturellen, gesellschaftlichen Leben teilhaben lässt. Ich bin auch dafür, dass sich ein aktives Marketing um möglichst viele private Institutionen kümmert, weil es sollte nicht nur das betreffen, was im öffentlichen Bereich ist, sondern man könnte auch mit Leuten verhandeln, dass mit einem derartigen Pass auch Private solche Vergünstigungen hergeben.

Unser Vorschlag wäre, dass wir uns durchaus auf Basis dieses Linzer Modells zusammensetzen, eine Kommission bilden, wo wir alle vertreten sind und wo wir wirklich alle gesellschaftlichen Schichten, alle Einrichtungen, alle Gesellschaftsbereiche, sozial, kulturell, durchgehen und einmal ein Gesamtpaket sehen, was alles überhaupt förderungswürdig ist und nicht diesen Mobilpass, ein Stück, damit man billiger Straßenbahn fahren kann. Dann gibt es in der Stadt Wien auch einen Kulturpass, wo wieder nur 15 000 Leute berechtigt sind. Beim Mobilpass sind es 100 000 Leute. Ich weiß nicht, nach welchen Kriterien hier jeweils ein anderer Bezieherkreis zum Tragen kommt. Uns geht es um ein Gesamtpaket und bei einem Gesamtpaket ist das Linzer Modell durchaus ein Modell, das man als Basis für ein Wiener Modell nehmen kann. 

Dem vorliegenden Antrag in dieser Form können wir nicht zustimmen. Dem Mobilpass stimmen wir klarerweise zu, wenngleich, wie gesagt, das in unseren Augen nur ein kleines Bruchstückchen von dem ist, was möglich wäre. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr StR Ellensohn bitte.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

In Linz beginnt's in den 80er Jahren mit dem Aktivpass. Dieser Aktivpass ist auch heute noch vorbildhaft in Österreich. Er ist jetzt teilweise ausgeführt worden. Damit man den Unterschied genau erkennt und nicht nur in kleinen Brocken erfährt, was in Linz besser gemacht wird als in Wien, würde ich empfehlen, dass man sich auf die Homepage „portal.linz.gv.at" bewegt, ich nehme an, es finden dann alle den Aktivpass, sich das dort genau anschaut und die Differenz dann sehr schnell selbst feststellen kann. 

Es ist vorher ganz kurz vom Vorredner ausgeführt worden, andere BezieherInnenkreise, nicht nur andere, sondern sehr andere BezieherInnenkreise. 

Ich schicke aber voraus, die Wiener Grünen stimmen jeder Verbesserung der Lebensbedingungen von ökonomisch Schwächeren zu. Das ist es auch heute, was man mit dem Mobilpass bewirken will. Deswegen stimmen wir dem Mobilpass zu. Wir hätten dem auch zugestimmt, wenn er die Hälfte von dem wäre, was er ist, weil alles, was eine Verbesserung darstellt, natürlich wünschenswert ist. 

Schade ist trotzdem, dass wir da noch keine Antworten gekriegt haben. Die Gespräche und Diskussionen haben ja schon stattgefunden, sowohl im Ausschuss als auch in der Sitzung des Stadtsenats. Außer dass es immer heißt, Linz und Wien zu vergleichen, ist, Birnen mit Äpfeln zu vergleichen, habe ich keine harten Fakten vernehmen können. 

Der Aktivpass in Linz hat einen BezieherInnenkreis, der vollendetes 18. Lebensjahr, Hauptwohnsitz in Linz und monatliches Nettoeinkommen von 1 018 EUR pro Person voraussetzt. In Wien redet man nicht von einem Individualeinkommen, sondern von einem Haushaltseinkommen. Das ist ein großer Unterschied, der in allen anderen Bereichen von der Sozialdemokratie nicht wirklich forciert wird, nämlich das Haushaltseinkommen, sondern des Öfteren ist man froh, wenn auf das Individualeinkommen abgezielt wird. 

Dann gibt es aber weiter unten, neben den Unterlagen, ohne Berücksichtigung der Einkommensgrenze sind noch einmal Leute berücksichtigt, Bezugsberechtigte, nämlich Langzeitarbeitslose, Begleitpersonen von Behinderten. Dann gibt es noch Anspruchsberechtigte ohne Hauptwohnsitz in Linz. Ohne Hauptwohnsitz in Linz sind Menschen anspruchsberechtigt, die Präsenz- und Zivildiener sind, die in Linz ihren Dienst versehen, StudentInnen mit Nebenwohnsitz und Betreute, die in Linzer Wohnprojekten von Sozialvereinen arbeiten. Dann gibt es noch einmal Anspruchsberechtigte mit Hauptwohnsitz, nämlich die SchulabgängerInnen bei Vorlage von Abgangszeugnis und so weiter. Eine riesige Gruppe an Menschen.

Dieser Aktivpass wurde zwar nicht von Jahr zu Jahr, aber immer wieder einmal nachgebessert. Das ist nun der „Aktivpass neu", wie er jetzt in Linz heißt, mit zusätzlichen Verbesserungen. Weil vorher angesprochen wurde, es ist nicht alles gratis. Das ist es nicht. Der Aktivpass hat zum Beispiel die Monatskarte bei den Linien Linz vorgesehen, regulär 33,10 EUR, mit Aktivpass 17,70 EUR und mit „Aktivpass neu" 10 EUR. Die haben die Leistungen nachgebessert, immer besser gemacht. Die haben die Preise gesenkt und den BezieherInnenkreis ausgeweitet. Da sind wir weit hinten. In Wien sind AMS-BezieherInnen, die nicht im Sozialamt gemeldet sind, nicht drinnen, StudentInnen nicht drinnen, Lehrlinge nicht drinnen, SchulabgängerInnen nicht drinnen. Alle in Linz dabei. Jeder Einzelne dabei. 

Die Einkommensgrenze in Wien ist mit dem Ausgleichszulagenrichtsatz definiert, das bedeutet, liegt deutlich unter der Armutsgrenze. Jetzt haben wir diese EU-Fixzahl, ungefähr 900 EUR. Wir haben in Wien definiert, der BezieherInnenkreis muss noch weit darunter liegen. In Linz dürfen es 1 018 EUR sein, sogar deutlich darüber, immerhin weit über 10 Prozent über dieser Grenze. 

Das Angebot in Linz ist auch wesentlich ausgeweitet. Ich möchte nicht auf alles einzeln eingehen, aber was mir besonders wichtig erscheint und was in Wien nicht dabei ist, Fort- und Weiterbildung kommt in dem Paket nicht vor und ist in Linz eingerechnet. Wir hätten gerne neben vielen anderen Punkten, dass man sich dem Linzer Modell annähert. 

Wir haben natürlich darüber nachgedacht, dass wir den Antrag einbringen und dann sagen, wir lassen ihn zuweisen. Wir haben einen ähnlichen Antrag vor einem Jahr gestellt, als noch darüber geredet worden ist. Wir haben das im Ausschuss und im Stadtsenat diskutiert, ich glaube, so weit erschöpfend, dass wir leider überall auf taube Ohren gestoßen sind. Ich glaube nicht, dass sich das ändert, wenn wir die Schleife noch einmal anfangen. Wir hätten heute gern, dass man dem zustimmt. Eine Zuweisung, wo ich nicht einmal weiß, ob die Sozialdemokratie der Zuweisung dann zugestimmt hätte oder eben sagt, das haben wir eh schon alles drei Mal durchgekaut, scheint mir nicht sinnvoll. Dem kann ich nicht entsprechen. 

Ich glaube, dass die SPÖ gut beraten wäre, wenn sie sich an die eigenen Beschlüsse hält, nämlich vom SPÖ-Landesparteitag des Vorjahres, weil dort war unter anderem, ich glaube, die Sozialistische Jugend hat das eingebracht, die Freifahrt für Obdachlose. Gibt es nicht, sondern es gibt in vielen Bereichen Vergünstigungen. Aber das gibt es nicht. Das beschließt nicht der SPÖ-Landesparteitag, sondern hier herinnen die absolute Mehrheit. Niemand hindert Sie daran, Ihre eigenen Beschlüsse hier umzusetzen! Niemand! Es ist fast ein bisschen unfair gegenüber der eigenen Sozialistischen Jugend, beim Landesparteitag den Anträgen zuzustimmen und hier dann andere Positionen beschließen zu lassen. 

Aber versuchen wir das Positive zu sehen. In Linz hat man sehr viel früher damit begonnen und es hat ein paar Jahre gedauert, bis sie so weit gekommen sind, wie sie es heute haben. Es ist heute wesentlich besser. In Wien hat man später damit begonnen. Vielleicht dauert es ein paar Jahre, bis man sich dem Linzer Modell annähert. Freuen würde mich, wenn es schnell geht und wenn Sie dem gleich heute zustimmen könnten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. - Bitte schön.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Angesichts der weiter real existierenden Probleme für die in Armut lebenden Menschen dieser Stadt bitte ich Sie, nämlich die Mehrheitsregierung hier, an einer umfassenden Lösung für die Sozialprobleme zu arbeiten und die Lobhudelei für diesen Mobilpass einzustellen. 

Mein Kollege Ellensohn hat schon den Linzer Mobilpass ausgeführt. Das Projekt des Linzer Mobilpasses gibt es seit genau 20 Jahren, also seit 1989. Ich erspare mir jetzt, das zu wiederholen, was mein Kollege und Vorredner schon gesagt hat. 

Wien zieht jetzt, 2008, sozusagen nach und stellt sich als soziale Hauptstadt Europas dar. Aber solange die Armut in Wien steigt, und das sehen wir an der immer größer werdenden Anzahl an SozialhilfeempfängerInnen, ist es absurd, von der Sozialhauptstadt Europas zu sprechen. Vielmehr ist dieser Mobilpass ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Meine Damen und Herren, durch die beispiellose Gebührenlawine, auch der Kollege Ebinger hat schon darauf hingewiesen, haben sozial Schwache sehr wenig von diesen Vorzügen des Mobilpasses. Ich möchte noch einmal darauf zurückkommen, weil es so absurd ist, wie diese Gebührenlawine letztendlich zuschlägt und auch bei den Ärmsten zuschlägt, dass sich die Stromkosten in den letzten Jahren um 20,8 Prozent, Gas um 24,7 Prozent, Abwasser und Müllentsorgung, das ist heute auch schon angesprochen worden, um 43 Prozent, die Öffi-Jahreskarte um 18,8 Prozent, Kindergärten um 15,4 Prozent erhöht haben. Meine Damen und Herren, diese Liste ließe sich fortsetzen. Hier wird das Geld auch von den Ärmsten der Stadt und vor allem von den Bürgerinnen und Bürgern in Wien von der einen Tasche herausgenommen und in die andere Tasche großzügigerweise zum Teil zurückgegeben. Den Mobilitätspass zahlen natürlich alle Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt.

Prinzipiell, und wir werden natürlich dem Antrag auch zustimmen, begrüßen wir den Mobilpass. Aber das alleine wird leider die sozialen Probleme in dieser Stadt nicht lösen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt viel zu viel Menschen in Wien, die unter der Armutsgrenze leben. Das haben wir heute auch schon gehört. Hier gibt es noch eine Menge zu tun. Der Heizkostenzuschuss wurde schon angesprochen, aber ich möchte es noch einmal wiederholen. Eine Vielzahl von Wienerinnen und Wienern hat den ihnen zustehenden Heizkostenzuschuss, für den der Antrag zeitgerecht abgegeben wurde, bis heute nicht erhalten. Die Einreichfrist wurde verkürzt. Der Stichtag wurde vom 31. März auf den 31. Jänner vorverlegt. Einfach so! Wer wie gewohnt Mitte Februar eingereicht hat, hat schlicht und einfach Pech gehabt!

StRin Wehsely muss sich diesen drängenden Problemen stellen. Versuchen Sie bitte nicht, die Versäumnisse in der Sozialpolitik durch Publicity zu übertönen! Ein Zuschuss auf die Hundesteuer durch den neuen Mobilitätspass ist sicher kein adäquater Ersatz für die mangelnden Sozialleistungen!

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich kurz zur Presseaussendung, zur Jubelmeldung der Sozialstadträtin anlässlich der Pressekonferenz zur Vorstellung des Mobilitätspasses, Stellung nehmen. Hier wird berichtet, ich zitiere wörtlich: „Der Wiener Weg im Sozialbereich ist durch eine Vielzahl an Angeboten gekennzeichnet, unter anderem SchuldnerInnenberatungen, Sozialberatung, Krisenintervention, Wohnungssicherung." - Diese Beispiele, wie SchuldnerInnenberatungen, Sozialberatung, Wohnungssicherung, sind die Beispiele für die Versäumnisse in dieser Stadt, weil die Personalknappheit in der SchuldnerInnenberatung ist ein Dauerbrenner, das Warten auf Sozialhilfe für in Not geratene Menschen ist eine Zumutung und die Wohnungssicherung ist in Anbetracht der steigenden Anzahl an Delogierungen aus dem Wiener sozialen Wohnbau nicht mehr als eine Worthülse. 

Meine Damen und Herren, diese systemimmanenten Probleme sind dann durch den Mobilpass zum Beispiel dürftig ausgeglichen. Prinzipiell ist natürlich eine Ausweitung von Sozialleistungen immer zu begrüßen, vor allem natürlich für SozialhilfeempfängerInnen, aber eine funktionierende und zukunftsweisende Arbeitsmarktpolitik, Bildungspolitik und Integrationspolitik würde die Hilfe in diesem Ausmaß erst gar nicht nötig machen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, es ist immer wieder bemerkenswert, wenn man von Seiten der GRÜNEN in den Wortmeldungen vernehmen muss, dass sie sich immer Sorgen um unsere Beschlüsse auf den Landesparteitagen machen. Ich würde einen umgekehrten Rat geben, kümmern Sie sich lieber um Ihre Beschlüsse, die Sie auf Ihren Konferenzen machen und schauen Sie darauf, dass Sie die dann auch eins zu eins umsetzen! Da haben Sie in Ihrer Fraktion genug zu tun, da brauchen Sie sich nicht um andere politische Parteien zu kümmern!

Meine Damen und Herren! Da Kollege Ebinger von dieser Stelle aus gemeint hat, dies ist insgesamt eigentlich nur eine Zusammenfassung und nichts Neues, darf ich Sie schon sehr deutlich auf Folgendes hinweisen. Herr Kollege Ebinger, wenn wir bis dato nach der alten Version 40 000 Anspruchsberechtigte gehabt haben, und mit 1. April, nämlich mit kommendem Dienstag, haben auf den neuen Mobilpass rund 100 000 Wienerinnen und Wiener Anspruch, dann entspricht das einer Steigerung von 120 Prozent! Ich würde mir wünschen, dass es vergleichbare Bundesländer gäbe, die in dieser Form ähnlich vorgehen würden, wie wir das in Wien tun. Ich glaube, da brauchen wir keine Ratschläge, sondern wir sind damit auf dem richtigen Weg. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Kollegin Praniess-Kastner! Auch wenn Sie es wiederholen - und ich bin ja in der Diskussion über die Sozialpolitik in großen Teilen auf Ihrer Seite -, dass wir hier noch einiges tun müssen, auch in Zukunft noch mehr tun müssen und das auch tun werden, bedarf das nicht Ihrer Aufforderung. Das wird die sozialdemokratische Fraktion im Prinzip auch ständig tun, um dieses Sozialsystem weiterzuentwickeln.

Dazu darf ich Ihnen aber schon noch mitteilen, dass es nicht wahrer wird, wenn man immer irgendwelche Behauptungen in den Raum stellt. Jetzt haben Sie das wieder mit den Kostensteigerungen gemacht. Da sollten Sie aber ehrlicherweise auch dazusagen - dass es Kostensteigerungen gegeben hat, streitet ja keiner ab -, in welchen Zeiträumen diese erfolgt sind und wie lange manche Gebühren in Wien überhaupt nicht angehoben wurden! Das würde ich mir von anderen Bundesländern und, in der Vergangenheit, auch vom Bund wünschen, der mit seinen Gebührenerhöhungen in den letzten sechs Jahren ja nicht sehr sparsam umgegangen ist. Aber das würde in dieser heutigen Diskussion wahrscheinlich zu weit führen.

Nur für Sie ein Hinweis: Wenn Sie hier im Detail wieder die hohen Kindergartengebühren in Wien angeführt haben, dann wissen Sie oder zumindest die Vertreter Ihrer Fraktion, die in dem Ausschuss sitzen, der für Kindergärten zuständig ist, dass nahezu 40 Prozent der Wienerinnen und Wiener für den Kindergarten überhaupt nichts zahlen - egal, wie hoch jetzt die Steigerungsrate sein sollte -, weil wir ein abgesichertes System haben für alle Menschen, die es sich nicht leisten können, denen wir dann unter die Arme greifen und für die der Kindergarten in Wien kostenlos ist. Schauen Sie da in Ihre Bundesländer, wo Sie die Mehrheit haben, was Sie dort machen - das würde ich Ihnen diesbezüglich wünschen! (Beifall bei der SPÖ. - GRin Karin Praniess-Kastner: Die Zahlen ...!)
Meine Damen und Herren! Die Einführung des Mobilpasses steht unter dem Motto „Einfach, unbürokratisch und leistbar" und ist damit ein wichtiger und gewichtiger Schritt in die richtige Richtung. Die Sozialhilfeempfänger mit zumindest einmonatigem Sozialhilfebezug und die Mietbeihilfenbezieher bekommen in den nächsten Tagen - und das gehört auch zur Verwaltungsvereinfachung - die Mobilpässe von der MA 40 automatisch zugeschickt. Mindestpensionistinnen und -pensionisten, die keine Mietbeihilfe beziehen, können ab April 2008 einen Antrag bei der MA 40 stellen, der sehr unbürokratisch bearbeitet und behandelt wird. Mit dem Mobilpass können ermäßigte Monatsnetzkarten der Wiener Linien zum Preis von derzeit 15,20 EUR oder Einzelfahrscheine zum halben Preis erworben werden.

Sie erlauben mir jetzt, dass ich einen kleinen Rekurs mache. Ich gebe schon zu und sage auch, dass Linz und Wien nicht die einzigen Städte - auch nicht in Österreich - sind, die in diese Richtung gearbeitet haben, die auf erweiterte Mobilität für sozial Schwache setzen. Aber was man ehrlicherweise auch dazusagen muss, ist: In Linz haben Sie für jene, die dort eine wie immer geartete Karte oder einen Pass besitzen, insgesamt drei Straßenbahnlinien zur Verfügung; das ist jetzt schon aufgerundet, weil es in Wirklichkeit wahrscheinlich nur zweieinhalb sind. In Wien stehen den Menschen 5 U-Bahn-Linien, 32 Straßenbahnlinien, 83 Autobuslinien der Wiener Linien zu stark ermäßigten Preisen zur Verfügung.

Meine Damen und Herren! Es wurde hier auch gesagt, dass die Energiekosten und die Lebensmittelpreise in den letzten Wochen und Monaten enorm gestiegen sind. Das streiten wir nicht ab, da geben wir Ihnen recht; aber Sie werden mir auch zugeben, dass wir dafür ja nicht der ausschlaggebende Faktor sind, noch dazu bei den Lebensmittelpreisen! Was kann denn die Gemeinde Wien machen, wenn sich im Lebensmittelsektor die Preise erhöhen?!

Da hier gesagt worden ist, dass das ein Tropfen auf den heißen Stein ist, möchte ich einen unverdächtigen Zeugen zitieren. Diese Meinung vertritt nämlich der Direktor der Caritas nicht! Herr Direktor Landau hat sich auf die Pressekonferenz der Frau Stadträtin hin nicht nur sehr wohlwollend geäußert, sondern er hat sogar die Einführung dieses Mobilpasses in dem Ausmaß in Wien bejubelt. Ich glaube, Sie werden mir recht geben, dass Herr Direktor Landau ein unverdächtiger Zeuge ist. Ich kann mich nicht erinnern, dass er Mitglied der SPÖ wäre, sondern er gehört wahrscheinlich ganz woanders hin.

Meine Damen und Herren! Der Mobilpass ist in allen öffentlichen Verkehrsmitteln innerhalb der Kernzone 100 gültig. Darüber hinaus ermäßigen sich Einzeleintritte bei Bäderbesuchen und die Nutzung der städtischen Büchereien mit einer Jahreskarte; das ist also vergleichbar mit dem, was es diesbezüglich auch in Linz gibt. Für die Abwicklung des Mobilpasses - das ist, glaube ich, eine entscheidende Frage und ein wichtiger Hinweis, das habe ich schon eingangs gesagt - ist die MA 40 zuständig, die unter der Telefonnummer 4000-8040 für jeden, der Rat und Unterstützung braucht, erreichbar ist. 

Der Mobilpass für Mindestpensionisten bleibt fünf Jahre gültig - das ist auch eine Verwaltungsvereinfachung -, für Sozialhilfeempfänger sechs Monate. Wer nach diesen sechs Monaten weiterhin Sozialhilfe bezieht, erhält automatisch mit der Post die Verlängerungsmarke zugestellt. BezieherInnen von Pensionen mit Ausgleichszulagen werden ersucht, rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit diesbezüglich einen neuen Antrag zu stellen. 

Was hier auch wichtig ist und was man jedem Antragsteller sagen sollte, ist, dass er dabei den Einkommens- beziehungsweise den Pensionsbeleg, den Meldenachweis und einen Lichtbildausweis nicht vergessen soll, weil er sich dann einen zusätzlichen Weg erspart. Die Karte wird ausschließlich in Verbindung mit einem Lichtbildausweis gültig und nicht übertragbar sein. Bei eventuellen Kontrollen sind der Mobilpass, ein amtlicher Lichtbildausweis und die gültige Fahrkarte vorzuweisen. 

Das neue Produkt - und das wurde auch schon eingangs gesagt - folgt den Leistungen des bisherigen Sozialpasses B der Wiener Linien und ersetzt diesen Schritt für Schritt. Alle bis 31. März 2008 ausgestellten Sozialpässe behalten natürlich weiterhin ihre Gültigkeit. Befristet ausgestellte Sozialpässe bleiben bis zum Ablauf gültig. Alle Begünstigungen für den Sozialpass bleiben bestehen.

Meine Damen und Herren! Wir haben damit - und das habe ich schon eingangs erwähnt - im Jahr 2008 rund 100 000 Bezugsberechtigte für den neuen Mobilpass. Das ist eine Steigerung von 60 000 Personen im Vergleich zum bisherigen Sozialpass B. Natürlich ist das auch mit Kosten verbunden, und Sie können mir glauben, es ist nicht einfach, bei sparsamen Budgets diese Mittel aufzuwenden. Sie betragen immerhin 10 Millionen EUR; das ist es, was uns das jährlich kosten wird. 

Es gibt aber keine Einzelmaßnahmen, zahlreiche andere Leistungen für sozial Schwache werden natürlich auch weitergeführt. 15 000 sozial benachteiligte Wienerinnen und Wiener haben mit dem kostenlosen Kulturpass gratis - und das ist ebenfalls etwas, was in Linz gemacht wird - Zugang zu einer Vielzahl von Veranstaltungen. Auch im Bereich der Wiener Volksbildung gibt es zahlreiche Initiativen. Der neue Mobilpass macht es möglich, dass sozial benachteiligte Wienerinnen und Wiener all diese Angebote auch nützen können, weil sie mit den öffentlichen Verkehrsmitteln leichter zu erreichen sind.

Es wurde hier zu Beginn gesagt: „Ein paar Dinge im Sozialbereich gibt es natürlich." Meine Damen und Herren, es gibt eine Vielzahl an Angeboten! Das beschränkt sich nicht auf einige wenige, sondern hier gibt es nieder- bis höherschwellige Beschäftigungsprojekte, es gibt Unterstützung für Arbeitsplatzsuchende, es gibt sozialarbeiterische Betreuung. Es gibt die Schuldnerberatung, und über die haben wir nicht nur einmal, sondern schon mehrmals diskutiert, auch über die Verbesserungen der Schuldnerberatung selbst. Es gibt die Sozialberatung, es gibt die Krisenintervention, es gibt die Wohnungssicherung.

In Einzelbereichen sind Sie ja selbst dabei, Frau Kollegin Praniess-Kastner. Zum Beispiel dann, wenn wir im Drogenbeirat diskutieren und der Wiener Drogenkoordinator uns erklärt, dass es in diesem Bereich fast keine Probleme gibt, weil wir Vorsorge getroffen haben und ständig Vorsorge treffen, natürlich auch für die damit verbundenen gesundheitlichen Maßnahmen. 

Die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik in Wien gehen Hand in Hand. Ziel der Wiener Sozialpolitik ist es - und das wissen Sie ja -, sozial schwachen Wienerinnen und Wienern möglichst rasch wieder eine Beschäftigung zu ermöglichen, von der sie auch leben können. Damit hätten wir das ganze Problem im Sozialbereich natürlich nicht. Im Jahre 2007, meine Damen und Herren, betrugen die gesamten Ausgaben der Stadt Wien für die Sozialhilfe - und das soll auch nicht verschwiegen werden - 237 Millionen EUR. Zeigen Sie mir eine Stadt in unserer Republik Österreich, wo ähnlich viel für Menschen, die es sich verdienen und die es auch brauchen, in der Regel getan wird!

Außerdem wurden allein 2007 in Maßnahmen der Arbeits- und Sozialintegration insgesamt 7,7 Millio-
nen EUR investiert, plus 56 Millionen EUR für aktive Arbeitsmarktpolitik durch den Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds. Zeigen Sie mir ein einziges Bundesland außer Wien, das solche Einrichtungen für sozial schwache Gruppen hat!

Ich glaube, mit dem Mobilpass sind wir in Wien auf dem richtigen Weg. Ich glaube auch, dass wir uns hier nicht genieren müssen. Ganz im Gegenteil, wir sind ein soziales Vorbild und werden dieser Vorreiterrolle auch künftig gerecht werden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächste Rednerin: Frau GRin Cammerlander. - Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Diese Rede meines Vorredners war jetzt ein bisschen viel. Ich bin mir schon vorgekommen wie auf einer Werbeveranstaltung der SPÖ und nicht bei einer politischen Diskussion. 

Meine Vorredner haben schon sehr viel dazu gesagt, und ich habe dem relativ wenig hinzuzufügen. Aber was mir schon ganz wichtig ist, ist Folgendes: Weil ich gerade gesagt habe, es war wie in einer Werbeveranstaltung: Wäre dieser Mobilpass eine soziale Maßnahme, dann dürften Sie keine Menschen ausschließen, die ihn genauso notwendig haben, die ihn genauso brauchen; dann würde er an eine Obergrenze des Einkommens gekoppelt sein. So, wie Sie diesen Mobilpass anlegen, scheint er mir tatsächlich eine werbestrategische Maßnahme zu sein - einmal im Herbst der Heizkostenzuschuss, und jetzt im Frühling der Mobilpass, damit man durch alle Medien gehen kann und damit man wieder schöne Fotos sieht -, aber das ist nicht wirklich eine soziale Maßnahme. Gerade dieses Ausschließen von Gruppen ist es auch, was es für die Bevölkerung immer so unverständlich macht: Warum die einen, warum wir nicht? 

Wenn Sie von der Steigerung in Wien reden - 120 Prozent mehr -, dann möchte ich Ihnen nur sagen, dass in Linz jeder Sechste einen Aktivpass bezieht, in Wien jeder Sechzehnte! Das ist ein gravierender Unterschied, und darüber sollten Sie wirklich einmal nachdenken. (GRin Nurten Yilmaz: 33 000 haben ...!) 

Ich bringe heute einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein; stimmen Sie dem zu, damit es wirklich eine soziale Maßnahme für diese Stadt und nicht nur ein Werbegag wird:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird beauftragt, das Konzept des Mobilpasses in Richtung eines echten Empowerment-Konzeptes weiterzuentwickeln. Das neue Konzept soll sich an den Bestimmungen des Wiener Sozialhilfegesetzes zur Ermöglichung der Pflege der Beziehungen zur Umwelt und der Teilnahme am kulturellen Leben und an dem Linzer Modell des Aktivpasses orientieren, auf jeden Fall aber folgende Komponenten beinhalten: 

Anhebung der Einkommensgrenze auf 1 018 EUR; 

Ausweitung des BezieherInnenkreises auf alle Menschen unter dieser Einkommensgrenze, unabhängig von ihrem Alter oder ihrer Erwerbssituation; 

Änderung des Mobilpasses in Richtung einer Individualisierung ohne Anrechnung eines Haushaltseinkommens; 

freie Fahrt bei öffentlichen Verkehrsmitteln in Wien für alle Menschen, die über ein Erwerbseinkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle verfügen; 

Erweiterung des Angebotes um Ermäßigungen auf Eintrittspreise in Museen, Theater, Kinos, Bibliotheken und sonstigen kulturellen Einrichtungen, die von der Stadt Wien gefördert werden; 

Erweiterung des Angebots um Ermäßigung auf Fort- und Weiterbildungsangebote; 

aktives Marketing, um möglichst viele weitere private oder öffentliche Institutionen und Unternehmen dazu anzuregen, Vergünstigungen für InhaberInnen des Begünstigtenausweises zu gewähren. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Ich möchte Sie wirklich noch einmal ersuchen: Stimmen Sie diesem Antrag zu! Denn es soll eine soziale Maßnahme sein und nicht nur eine werbemäßige. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner: Herr GR Mag Gerstl. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin!

Als ich dem Kollegen Wagner so zugehört habe, hatte ich noch zusätzlich zu meiner Vorrednerin das Gefühl, dass es sich hier nicht nur um eine Werbefahrt handelt, die gerade sehr kritisiert wird über das Ausnützen der Möglichkeiten, den Preis richtig einzuschätzen, wenn man auf so einer Werbefahrt unterwegs ist. Ich hatte dann vielmehr auch noch das Gefühl, dass es hier um eine Werbung für die Wiener Linien geht, als ob hier offensichtlich mehr im Vordergrund stünde, die öffentlichen Verkehrsmittel in Wien entsprechend zu unterstützen, als dass es um die Unterstützung der sozial Schwachen ging. 

Daher erlaube ich mir, bei den Kosten, die hier anfallen, schon auch ein bisschen den Hinweis auf die Treffgenauigkeit hineinzubringen und zu sagen: Überlegen Sie sich das, ob Sie mit Ihren Ausgaben auch wirklich die Personen treffen, die Sie gerne unterstützen wollen, und ob Sie Ihre Budgetmittel dabei auch richtig einsetzen!

Von 237 Millionen für Soziales im Jahr haben Sie gesprochen, und 56 Millionen geben Sie, zusätzlich zu den Förderungsmitteln für das Arbeitsmarktservice, nur für den WAFF aus - und das alles, wo es für Sie budgetär nicht möglich ist, um wenige Millionen, nämlich um viel weniger, als ich jetzt beschrieben habe, einen U-Bahn-Anschluss an das Krankenhaus Wien-Nord sicherzustellen, das vielleicht auch sozial Schwache benötigen würden, das wahrscheinlich alle Benachteiligten in dieser Stadt besonders brauchen würden, das alle Frauen mit Kindern besonders benötigen würden! Dafür finden Sie kein Geld. Allein mit drei Jahresraten, die Sie jetzt für den Mobilpass ausgeben, hätten Sie den U-Bahn-Anschluss an das Krankenhaus Wien-Nord finanziert. Sagen Sie hier nicht mehr, Sie haben kein Geld für eine U-Bahn-Finanzierung zum Krankenhaus Wien-Nord! Das wäre ungerecht gegenüber allen sozial Benachteiligten. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Mir geht es jetzt nicht nur darum, dass wir den Benachteiligten der Stadt die Möglichkeit geben, mit den öffentlichen Verkehrsmitteln von A nach B zu kommen. Mir geht es auch darum, dass wir die Mobilität in dieser Stadt generell fördern, denn Mobilität ist eine unverzichtbare Dimension der persönlichen Freiheit, und das vollkommen unabhängig vom Geschlecht, vom Einkommen, von der Herkunft. Das muss wirklich unabhängig davon gewährleistet sein. Denn als ÖVP, die dem Bild des eigenverantwortlichen, selbstständigen Menschen verpflichtet ist, wollen wir die Mobilität der Menschen bestmöglich unterstützen. 

Wir glauben daher, dass eine Änderung in der Wiener Verkehrspolitik und in der Politik der Wiener Linien dringend notwendig wäre. Tarife müssen so gestaltet sein, dass das Umsteigen auf die öffentlichen Verkehrsmittel für alle zur Alternative wird und dass dies nicht als fehlender Komfort empfunden wird. Der öffentliche Verkehr muss attraktiver gestaltet werden. Sauberkeit, Sicherheit, Komfort, das fordern wir für ein neues Tarifmodell ein; eine Netzkarte für Kinder, auch vormittags, wenn sie zum Beispiel Schulveranstaltungen machen; übertragbare Jahreskarten, sodass die U‑Bahn wirklich zum Zweitauto werden kann; und eine Familienkarte für Vergünstigungen in der Begleitung von Kindern. Das wäre auch eine Maßnahme, mit der Sie den Verkehr entsprechend unterstützen könnten. 

Ein solcher umfassender und komfortabler Ausbau des Wiener Liniennetzes muss ein Service für alle Wienerinnen und Wiener sein, um eine echte Alternative zum Individualverkehr zu bieten. Ein falsches Signal wäre es, die Öffis ausschließlich als Fortbewegungsmittel der sozial schwächeren Wienerinnen und Wiener zu reservieren. Meine Damen und Herren, denken Sie über eine vernünftige Verkehrspolitik nach! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner: Herr GR Ekkamp. - Bitte.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Geschätzte Damen und Herren!

Auch wenn es Kritik an einer wirklich guten Einführung gibt, nämlich der Einführung des Mobilpasses hier in Wien, bleibe ich bei der Behauptung: Wien übernimmt hier eine Vorreiterrolle für sozial Schwache, und Wien wird auch seinem Ruf als Sozialhauptstadt gerecht!

Denn mit dem neuen Mobilpass ist ein weiterer Schritt gelungen, dass sozial Schwache an den vielfältigen Angeboten - wie es auch schon Kollege Wagner erwähnt hat - im Bereich von Kultur, Volksbildung, Beschäftigungsprojekten und Sozialbetreuung leichter teilhaben können, dass die vielen Angebote unserer Stadt mit den Öffis kostengünstig erreicht werden können. Das Angebot ist wahrlich groß, meine sehr verehrten Damen und Herren! Kollege Wagner hat es ja schon ausgeführt, und ich möchte mir eine Wiederholung in diesem Bereich ersparen, aber es führt über viele Bereiche, nicht nur die heute hier zu beschließenden vier Maßnahmen, und geht sehr weit in die Tiefe, in den sozialen Bereich hinein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Kosten sind auch schon angesprochen worden. Was die Stadt Wien heute im Sozialbereich ausgibt, sind 237 Millionen EUR im Jahr, und 2007 waren es zusätzlich noch 7,7 Millionen für Arbeits- und Sozialintegration. Das ist nur die Antwort darauf, dass hier gemeint worden ist, es würde für Arbeits- und Sozialintegration nichts gemacht werden. Das gibt es bereits, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich verweise, weil es mir ganz, ganz wichtig ist, noch einmal auf die Aufgaben des Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds. Das ist einzigartig in Österreich, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 56 Millionen werden vielleicht von dem einen oder der anderen Abgeordneten belächelt, aber sie sind ganz besonders wichtig. Reden Sie draußen mit den Menschen, die den Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds bereits in Anspruch genommen haben oder in Anspruch nehmen mussten: Sie sind wirklich froh darüber, dass sie wieder Perspektiven im Arbeitsleben gefunden haben. 

Ich verweise auf noch etwas, meine sehr verehrten Damen und Herren. Es gibt natürlich auch Lob, das hat Kollege Wagner schon angeführt. Herr Direktor Michael Landau von der Caritas begrüßt das neue Angebot für sozial Schwache durch die Stadt Wien, und er meint dazu, der Mobilpass trägt wesentlich zur Mobilität dieser Zielgruppe bei. Das ist ein Lob, und das ist auch Zustimmung von einer Organisation, die, wie es schon angeklungen ist, durchaus unverdächtig ist, weil Herr Direktor Landau sicher nicht der Sozialdemokratie angehört. Aber diese Organisation hat - wie natürlich auch die Volkshilfe, die das ebenfalls schon länger diskutiert - eine Grundsatzaufgabe, nämlich jene, den sozial Schwächeren zu helfen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es drängt sich natürlich auch die Frage auf, ob man in einer Regierungsverantwortung ist oder ob man aus der Opposition heraus politisch agiert. Da gibt es durchaus unterschiedliche Zugänge, und die kennen wir. Fordern kann man vieles, fordern kann man oft auch das Blaue vom Himmel herunter, aber ich frage mich natürlich auch, oder ich könnte mich fragen - ich sage es so: ich könnte mich auch fragen -, warum man, wenn man in einer politischen Verantwortung, in einer Regierungsverantwortung ist, nicht dort, wo man diese Verantwortung hat, mehr Kreativität einbringt, um den sozial Schwachen zu helfen.

Es gibt ja nicht nur in Wien Leute, die an der Armutsgrenze oder unter der Armutsgrenze leben müssen, sondern diese gibt es in ganz Österreich, geschätzte Damen und Herren! Da drängt sich für mich schon auch eine Frage an die Kollegen von den GRÜNEN, zum Beispiel in Oberösterreich, auf. Hier wird nur Linz angeführt, aber in Oberösterreich hätten Sie ja die Chance, mit ein bisschen Kreativität den sozial schwachen Menschen bei der Mobilität etwas entgegenzukommen. (StR David Ellensohn: Das passiert auch!) Da sitzen Sie in einer Regierung drin und würden sicher auch die Unterstützung der anderen Fraktionen bekommen. 

Von Graz rede ich nicht; dort gibt es jetzt ein neues Regierungsteam, dort sitzen Sie auch in der Regierung mit der ÖVP. Soll so sein, das ist die Demokratie - aber der große Wurf im Bereich des Sozialen, im Bereich des Mobilpasses, so wie er heute hier in Wien beschlossen ist, fehlt mir dort. Ich könnte auch noch andere Beispiele anführen, werde das aber nicht tun.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe es schon gesagt, dieses Modell ist auch für Wien eine Weiterentwicklung. Es zeigt, dass die Stadt Wien die Menschen mit ihren Sorgen und Problemen nicht allein lässt. Dass der Mobilpass leistbar, unbürokratisch und einfach ist, hat Kollege Wagner schon angeführt, und dass er zusätzlich 60 000 Menschen in dieser Zielgruppe ansprechen wird, sodass diese in den Genuss gewisser Verbilligungen kommen werden, liegt, glaube ich, auch klar auf der Hand. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man tut hier in der Diskussion so, als wäre das nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Ich denke, wenn man sich die Kosten einer Monatskarte ansieht und das Angebot, das die Wiener ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die ist sehr teuer! Du hast vollkommen recht, die könnte billiger sein! - Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr.) Noch einmal - ich habe dich auch ausreden lassen, Kollege Chorherr -: Wenn man sich zum Beispiel ansieht, was der Mobilpass wirklich kostet, und wenn man sich 35 EUR erspart, dann kann man nicht von einem Tropfen auf den heißen Stein reden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch der Heizkostenzuschuss ist von einem meiner Vorredner angesprochen worden; sogar zweimal ist er angesprochen worden. Es wurde hier von einer Vorrednerin gesagt, dass er nur einmal ausbezahlt wird. Ich bringe wieder in Erinnerung, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass der Heizkostenzuschuss - und das unterscheidet uns als Wienerinnen und Wiener auch wieder von den anderen Bundesländern - monatlich mit 42 EUR ausbezahlt wird an jene, die Anspruch haben, und zusätzlich gibt es 100 EUR. Zählt man das alles zusammen, addiert man das, dann kommt man auf einen Heizkostenzuschuss für jene Menschen in Wien, die darauf Anspruch haben, nicht von 200 EUR, wie es in einem anderen Bundesland großartig gefeiert wird, sondern von 608 EUR!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, alles in allem ist das wieder ein Schritt in die richtige Richtung, und es zeigt die soziale Kompetenz unserer Stadt. Es wird, wie ich schon gesagt habe, niemand mit seinen Problemen allein gelassen, es gibt Hilfe für jene, die sie brauchen. 

Auch die Treffsicherheit ist angesprochen worden. Da kann ich einem Vorredner nur beipflichten bei dem, was er gemeint hat - bis auf den einen ideologischen Beitrag zum Thema Ausländer, aber sonst kann ich dem zustimmen -: Die Treffsicherheit ist auch sehr wichtig. 

Der neue Mobilpass ist nicht nur gerecht, sondern auch ein wichtiger Beitrag zum sozialen Klima in Wien, und das ist bekanntlich sehr hoch. Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte mit einem Slogan schließen: Der Vergleich macht sicher sicher! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächste Rednerin: Frau GRin Puller. - Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Ich möchte heute drei Anträge einbringen, die in weiterer Form vom Mobilitätspass abhängig sind; sie beziehen sich nämlich auf den fahrbaren öffentlichen Untersatz. Zwar hätte ich, das muss ich ehrlich gestehen, meine Anträge gerne in der Geschäftsgruppe Finanzen und Wiener Stadtwerke gestellt, fand jedoch keine passende Post dazu. Ich habe dann noch Glück gehabt, weil, gerade als die Geschäftsgruppe Finanzen und Wiener Stadtwerke behandelt wurde, von den Sozialdemokraten sieben Personen hier saßen. Es war kurz nach zwölf, sonst waren alle beim Mittagessen, anscheinend wie die Maurer: Alles fallen lassen ... (GRin Nurten Yilmaz: Geh, bitte! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sehen Sie es als Gesundheitstipp, sehr geehrte Damen und Herren! (GR Christian Oxonitsch: Ihr geht auch ...!) Wenn man einmal im Monat Gemeinderat hat, können einige Mandatare und Mandatarinnen hier in diesem werten Gemeinderatssaal sehr wohl auf eine Mahlzeit verzichten! (GRin Nurten Yilmaz: Rede einmal mit deiner eigenen Fraktion!) Weil Sie sich gerade so aufregen, bringt mich das in Fahrt - weiter so!

Vor eineinhalb Monaten haben Sie in den Bezirkszeitungen DoppelgängerInnen für Stadträte und Stadträtinnen gesucht. Haben Sie es schon vergessen, wissen Sie das gar nicht mehr? Es war ein Gruppenfoto: DoppelgängerInnen gesucht. Es war keine Quintessenz vorhanden. Aber jetzt ist mir klar, warum Sie Doppelgänger und Doppelgängerinnen suchen: Damit Sie den Gemeinderatssaal zur Mittagszeit damit auffüllen können! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Weiter zu meinen Anträgen, die ich jetzt aufsteigend der Reihe nach durchgehe; leider ist ja Frau StRin Brauner nicht anwesend; sie war auch in ihrer Geschäftsgruppe nicht anwesend. Es geht darum: EM-Fußballmeisterschaft, es werden ja ziemliche Verschlechterungen auf ein paar Linien vorhanden sein. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es geht um den Mobilpass!) Ja, es ist leider keine passende Postnummer dabei. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie sprechen nicht zur Tagesordnung!) Nein, nein - ja, ich habe es vorhin gesagt, Frau StRin Wehsely. (Heiterkeit bei Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) 

Es werden also zur Europameisterschaft viele Linie kurz geführt und zum Beispiel die Linie 2 komplett eingestellt, die Linie 1 ab Schwarzenbergplatz über Franz-Josefs-Kai geführt. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Der D-Wagen wird ab Schwarzenbergplatz über Franz-Josefs-Kai geführt - also zwischen Burgring und Schottentor, Herr Hora, fährt nichts, fährt überhaupt nichts! (GR Christian Oxonitsch: 50 Prozent ...!) Der 
J-Wagen wird überhaupt am Gürtel geführt, und die Fahrgäste müssen auf Schienenersatzverkehr umsteigen. 

Wie wäre es einmal mit Verbesserungen? Man könnte sich ja auch Verbesserungen überlegen, und zwar betreffend die Linienführung der Buslinie 57A, die weiterhin ihre Endstelle am Burgring hat, wo überhaupt keine Umsteigemöglichkeiten sind. Darum bringe ich folgenden Antrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen, um die Endstelle der Buslinie 57A während der Fußball-Europameisterschaft vorübergehend zu einer U2-Station zu verlegen, zum Beispiel in die Nibelungengasse."

Das ist zwei Gassen weiter, wo er jetzt die Endstelle hat, und das wäre eben etwas für ausländische Fußball-Fans oder für Leute, die in die Arbeit fahren und die am Burgring „verrecken"; sie dürfen zu Fuß gehen, hinauf zur U2. Da wäre das eine sinnvolle Lösung. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen und Wirtschaftspolitik.

Ein zweiter Antrag betrifft Fahrplanänderungen bei den Wiener Linien. Da hat ja - ich, die Böse! - die böse Böse Geheimpläne offenbart, interne Betriebsgeheimnisse! Ich bin ja nicht die Chefin der Wiener Stadtwerke, meine Damen und Herren (GR Harry Kopietz: Gott sei Dank!), aber ich habe die Geheimpläne - von mir aus waren es vorigen Sommer noch Geheimpläne - vorigen Sommer schon gehört: Dass massive Intervallausdehnungen an den Wochenenden stattfinden, meine Damen und Herren. So ist es, und da bin ich nicht die Chefin - das muss sich Frau StRin Brauner, wenn sie diese internen Betriebsgeheimnisse nicht zu Ohren bekommt, gefälligst mit der Geschäftsführung der Wiener Linien ausmachen. 

Daher stelle ich auch meinen Antrag. Ich habe ohnehin lange gewartet und bin nicht schon vorigen Sommer damit herausgegangen, sondern habe mir gedacht, ich lasse den Wiener Linien Zeit, oder vielleicht kommt eine Information von den Wiener Stadtwerken, wie auch immer. Ich bin eben erst im Februar mit meiner Information herausgegangen, und da waren es gar keine Geheimpläne mehr, auch keine internen Betriebsgeheimnisse, sondern diese Intervallausdehnungen sind schon fix und fertig ausgearbeitet in den Schubladen gelegen, nur zum Aussenden für die Diensteinteilung. 

Wie stellen Sie sich das vor, sehr geehrte Damen und Herren? Wann informiert man eigentlich den Endverbraucher, sprich, die Fahrgäste? In einer Nacht-und-Nebel-Aktion? Werden dann auf den Haltestellen die Fahrplanänderungen drübergepickt, und aus, es wird eh keinem auffallen? Nein, mir ist es aufgefallen, und Frau StRin Brauner ist es auch aufgefallen. 

Da möchte ich noch etwas zitieren: Gemäß dem gültigen Verkehrsdienstevertrag der Stadt Wien mit den Wiener Linien bedarf es bei Änderungen des Leistungsangebotes, welche ein geringes Ausmaß übersteigen, jedoch des Einvernehmens der Stadt Wien. 

Wann hätten also die Wiener Linien Frau StRin Brauner informieren sollen? Auch drei Tage vorher, wenn die Fahrgäste informiert werden sollten oder können oder wie auch immer, oder gnadenhalber informiert werden? Daher der Antrag:

„Die Frau Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Wiener Linien bei geplanten Änderungen des Leistungsangebotes die zuständigen Organe der Stadt Wien entsprechend dem Verkehrsdienstevertrag informieren sowie diese Informationen dem zuständigen Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke mindestens sechs Monate vor der Durchführung der geplanten Leistungsänderungen zur Beratung vorlegen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Kleiner Zusatz: Es wäre vielleicht auch nicht so schlecht für die Frau Stadträtin, wenn sie ein paar Monate vor geplanten Änderungen in einem Ausschuss informiert werden würde.

Der dritte Antrag betrifft die Straßenbahnlinie 21; ich probiere es eben noch einmal. Wir sind nämlich damit in den Wahlkampf gegangen. Herr Hora, der 2. Bezirk ist 2005 in den Wahlkampf gegangen für die Erhaltung des 21ers, Sie auch, und das ist ja so herrlich: Das hat ein grüner Aktivist vom 2. Bezirk ausgegraben; ich zeige es jetzt noch einmal her, weil es mir wirklich gefällt. (Die Rednerin hält eine Zeitschrift in die Höhe.) „Unsere Leopoldstadt Spezial", und Herr Kubik beim 21er: Wir erhalten ihn; Burschen und Mädels, hört, ich setze mich ein! Ich kann mir das so richtig vorstellen.

Aber Sie sind ja auch in diesem Leopoldstädter Spezial-Blatt drinnen, und da heißt es: Im Gegensatz zu den Leopoldstädter Grünen setzen sich die SPÖ-Mandatare für eine Verbesserung des Angebotes des öffentlichen Verkehrs unter Berücksichtigung der dafür notwendigen Erhaltungskosten ein. Damit werden von den SPÖ-Mandataren auch durchsetzbare Forderungen aufgestellt. - Punkt. 

Dann weiter, und das ist ja unglaublich: Die Leopoldstädter Grünen hingegen stellen mit ihrer Forderung der Weiterführung der Straßenbahnlinie 21 trotz gleicher Trassenführung der U2 eine sinnlose und auf Grund der Erhaltungskosten von zirka 9 Millionen EUR pro Jahr nicht durchsetzbare Forderung auf. 

Also dass Sie nach dieser Unwahrheit noch schlafen können! Oder haben Sie erstens einmal im Wahlkampf geschlafen? Und dass Sie jetzt noch schlafen können, wenn Sie solche Unwahrheiten von sich geben in diesem Leopoldstädter Spezial-Blatt - unwahrscheinlich! (GR Karlheinz Hora: Schauen Sie einmal ...! - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Schon wieder aufgedreht!) 

Diese Vorteile haben wir schon in der mündlichen Anfrage erläutert, ich gehe sie noch einmal durch. Wieso wollen wir den 21er retten? Am Praterkai fahren künftig statt Straßenbahnen nur mehr Busse mit wesentlich längeren Intervallen. Zweitens: Umsteigezwang für die BewohnerInnen des Pensionistenheims „Haus Prater". Drittens: Weitere Fußwege zu den Öffis rund um den Elderschplatz. Vierspurige Rennstrecken - ich weiß nicht, die Pläne haben wir ja bis heute noch nicht -, Ausstellungsstraße: Wie schaut das aus? 

Der 21er ist Nahversorger für die geplante Wirtschafts-Uni am Messegelände. Dieselbusse im Volkertviertel bedeutet mehr Lärm und Abgase; das ist diese Ersatzlösung. U2 und 21er fahren zwischen Praterstern und Schwedenplatz nicht parallel; das haben Sie in Ihrem Leopoldstädter Spezial-Blatt genauso ausgeführt. Raserstrecke Castellezgasse: Entfernung der Schwelle lädt zum Rasen ein. Nahversorgung in der Taborstraße weiter gefährdet, dort fährt künftig nur mehr die Linie N. Schlechtere Anbindung des Schulzentrums Kleine Sperlgasse, volle Busse, gefährliches Drängeln - man weiß eh, wie die Kleinen sind, diese Wilden! Schlechte Verbindung vom Schwedenplatz ins Karmeliter- und Rotensternviertel. 

Wir haben jetzt alles aufgezählt, was ohnehin nur noch hinunterpalavert wird; das geht da hinein und dort hinaus. (GR Harry Kopietz: Das hat keiner von uns getan! Wir hören gut zu!) Wurscht - wir stellen folgenden Antrag:
„Die Frau Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen, um den Weiterbetrieb der Straßenbahnlinie 21 zumindest bis zur Fertigstellung ..."

Zumindest bis zur Fertigstellung! Wie kann man sagen, der 21er ist sinnlos, wenn man keine Fahrgastzahlen hat? Ab 10. Mai werden die Schienen herausgerissen, und weg damit. Es muss ein Probebetrieb weitergeführt werden, um dann zu sagen, der ist unnötig, aber nicht vorher! Da macht man denselben Fehler wie viele Städte - die sind aber jetzt schon wieder gescheiter geworden und machen Straßenbahnrückbau. Früher haben sie alles unter der Erde vergraben. Und was machen wir? Wir fangen jetzt erst damit an. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mobilpass!)
Ja, ich bin gleich fertig, Frau Stadträtin. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mobilpass!) Ja, Mobilpass - ich habe gesagt, es war keine passende Post, darum mache ich es eben hier. Es besteht ja ein Bezug zum Mobilpass, weil die Straßenbahn und der öffentliche Verkehr angesprochen wird. Also bitte, noch einmal: 

„... um den Weiterbetrieb der Straßenbahnlinie 21 zumindest bis zur Fertigstellung der U2-Verlängerung bis zur Aspernstraße sicherzustellen und dafür aus den zweckgewidmeten Einnahmen der Parkometerabgabe die nötigen Mittel zur Verfügung zu stellen. In diesem Zeitraum soll eine Evaluierung über den Bedarf der Bevölkerung an der Straßenbahnlinie 21 durchgeführt werden, deren Ergebnis mit Inbetriebnahme der U2-Verlängerung bis zur Aspernstraße vorliegen und dem Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke präsentiert werden soll.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Zum Abschluss, meine sehr verehrten Damen und Herren ... (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Wenn Sie mich jetzt noch einmal unterbrechen, dann dauert es länger. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es hat einmal Zeiten gegeben, da war das rote Wien stolz auf sein dichtes Schienenverkehrsnetz, sein Oberflächenverkehrsnetz. Daran möchte ich Sie jetzt wirklich erinnern. Wir GRÜNE werden das Erbe des roten Wiens verteidigen, weil Sie es nicht tun! (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Herr Hora! Freuen Sie sich, wir werden ab nächster Woche Maßnahmen für den Erhalt des 21ers setzen. Darauf können Sie sich freuen, und Herr Kubik auch, weil wir massiv auf sein gebrochenes Wahlversprechen hinweisen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weil es jetzt große Unruhe gegeben hat: Man kann das bei wohlwollender Interpretation der Geschäftsordnung schon noch zum Geschäftsstück subsumieren. (Ruf bei den GRÜNEN: Genau!) Es hat nicht zugetroffen, dass Sie überhaupt nicht zum Geschäftsstück gesprochen hätten. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Nachgemeldet hat sich Herr GR Mag Jung. (O je-Rufe bei den GRÜNEN.)
GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Wir fürchten uns ganz entsetzlich davor, dass Sie das Erbe des roten Wien verteidigen werden, Frau Kollegin. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich wollte eigentlich gar nicht zu diesem Geschäftsordnungspunkt sprechen, aber Kollege Ekkamp hat mich - das muss ich ehrlich sagen - ein bisschen aufgebracht, weil er so nonchalant über verschiedene Probleme im sozialen Bereich Wiens hinweggegangen ist. Im Konkreten meine ich damit, was Sie zum Heizkostenzuschuss gesagt haben, weil das eben im roten Wien gar nicht so notwendig ist. Der Vergleich macht uns sicher, haben Sie gesagt, dass in Wien alles in Ordnung ist. 

Ich habe mich deswegen so geärgert, weil ich heute früh einen Brief von einem meiner Bezirksräte aufgemacht habe, der auf einen Kontaktwunsch hin eine Frau besuchte … (GR Harry Kopietz: Sie haben eigene Bezirksräte?) Herr Kollege, Sie brauchen sich nicht zu wundern. Das nächste Mal werden wir nicht nur Bezirksräte, sondern auch Stellvertreter zu Ihren Lasten haben, das kann ich Ihnen heute schon versprechen. Sie können da also ganz beruhigt sein. (GR Harry Kopietz: „Einer meiner Bezirksräte", haben Sie gesagt!)
Wir fallen nicht so oft um wie Sie, wir haben das Vertrauen der Wähler in einem viel stärkeren Maß als je zuvor, machen Sie sich da keine Sorgen! Das zeigt allein schon, dass sich diese Leute an uns wenden, und zwar wohl wissend, dass wir ihnen gar nicht - wie es üblicherweise die SPÖ macht - Wohnungen vermitteln können, sondern deswegen, weil sie einfach aufzeigen wollen, welche Ungeheuerlichkeiten in dieser Stadt, die Sie als sozial bezeichnen, vorkommen. 

Jetzt werde ich Ihnen sagen, was sich dort abgespielt hat. Der Mann war dort in der Wohnung und schreibt daraufhin: Die Frau ist seit drei Jahren, bedingt durch eine chronische Erkrankung, Frührentnerin; Medikamentenbedarf monatlich, noch zusätzlich zum normalen Bereich, 100 EUR. Sie bezieht, weil noch ein Kind im Haushalt ist, eine Kinderbeihilfe von 360 EUR. Die Wohnungsmiete monatlich beträgt kalt 327 EUR. Die Wohnungsmiete kalt - und jetzt sind wir beim Punkt, Herr Kollege Ekkamp: Diese Frau hat seit drei Jahren keine Heizung in ihrer Wohnung. Seit drei Jahren im sozialen roten Wien keine Heizung und kein Licht in der Wohnung!

Er schreibt dann weiter - und damit kann ich auch schon schließen -: Auf Grund der Energielieferungssperre ist die Wohnung unbeheizt und unbeleuchtet. Die hygienischen Zustände sind nicht mehr optimal, obwohl sie sich bemüht, die Wohnung in Ordnung zu halten; sie kann ja nicht einmal einen Staubsauger einschalten. Es gibt nur kaltes Wasser und Kerzenlicht. 

Das ist Ihr soziales Wien! Deswegen laufen Ihnen die Leute davon und werden es in Zukunft noch stärker tun, das sage ich Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Nach diesem weitläufigen Ausflug mit den Wiener Linien und den Straßenbahnlinien möchte ich doch wieder auf das Geschäftsstück zurückkommen - das ist nämlich die Aufgabe der Berichterstatterin - und freue mich mit allen Wienerinnen und Wienern, die ab kommendem Dienstag den Sozialpass in Anspruch nehmen werden, ihn beanspruchen und auch nützen werden.

Es geht nicht nur um die Mobilität in der Stadt, sondern viele Angebote sind eine Erweiterung im Bildungsangebot und geben den Menschen Möglichkeiten, soziale Kontakte untereinander zu knüpfen und das große Angebot auch in Anspruch zu nehmen. Daher ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Die Anträge werden wir ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nunmehr kommen wir zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Ich komme nun zur Abstimmung über die Anträge der GRÜNEN und beginne mit dem Antrag betreffend Erweiterung des Mobilpasses nach Vorbild des Linzer Aktivpasses. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN fest, der Antrag ist in der Minderheit geblieben. (GR Christian Oxonitsch: Wobei nur die Hälfte der GRÜNEN hier ist!)
Ich komme zu dem Antrag betreffend Linienführung der Buslinie 57A während der Europameisterschaft. Hier ist die Zuweisung beantragt.

Wer für diese Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist in der Minderheit geblieben. 

Ich komme nun zu dem Antrag betreffend Fahrplanänderungen bei den Wiener Linien. Hier ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist in der Minderheit geblieben.

Ich komme nun zu dem Antrag betreffend Straßenbahnlinie 21. Sofortige Abstimmung ist beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 21 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Kammeroper. Berichterstatterin ist Frau GRin Polkorab. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden der Subvention für die Wiener Kammeroper nicht zustimmen, und ich möchte kurz erklären, warum. Die Kammeroper ist sicher ein sehr wichtiger und auch künstlerisch sehr spannender Ort für die Oper in Wien. Auch die Produktionen, die vorgeschlagen wurden und im Spielplan 2008/2009 vorgesehen sind, sind gut und sicher wichtig. 

Was uns daran stört, ist, dass im Zuge der Theaterreform vereinbart und festgehalten wurde, dass auch bei der Kammeroper die Frage von lebenslangen Intendanzen, Mietverträgen und Intendanzen, die in einer Hand sind, geklärt wird. Seither ist in Bezug auf die Kammeroper nichts passiert. Wir glauben, dass, wenn es schon eine Theaterreform in diesem Stile gibt und wenn ausgemacht wird, dass sie für alle gelten muss, dies auch für die Kammeroper gilt. Denn sonst fragen sich andere Institutionen wie zum Beispiel der „Kosmos frauen.raum", warum sie sich daran halten, andere aber nicht und trotzdem die Subvention bekommen. 

Aus diesem Grund werden wir dieser Subvention nicht zustimmen. Ich halte zwar fest, dass wir die Kammeroper an sich für unterstützenswert halten, und das gilt auch für die Produktionen, die dort laufen. Aber die Vorgehensweise ist in dieser Form für uns nicht tragbar. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde mich sehr kurz halten. 

Frau Kollegin Smolik! Ihre Kollegin Huemer, die früher ja die Kultursprecherin war, wird mit Ihrer Äußerung sicher nicht einverstanden sein. Denn sie war diejenige, die sich immer besonders für die Kammeroper eingesetzt hat, auch mit Intendanzen.

Ich werde mich aber trotzdem sehr kurz halten. Ich besuche die Aufführungen der Kammeroper regelmäßig, und es ist unbeschreiblich, was dort auf künstlerischem Niveau geleistet und geboten wird. Frau Gabor und Herr Bleck als Leiter der Wiener Kammeroper können auf die künstlerische Entwicklung ihres Hauses sehr stolz sein. Eine Änderung wäre keine gute Lösung und wäre auch nicht sinnvoll. 

Ich bitte um Zustimmung zur Subvention in der Höhe von 700 000 EUR an die Wiener Kammeroper. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 27: Subvention an den Verein St Balbach Art Produktion. Berichterstatter ist Herr GR Woller. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Nachdem diese Post gestern noch auf die Tagesordnung gekommen ist, hat sich abgezeichnet, dass es hier offensichtlich nicht oder nur hintergründig um die Subvention für das Sommerkino 2008 gehen wird - der wir natürlich zustimmen -, sondern dass es hier zu einer Filmförderungsdebatte kommen wird, die von Seiten der ÖVP auch schon in den letzten Tagen in den Medien darüber geführt worden ist, dass hier im Gemeinderat keine Erhöhung der Subvention für die Wiener Filmförderung beschlossen wurde, wofür ja am 29. Februar ein entsprechender Antrag der ÖVP eingebracht wurde. Dazu möchte ich mich kurz zu Wort melden und auch einen Antrag einbringen. 

Wir haben diese Anträge - und es war ja im Februar nicht der erste, der in dieser Form zur Erhöhung der Wiener Filmförderung eingebracht wurde - abgelehnt, weil wir glauben, dass die Verbindung beziehungsweise die Koppelung an die Einnahmen der GIS-Gebühren nicht sinnvoll ist. Denn wenn die GIS-Gebühren nicht erhöht werden, sondern noch reduziert werden können, wird die Filmförderung abhängig von dieser Einnahmequelle. 

Wir glauben, dass es sehr viel vernünftiger wäre, wenn wir einen Posten im Budget hätten, der auch ausweist, dass es ein Statement der Stadt Wien gibt, die Filmförderung zu erhöhen und auch dementsprechend zu budgetieren. Deswegen haben wir diesem Antrag, den die ÖVP eingebracht hat, nicht zugestimmt und werden ihm auch heute nicht zustimmen, da wieder die Koppelung an die Landesabgabe der Rundfunkgebühren im Antrag drinsteht. Ich möchte deshalb folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Subventionsmittel für den Filmfonds Wien um 50 Prozent erhöhen. Die hierzu nötigen Mittel sollen aus dem laufenden Kulturbudget für Entwicklung, Herstellung und Vertrieb österreichischer und in Wien produzierter internationaler Filmproduktionen bereitgestellt werden.

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Noch einmal möchte ich festhalten, dass, sosehr wir uns alle darüber freuen, dass der Oscar nach Österreich gegangen ist, das eigentlich nicht der Grund sein sollte - weil das ja auch in der Begründung steht -, dass wir hier Mittel aufstocken, sondern dass schon in den letzten Jahren abzusehen war, wie sehr sich der österreichische Film entwickelt. Der Oscar ist das i-Tüpfelchen, aber um hier wirklich nachhaltig zu arbeiten und zu fördern, glauben wir, dass es eine dementsprechende Dotierung im Budget braucht. Ich hoffe auf Ihre Zustimmung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann hier gleich nahtlos anschließen: Diese Zickzacklinie der GRÜNEN ist wirklich nicht nachvollziehbar!

Am 29. Februar haben Sie den Antrag auf Erhöhung der Filmförderung abgelehnt - auf Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung, um es korrekt zu sagen -, und am 27. 3. bringen Sie einen wortidentischen Antrag ein, nämlich unseren Antrag ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Unseren!) Unseren Antrag wortidentisch, nur mit der Änderung, dass nicht die GIS-Mittel herangezogen werden, sondern allgemeine Budgetmittel! Eine lächerlichere Begründung für die Kehrtwendung kann ich mir überhaupt nicht vorstellen. (Beifall bei der ÖVP.) Offenbar haben Sie auch erkannt, dass es notwendig ist, den Wiener Film zu fördern, und dass es nicht genügt, Lippenbekenntnisse abzugeben, sondern darauf ankommt, tatsächlich etwas zu tun. 

Wir verlangen - und ich möchte versuchen, Ihnen das zu erklären - die Zweckbindung der Landesabgabe deshalb, weil es sicherstellt, dass hier Budgetmittel vorhanden sind. Immerhin beträgt diese Landesabgabe auf die Rundfunk- und Fernsehgebühren 29 Millionen EUR pro Jahr. Sie werden mir nicht erklären können, dass die 4 Millionen EUR, die wir zusätzlich für den Wiener Filmfonds haben wollen, hier nicht Deckung finden würden. 

Die Frage stellt sich, ob Sie mehr Geld für den Film wollen oder ob Sie mit derartigen Begründungen eigentlich das Geschäft jener betreiben, die zwar sagen, es müsste zusätzlich Förderungsmittel für den Film geben, aber hartnäckig nichts tun. Wenn es wirklich darum geht, die Mittel, die aus der Landesabgabe in das Kulturbudget kommen, neu zu organisieren, dann kann ich Sie gerne einladen, einen gemeinsamen Antrag zu machen, mit dem wir eine Neuorganisation der Vergabe der Mittel aus der Landesabgabe gemeinsam beschließen. 

Denn unbestritten ist, dass der Film mehr Geld braucht und auch - das war der zweite Teil des Vorschlages - die nichtkommerziellen Medien aus diesem Topf gefördert werden sollten. Der Film braucht mehr Geld, das ist evident, und nicht feierliche Worte, wie sie zuletzt der Herr Kulturstadtrat bei der Feier für Stefan Ruzowitzky im Rathaus am 5. März gesprochen hat. Ich verstehe nicht, dass es die Mehrheitsfraktion dieses Hauses so hartnäckig ablehnt, die Mittel, die seit Jahren nicht erhöht wurden, endlich zu erhöhen. Sich mit dem Oscar zu schmücken und nichts dafür zu tun, halte ich wirklich für unverständlich. (Beifall bei der ÖVP.) Ich darf daher den Beschlussantrag einbringen:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Subventionsmittel für den Filmfonds Wien um 50 Prozent erhöhen. Die vor einiger Zeit durch die beschlossene Erhöhung der Landesabgaben der Rundfunkgebühren eingenommenen zusätzlichen Mittel sollen dafür zweckgebunden zur Entwicklung, Herstellung und Vertrieb österreichischer und in Wien produzierter internationaler Filmproduktionen verwendet werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Abschließend: Wir werden selbstverständlich dem Antrag der GRÜNEN zustimmen. Immerhin handelt es sich ja um unseren Antrag, nur mit einem Halbsatz ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Unseren! Eurer ist eurer, unserer ist unserer!) Es handelt sich um unseren. Wir können eine gemeinsame Lesung durchführen und dann den Halbsatz, in dem wir uns unterscheiden, diskutieren; das finde ich herzig. Wir werden aber - da sehen Sie unsere Großzügigkeit - trotz des weggefallenen Halbsatzes und trotz des verletzten Urheberrechts (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Dem GRÜNEN-Antrag zustimmen!) dem Antrag, unserem Antrag zustimmen, den nun auch die GRÜNEN eingebracht haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu Post 27 darf ich, um der Geschäftsordnung Genüge zu tun, sagen, dass wir selbstverständlich der Subvention für das Sommerkino 2008 zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. - Bitte.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wie heißt es so schön in Wien: Ohne Geld ka Musi. Und ohne Geld auch kein Film. Wie diese beiden identen und jetzt über das Urheberrecht strittigen Anträge von Grün und Schwarz schon wortwörtlich sagen, ist Film neben seiner künstlerischen Dimension vor allem auch ein kommerzielles Medium. Und man weiß ja, dass der Brancheneffekt in der Filmbranche sehr viel höher ist als in anderen Branchen. Das heißt, jeder investierte Euro kommt beim Film vielfach zurück. 

Das Problem ist nur, dass Filme ein Risiko sind und es kann, denke ich, nicht die Aufgabe der Stadt sein, hier als Producer aufzutreten, denn die öffentliche Hand sollte sich von Risiko-Investment à la ÖBB vielleicht lieber fernhalten.

Natürlich gibt es hie und da Ausnahmen. Ich erinnere mich, zum Beispiel gab es vor Jahren einen von der Wien Kanal produzierten Film über den „Dritten Mann", der international jede Menge Preise für Industriefilm eingefahren hat. Auch der Sängerknaben-Film mit den ballesternden Buben im Augarten, im Auftrag des Tourismusverbandes, hat schon Preise gemacht, aber ich denke, es ist nicht so wirklich das Kerngeschäft. 

Was jetzt die Filmförderung betrifft, so muss man dazu sagen, dass bisher der österreichische Film, und das Zentrum war hier immer Wien, sehr gut mit dem Drei-Säulen-Modell gefahren ist. Da war auf der einen Seite das ÖFI, das Österreichische Filminstitut, dann der Filmfonds Wien und als dritter Partner der ORF. 

Nun haben wir mit diesem dritten Partner schon ein paar Jahre lang Probleme und es passieren solche unerfreulichen Dinge, wie zum Beispiel, dass Filme, die der ORF sogar selber produziert oder mitproduziert hat, von ihm nicht einmal spät nachts versteckt, sondern überhaupt nicht ausgestrahlt werden, wie zum Beispiel “Artikel 7 - Unser Recht“ über die Rechte ethnischer Minderheiten und der Kärntner Slowenen. 

Ich muss dazu sagen, eine löbliche Ausnahme war gestern Abend, allerdings auf 3Sat um 21 Uhr, der Doku-Film „Der Mann auf der Brücke" über Rudi Gelbart von Kurt Brazda. 

Aber zurück zum Film und seiner kostenintensiven Natur. Natürlich kann man sagen, wir brauchen Menschen, die in Filme investieren, natürlich kann man sagen, Risikokapital kann man in den Film stecken. Das ist aber ein österreichisches Problem, unser Markt ist zu klein, der Markt unseres Nachbarn, mit dem uns die gemeinsame Sprache trennt, der wäre größer und der deutsche Film hat gegen den österreichischen gar nicht so viel größere Chancen. Es gäbe die Möglichkeit, ein Steuerabsetzmodell à la Luxemburg zu schaffen, aber da ist der Gesetzgeber gefordert.

Wir in Wien, und Wien ist nun einmal das Zentrum des österreichischen Filmschaffens, investieren in Filme mit mehr als 8 Millionen EUR jährlich europaweit die höchste regionale Filmförderung. Wir bieten Hilfe zur Selbsthilfe und sind damit Europaspitze. Wir haben auch versucht, das schon auf weitere Beine zu stellen. Es hat Gespräche gegeben mit Niederösterreich, die immer am Widerstand der Niederösterreichischen ÖVP gescheitert sind. Aber die Einladung des Herrn Stadtrates ist nach wie vor aufrecht, ebenso die Zusage, dass man über die Austrian Film Commission oder eine Wiener Filmkommission reden wird, die als Servicecenter dienen soll, als Anlaufstelle für Leute, die hier Filme drehen wollen und damit wieder ganz viel Umwegrentabilität und Berufe von Catering bis Cutter schaffen, und auch, um so eine Austrian Film Commission ins Leben zu rufen, und auch weiter über den Fernsehfilmfonds zu verhandeln.

Ich muss dazu sagen, dass, wenn wir jetzt annehmen, dass Film als kommerzielle Einrichtung, vielleicht ganz gut auch von einer öffentlichen Institution, wie dem ORF, zu fördern wäre und von den GIS-Gebühren, dann komme ich eigentlich gleich zu der Unseriosität dieser Anträge. Denn mitten unterm Jahr, wo gerade das laufende Budget ausgegeben ist und ein neues noch nicht auf dem Programm steht, (GR Ing Bernhard Dworak: Aus den Ertragsanteilen des Bundes!) wo soll das Geld herkommen, Herr Kollege Dworak, soll man es jemandem anderen wegnehmen, (GR Ing Bernhard Dworak: Aus den zusätzlichen Ertragsanteilen des Bundes, das sind an die einhundert Millionen!) das kann ich so nicht sehen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist besser, als in Wien zu fördern!) Nun, es war von den GIS die Rede und das wird frühestens im nächsten Jahr schlagend. Da kann man dann wieder darüber reden. Aus dem laufenden Budget, gut, wem soll man es wegnehmen, einen Vorschlag, bitte! 

Also, ich halte es für unseriös, Umschichtungen im laufenden Budgetjahr vorzunehmen, und politisch handeln bedeutet meiner Meinung nach, Erhöhungen solide und nachhaltig vorzubereiten und durchzuführen, und fordern kann man als Opposition immer sehr leicht. Ich halte genau das für ein Lippenbekenntnis, Dinge zu fordern und zu versprechen, von denen man weiß, dass man sie aktuell nicht halten kann.

Noch einmal: Wien hat mit dem Filmfonds Wien mit 8 Millionen EUR den höchst dotierten Regional-Filmförderungsfonds und ich kann nur als kleines Beispiel anführen, wenn Sie Zeit haben, ab heute läuft wieder das „Tricky Women", das jetzt jährlich stattfindende Frauentrickfilmfestival noch bis Sonntag Abend im Topkino, am Sonntag Abend um 20.30 Uhr wird es die Preisverleihung im Metrokino geben und natürlich sind der Filmfonds Wien und die Stadt Wien hier maßgeblich beteiligt und wir hoffen und freuen uns auf viele weitere tolle Filme.

Vielleicht nur noch abschließend: Was ich auch nicht so gut finde, ist eine Anlassgesetzgebung. Jetzt haben wir den Oscar, jetzt fördern wir. Und wenn wir ihn ein paar Jahre nicht haben, dann fördern wir nimmer? 

Ich kann mich noch erinnern, wie die ÖVP den österreichischen Film auf Grund tatsächlicher niedriger Kinobesucherzahlen krankgeredet hat. Hätten wir und Wien damals nicht europaweit spitzenmäßig gefördert, dann stünde der österreichische Film heute nicht so da, wie er das tut. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte kurz darauf eingehen, was die ÖVP versucht, momentan zu tun und das Protokoll quasi berichtigen, was die Position der GRÜNEN ist.

Die GRÜNEN sind für eine Erhöhung der Filmförderung, nie wurde etwas anderes gesagt. Heute hat ... (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Aber geh!) Lesen und zuhören; das sind zwei Basisweisheiten und bei diesen ist es nicht rausgekommen, dass die GemeinderätInnen dieses nicht könnten. 

Der Antrag: Günter Kenesei hat recht, auch Stadträte können reden, und deswegen kenne ich den Unterschied zwischen dem Antrag der ÖVP und dem Antrag von uns. Und die GRin Smolik hat auch darauf hingewiesen, es geht um den einen Satz, mit dem die ÖVP eine Koppelung der Filmförderung mit den GIS-Gebühren vornimmt, und wir wollen das nicht, Punkt. 

Das ist der Unterschied. Deswegen stimmen wir Ihrem Antrag nicht zu, dem Antrag ansonsten schon, und deswegen bringen wir auch einen anderen Antrag ein. Und wir machen nicht den Schmäh, den die ÖVP öfter versucht, in den Morgenstunden die grünen Anträge lesen und zwei Sätze umschreiben und so tun, als ob es ein anderer Antrag wäre. Der Herr Wolf schaut jetzt. Das passiert im Kulturbereich wenig, aber wir können gerne eine Lesestunde da veranstalten und Anträge nebeneinander hinlegen. Wer von wem hin und wieder abschreibt, ist hinlänglich bekannt und wurde auch auf anderer Ebene, hoffentlich für die Zukunft, gelöst.

Tatsache ist, dass die Filmförderung in Österreich nicht ausreichend ist, und da spielt es auch keine Rolle, ob in Wien ein bisschen mehr dafür ausgegeben wird wie in einem anderen Bundesland. Wenn Sie berühmte österreichische Regisseure fragen, wie sie einen Film, eine Dokumentation über österreichische Filmschaffende, betiteln würden, dann sagt Franz Novotny, sein Film würde heißen „Sieg trotz Verzweiflung" und der allen bekannte Virgil Widrich hat gesagt, er würde einen Dokumentarfilm über österreichische Filmschaffende nennen „Du hast keine Chance, aber nütze sie". In diesem Sinne für eine höhere Filmförderung in Wien. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich kann es ja ziemlich kurz machen, nur dass keine Verwirrung ausbricht. 

Erstens: Die GRÜNEN haben am 29. Februar eine Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung abgelehnt. Sie haben abgelehnt und nicht zugestimmt. Es ist also unrichtig, dass die Wiener GRÜNEN immer für eine Erhöhung der Mittel für den Wiener Film waren.

Zweitens: Der am 29. Februar von den GRÜNEN abgelehnte Antrag wird heute als grüner Antrag eingebracht, vier Wochen später, und mit zwei Unterschieden: Der eine ist tatsächlich jener Halbsatz, dass die Koppelung an die GIS-Gebühren nicht stattfindet. Geschenkt, darüber können wir diskutieren. Und das Zweite ist, dass Sie so abgeschrieben haben, dass Sie auch folgende Passage übernommen haben, die inzwischen überholt ist. In einem Interview mit den Salzburger Nachrichten am 27.2.2008 hat der Chef des Filmfonds Wien, Peter Zawrel gemeint: „Das ist jetzt der richtige Moment für die Zukunft des österreichischen Films in den nächsten Jahren und wenn man jetzt von Lippenbekenntnissen weggeht und handelt, kann man sehr viel erreichen.“ Das haben wir am 29. Februar formuliert und Sie formulieren es heute. 

In unserem Antrag findet sich inzwischen eine Aktualisierung, die lautet: „Anlässlich einer Feier für Oscar-Preisträger Stefan Ruzowitzky am 5. März 2008 im Rathaus hat Kulturstadtrat Dr Andreas Mailath-Pokorny die Aufstockung der Mittel für den Wiener Filmfonds zugesagt.“ Wenn Sie abschreiben, dann intelligenter in Zukunft. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 27 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ, SPÖ und Grüne, das heißt, einstimmig, unterstützt.

Mir liegen zu diesem Geschäftsstück zwei Beschluss-
anträge vor.

Der eine Beschlussantrag, eingebracht von den Grünen, betreffend die Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Und es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor, gleicher Betreff: „Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung.“ Unterschiedlicher Inhalt beim Beschlussantrag, aber in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Daher bitte ich, wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand. – Wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 35 und 36 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen für die Wiener Land‑ und Forstwirtschaft sowie an die Landwirtschaftskammer Wien, zusammenzuziehen und die Abstimmung getrennt durchzuführen. 

Es gibt keine Wortmeldung sehe ich jetzt, Entschuldigung, das hätte ich vorher schon sehen können.

Ich komme daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 35 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Und wer der Postnummer 36 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier SPÖ, FPÖ und ÖVP. Danke für die Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Stadt Wien und der International Solid Waste Association, ISWA über die Verlegung des Sitzes des Generalsekretariates nach Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile ihm das Wort.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

ISWA ist eine Organisation wie tausend andere auch. Wenn wir jedem Micky-Maus-Verein mit vier Mitarbeitern ... (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ja, Sie lachen, das habe ich erwartet. Wenn wir jedem Micky-Maus-Verein mit vier Mitarbeitern 300 000 EUR pro Jahr nachwerfen, damit er eine Konferenz oder zumindest eine Jahresversammlung in Wien abhält, hat Wien unseres Erachtens bald kein Geld für wirklich wichtige Aufgaben. Zusätzlich bezahlen wir dieser ISWA noch die Mietkosten, wir besorgen selbstverständlich auch die Räumlichkeiten, wo die ISWA ihre vier Mitarbeiter in Wien unterbringen kann. Da fragt man sich als Opposition, was steckt eigentlich dahinter, dass man diesen Verein dermaßen finanziell gut stellt. 

Wir in Wien haben sicherlich ein beachtliches Know-how punkto Abfallbehandlung, doch niemand soll glauben, dass das, was für Wien gut ist oder sagen wir vielleicht, halbwegs gut ist, auch für andere Länder und für andere Standorte das Gelbe vom Ei sein muss. Wir verbrennen zum Beispiel in Wien den Müll, in Deutschland wird Kunststoff aus dem Müll aussortiert. Vom Plastiksackerl bis zum Joghurtbecher, 13 Fraktionen sortiert man in Deutschland aus, das ist nachhaltig, wir verbrennen ihn. Wenn das Weltklima wirklich durch Erdöl und Erdgas, also durch fossile Brennstoffe so nachhaltig negativ beeinflusst wird, dann tun ja wir in Wien gerade das Falsche. Wir verbrennen ja diese fossilen Stoffe, und das schadet ja angeblich der Umwelt dermaßen und enorm. 

Statt wie in Deutschland diese Stoffe auszusortieren, belassen wir diese im Müll, damit dieser besser brennt. Wir haben ja unlängst erst beschlossen, nicht allen Kunststoff zu sammeln, sondern nur mehr die Hohlkörper zu sammeln und den Rest im Müll zu belassen, damit er eben besser brennt. Aber das sind eben fossile Brennstoffe. Würde die ISWA nun wirklich draufkommen, nehmen wir an, die ISWA ist in Wien und die kommen drauf, dass Müllverbrennung samt fossilen Brennstoffen dem Klima schadet, würde dann Wien wirklich die Müllverbrennung aufgeben können? 

Vielleicht wird sie es wollen, aber der einmal eingeschlagene Weg, da kann die ISWA forschen oder gescheit sein, wie sie will, der eingeschlagene Weg in einer Weltstadt wie Wien ist ja wirklich nicht jeden Tag zu revidieren. Wir sind der Meinung, die ISWA kann forschen, was sie will, die Unterschiedlichkeiten der Müllentsorgung sind dermaßen groß auf der Welt, dass das von einer Organisation wirklich nicht bewerkstelligt werden wird.

Daher unsere Meinung: Müll ist ein Industrieprodukt wie jedes andere auch. Daher hat die Industrie, die davon den Nutzen hat, auch die Verpflichtung, die damit zusammenhängenden Forschungs‑ und Entwicklungskosten zu tragen und wir lehnen daher von Herzen dieses Geschenk an einen so kleinen Verein ab. (Beifall bei der FPÖ) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie wir gehört haben, geht es bei diesem Akt um eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Stadt Wien und der ISWA über die Verlegung des Sitzes des Generalsekretariates nach Wien ab dem Jahre 2010. Die ISWA ist eine internationale Non Profit-Organisation, und ihr Ziel ist es, Abfallentsorgungsverfahren durch wissenschaftliche, wirtschaftliche und soziale Mittel weltweit zu fördern. Gegründet wurde die ISWA 1970 und hat derzeit 1 500 Mitglieder in 100 Staaten. Es werden regelmäßig internationale Arbeitskonferenzen und Kongresse in Wien zum Thema Abfallwirtschaft durchgeführt werden. Die Vereinbarung zur Verlegung des Generalsekretariates der ISWA nach Wien ist mit jährlichen Kosten, wie Sie schon gesagt haben, Herr Kollege, von 300 000 EUR verbunden, bringt aber der Stadt Wien weltweit hohes Ansehen auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft. Und daher ersuche ich um Zustimmung und bitte um Abstimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 37 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, SPÖ und Grüne haben diesem Geschäftsstück zugestimmt und damit ist die Mehrheit dafür ausreichend gegeben. 

In der Präsidialkonferenz hätten wir vorgeschlagen, dass die Geschäftsstücke 1, 2, 3, 6, 7, 8, 9 und 10 gemeinsam behandelt werden sollen.

Nachdem es keine Wortmeldung gibt, komme ich zur Abstimmung dieser einzelnen Geschäftsstücke. 

Wer dem Geschäftsstück Postnummer 1 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GrüneN unterstützt und damit hat es die Mehrheit.

Wer der Postnummer 2 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier ÖVP, SPÖ und Grüne und damit die ausreichende Mehrheit.

Wer der Postnummer 3 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Wer der Postnummer 6 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GrüneN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Wer der Postnummer 7 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier ÖVP, SPÖ und Grüne und ausreichend die Mehrheit.

Wer der Postnummer 8 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Neuerlich ÖVP, SPÖ und Grüne und damit ausreichend unterstützt.

Wer der Postnummer 9 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier ÖVP, SPÖ und GRÜNE und damit ausreichend unterstützt.

Wer der Postnummer 10 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier auch ÖVP, SPÖ und Grüne. Danke für diesen Block.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Sie betrifft eine Sachkreditgenehmigung für die Schule in Wien 2, Leopoldsgasse 3. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Kato, die Verhandlung einzuleiten. (Es kommt GRin Barbara Novak zum Berichterstatterplatz.) Ah, Entschuldigung Berichterstatterwechsel, Frau GRin Novak leitet die Verhandlung ein. 

Berichterstatterin GRin Barbara Nowak: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Sie ist schon unterwegs, ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Volksschule Leopoldsgasse gibt es ja nicht mehr. Trotzdem denke ich mir, ist es sinnvoll, anlässlich des heutigen Geschäftsstückes - das wir ablehnen, weil wir ja dafür waren, dass an diesem Standort eine Volksschule eingerichtet bleibt - dass ich mich diesbezüglich noch einmal zum Wort melde. Ich möchte daran erinnern, dass unserer Meinung nach die Schule zu Unrecht geschlossen wurde, und dass es damals für das nächste Schuljahr, entgegen den Aussagen des Stadtschulrates, 32 Anmeldungen gegeben hat. Ich sage das mit dieser großen Sicherheit, weil ich die Kopien dieser Anmeldungen in der Hand gehabt habe. 

Es waren 32, und man hätte, wenn man zwei Integrationsklassen eingerichtet hätte, diese Schule weiterführen können. Das wurde auch in dieser Art und Weise den Eltern kommuniziert, und trotzdem wurde aber gleichzeitig von Seiten des Stadtschulrates dafür gesorgt, dass es zum richtigen Zeitpunkt dann einfach so ausgesehen hat, als wären es zu wenige Eltern. Wir haben diese Entscheidung für falsch gefunden und halten sie auch heute noch für falsch, denn auf Grund der Wohnstruktur des Gebietes wäre es ein Leichtes gewesen, diese Schule auch in den nachfolgenden Jahren zu füllen. 

Was ist jetzt das Problem bei der ganzen Sache, und warum ärgert uns diese Schließung so ganz besonders: 

Erster Punkt, es gibt für viele Kinder statt der Schule ums Eck, also eine Schule, die ganz nah und fußläufig erreichbar ist, einen langen Schulweg. Das ist schon einmal im Volksschulbereich etwas, was wir kritisieren, denn zumindest im Volksschulbereich sollte in einem Ballungsraum wie Wien der Schulweg jedenfalls ein kurzer sein, und sollte der Schulweg für Kinder im Alter von zumindest sieben Jahren alleine und fußläufig bewältigbar sein. Das ist jetzt nicht mehr gegeben, es gibt viele Kinder, die einen wesentlich weiteren Schulweg zu bewältigen haben. Und es gibt natürlich auch das, dass mehr Kinder als bisher von ihren Eltern mit dem Auto in die Schule gebracht werden, was ja auch nicht sinnvoll ist. Das heißt, es wurde gegen die Interessen dieser Kinder gehandelt und gegen die Interessen der Eltern dieser Kinder. Das ist einmal der erste große Vorwurf.

Der zweite große Vorwurf ist folgender: Weil es diese Schule nicht mehr gibt, wurden ja andere Schulen aufgefüllt bis zum Gehtnichtmehr. Ich sage es jetzt einmal salopp, sie wurden einfach vollgestopft. Dort mussten sehr viele Klassen eingerichtet werden, dort picken die Kinder aufeinander. Das heißt, es wurde ein Zustand hergestellt, der für keine einzige Schule erstrebenswert ist, vor allem dann nicht, wenn man doch eigentlich die Absicht hat, mehr ganztägig geführte Schulen zu betreiben. 

Und jetzt bin ich eigentlich bei dem Punkt, der meiner Meinung nach an dieser Sache am interessantesten ist. Wenn man etwas gegen die Benachteiligung von Kindern tun will, die aus sozioökonomisch schwachen Familien kommen, dann muss ich dafür sorgen, dass es so viele Schulen wie möglich gibt, die ganztägig geführt sind und muss am Nachmittag Hausübungshilfe und Hausübungsunterstützung anbieten können, denn gerade diese Kinder brauchen das, denn gerade die Eltern dieser Kinder können es sich nicht leisten, die Nachhilfen, Hilfen und Hausübungshilfen ihrer Kinder aus der eigenen Tasche zu bezahlen. Sie werden es nicht bezahlen, und diese Kinder werden diese Unterstützung nicht bekommen. Und wie wir alle wissen, ist das oberste Kriterium dafür, dass man einen Platz in einer ganztägigen Schule bekommt, die doppelte Berufstätigkeit der Eltern. Das heißt, man muss nachweisen, dass man berufstätig ist, dann kriegt man für seine Kinder einen Platz an einer ganztägigen Schule. Und wir wissen auch, dass das einfach bei vielen der am meisten benachteiligten Kinder, zum Beispiel aus türkischen Familien wo die „anne“ zu Hause ist und die Kinder am Nachmittag von ihrer Mutter betreut werden können, eben nicht der Fall ist. 

Damit wir uns jetzt nicht missverstehen: Selbstverständlich sagen auch die Grünen, wer berufstätig ist, braucht einen ganztägigen Schulplatz. Aber um aus dieser Zwickmühle herauszukommen und um dieses Problem zu bewältigen, brauche ich einfach mehr Plätze an einer ganztägigen Schule, und das muss auch das Ziel dieser Stadt sein. Und wenn ich mir dieses Ziel setze, dann kann ich nicht einfach eine Schule wie die Leopoldsgasse zusperren, sondern da muss ich ganz im Gegenteil dafür sorgen, dass ich mehr Schulraum bekomme, dass ich mehr Platz für die Kinder bekomme, denn Platzmangel ist natürlich für die Kinder eine Katastrophe. Kinder, die den ganzen Tag nicht mehr Raum haben als zweieinhalb Quadratmeter, und auf denen steht auch noch der Tisch und auch noch der Sessel, Kinder, die den ganzen Tag immer im selben Schulraum drinnen sind, das hat mit einer guten Lebensqualität und dem, was Kinder tatsächlich brauchen, überhaupt nichts zu tun. 

Kinder haben einen unendlichen Bewegungsdrang auf der einen Seite, sie müssen sich bewegen können, sie brauchen ein lebendiges, vielfältiges Angebot - da geht es nicht, wenn man nur in einem Raum sich die ganze Zeit aufhält - und Kinder brauchen, wenn sie den ganzen Tag in der Schule sind, auch die Möglichkeit, sich zurückzuziehen und sozusagen privat zu sein, in kleinen Gruppen spielen zu können und so weiter und so fort. Daher, ich wiederhole es: Ich halte es für falsch, wenn man den Raum kleiner macht statt größer. 

Unsere Forderung lautet, so viel Platz für die Kinder wie nur irgendwie möglich, und unsere Forderung lautet auch, alle sozioökonomisch benachteiligten Kinder sollen einen ganztägigen Schulplatz bekommen. 

Und an der Stelle bitte ich jetzt heftigst darum, mir nicht wieder zu erzählen: Ja, die können ja einen Hort besuchen. Bei aller Wertschätzung der HortpädagogInnen, sind sie dennoch keine ausgebildeten LehrerInnen, die dazu in der Lage sind, jetzt wirklich mit den Kindern diese Hausübungen zu machen in der Art und Weise wie sie auch pädagogisch gemacht werden sollten und es wäre wichtig für die Kinder, die am meisten benachteiligt sind, die besten ganztägigen Angebote zu bekommen. Das heißt unter dem Strich und noch einmal: Ich appelliere an die SPÖ, keine Schulen zu schließen, sondern so viele Schulen wie nur irgendwie möglich anzubieten, mit so viel Raum wie nur möglich, damit auch Bewegung und damit auch Vielfalt und damit auch Rückzugsmöglichkeiten vorhanden sind. 

In dem Sinn noch einmal, es tut uns leid, wir können diesem Geschäftsstück nicht zustimmen, und wir hätten gerne gehabt, dass es die Volksschule Leopoldsgasse weiter gibt. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile es ihr. 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Volksschule Leopoldsgasse begleitet uns mehrere Jahre und ist das Symbol für das Planungschaos der SPÖ, (GR Heinz Vettermann: Aber geh!) das heute mit Klubobmann Oxonitsch wieder bekräftigt und bestätigt worden ist. Ein Planungschaos, das bei zu wenig Budget für die Bezirke beginnt. Und die Rede von Klubobmann Oxonitsch werde ich schleunigst allen Bezirken zukommen lassen, (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Super!) damit sie wissen, dass alle Bezirke selber schuld sind, wenn sie Schulen nicht sanieren und renovieren können, denn Geld ist ja angeblich genug da. 

Geld ist also offensichtlich in allen SPÖ-geführten Bezirken genug da, um alle Schulen zu renovieren, und wenn man Herrn Klubobmann Oxonitsch zugehört hat, dann hat man erfahren, leider geben sie das Geld halt fürs Falsche aus. (Beifall bei der ÖVP.) Machen Sie sich das mit Ihren Bezirksvorstehern aus, unsere werden von uns ganz sicher mehr unterstützt werden, mehr Unterstützung bekommen in politischer Auseinandersetzung und im Kampf um die Ressourcen. (Beifall bei der ÖVP.) Der Schulbereich ist einer der zentralen Bildungsbereiche für eine gelungene Integrationspolitik, für eine gelungene Chancengerechtigkeit. Wenn wir uns aber am Beispiel des vorliegenden Geschäftsstückes anschauen, wie mit dieser Chancengerechtigkeit umgegangen wird, dann stimmt uns das für die Zukunft sehr skeptisch, sehr traurig, was den Bildungs- und Wirtschaftsstandort Wien betrifft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Volksschule Leopoldsgasse hatte nicht nur den Grünen gegenüber 32 Anmeldungen, sie hatte das allen Parteien hier im Gemeinderat vorgelegt, es wusste dies auch die zuständige Magistratsabteilung hier im Haus, es wusste dies auch der Stadtschulrat, dass es in diesem Gebiet genügend junge Familien gibt. Aber die Kommunikation reicht offensichtlich nicht aus, um den von uns lange geforderten Schulentwicklungsplan auch endlich zu erstellen. 

Sie und wir haben genauso Zugang zu den Daten des Österreichischen Statistischen Zentralamtes. Dieses liefert Ihnen entsprechend dem Datenschutz auf den Wohnblock genau das Alter der Kinder. An dieser Stelle argumentieren Sie immer, aber man weiß ja nicht, welche Schule diese Kinder besuchen werden. Wenn Sie im 21. Jahrhundert angekommen wären und Raumplaner und Raumplanerinnen professionell einsetzten, dann wüssten Sie, dass solche Szenarienrechnungen in jeder Stadt in ganz Österreich durchgeführt werden, denn die Schulwahl ist nicht nur ein Wiener Thema, sondern ist auch ein Linzer Thema, ein Grazer Thema, ein Innsbrucker Thema. 

Aber gehen Sie einmal auf die Homepage der Stadt Linz. Vielleicht brauchen Sie ebenso wieder 30 Jahre, so wie beim Mobilpass, um draufzukommen, dass man sich aus Linz das eine oder andere abschauen kann. Aber vielleicht geht es im Schulbereich schneller. Schauen Sie sich doch einmal an, wie die Stadt Linz - und die ÖVP ist ja frei von allen Naheverhältnissen hier in der Planung -, schauen Sie sich an, wie Ihre Kollegen in Linz planen. Man nimmt dort die demographische Entwicklung her, man nimmt dort Stadtgebiet für Stadtgebiet her, man schaut sich die Prognosen an, man gibt das alles gemeinsam in die bestehenden Standorte und hat dann kommunizierende Gefäße, wann in dem einen Stadtentwicklungsgebiet Bedarf entsteht, wie viel Schulbau notwendig ist und wie viel in den umliegenden Schulen an Schulplätzen erforderlich ist. Das alles finden Sie fein säuberlich aufgelistet in Linz. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: In Linz müsste man sein!) Wien ist anders. 

In Linz beginnt´s, aber Wien ist leider anders in dieser Causa. Die Volksschule Leopoldsgasse ist, Frau Gemeinderätin, und Sie haben ja ihre Kinder noch möglicherweise vor sich, und vielleicht besuchen die eines Tages eine Nachfolgeschule der Volksschule Leopoldsgasse, aber so, wie Sie derzeit wohnen, mache ich mir große Sorgen auch um Ihre Kinder, außer Sie geben sie in eine Privatschule, das ist ja vom Bundeskanzler abwärts sehr beliebt in der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) Aber wenn auch Sie angewiesen sind auf ein öffentliches Schulnetz, dann ist diese Schule ja auch für Sie derzeit die nächste Schule. Sie ist nur leider geschlossen. 

Schauen wir uns einmal die Kostenseite dafür an. Die Schwarzingergasse, Sonderpädagogisches Zentrum, jahrelang nicht renoviert worden, konnte nur mit Hilfe von Spendenmitteln aus „Licht ins Dunkle“ überhaupt einmal den pädagogischen Standard erreichen. Hier haben also anlässlich des Weihnachtsfestes Wienerinnen und Wiener für die Schule gespendet. Die Volksschule Leopoldsgasse wurde vor wenigen Jahren generalsaniert. Ein Schulentwicklungsplan liegt bis heute nicht vor, aber man beschließt jetzt, dass die Schwarzingergasse übersiedeln soll in die Volksschule Leopoldsgasse, das ist ungefähr 100 m auseinander, wenn ich recht informiert bin, Frau Gemeinderätin, Sie kennen ja die Lage vor Ort im 2. Bezirk. Das heißt, sie übersiedelt um 100 m, und das kostet uns vier Millionen, diese Übersiedlung! 

Setzen wir dieser Verschwendungspolitik ein Ende, schauen wir, dass unsere Kinder in modernen Schulgebäuden genug Platz haben und dort den ganzen Tag ihre Freizeit und Lernzeit auf dem neuesten Stand verbringen können. (Beifall bei der ÖVP.) 
Die Wohnungspolitik zeigt auf - aber ich weiß schon, es ist schwierig, wenn Stadträte und Stadträtinnen miteinander reden sollen - die Wohnungspolitik in der Gegend zeigt auf, dass allein jetzt schon 430 neue Wohnungen entstanden sind und noch weitere entstehen werden, und ich gehe einmal davon aus, dass in den neuen Wohnungen auch und vor allem Jungfamilien wohnen werden. Sie sehen rot markiert in der ÖSTAT für dieses Entwicklungsgebiet den zusätzlichen Bedarf bei den 0- bis 15-Jährigen an Kindergarten und an Schule. 

Rot markiert müsste Ihnen ja ins Auge springen, es ist Ihre Lieblingsfarbe. Rot markiert in der ÖSTAT heißt aber, planen Sie hier mehr Kindergartenplätze und Schulplätze ein. Diese rot markierte ÖSTAT-Graphik leuchtet aber leider rot auf, im Sinne von Warnblinklampe, aber anstatt mehr Schulen in der Gegend zu bauen, schließen Sie Schulen. 

Jetzt frage ich Sie, wie soll das funktionieren, wenn Sie einen höheren Bedarf haben und gleichzeitig Schulplätze im Bezirk und in diesem Grätzel vernichten. Sie können das alles nachlesen in der ÖSTAT, Sie können aber auch gerne vom 2. Bezirk weiter schauen in den 9. Bezirk. Schauen wir uns an, was dort mit den 4 Millionen EUR alles geschehen könnte. 

Ich habe schon erwähnt, dass Klubobmann Oxonitsch mit dem Bezirksbudget so zufrieden ist, und schauen wir uns an, was das am Beispiel des 9. Bezirkes heißt. 3,8 Millionen EUR beträgt das Bezirksbudget. Die Schulsanierungen würden 14 Millio-
nen EUR brauchen. Ich weiß nicht, schließen Sie sich jetzt der christlichen Soziallehre an und hoffen, dass sich Fisch, Brot und die Bezirksmittel des 9. Bezirkes gleichermaßen vermehren? Wie stellen Sie sich vor, dass bei diesen Bezirksbudgets eine entsprechende … (GR Heinz Vettermann: Das ist ja biblisch!) Ja, fast biblisch hoffen Sie, aber hoffen Sie nicht nur biblisch, sondern hoffen Sie auch in dem Fall monetär. Denn unsere Kinder brauchen auch eine monetäre Hoffnung, wenn es um die Errichtung von Schulplätzen nicht nur im 2. Bezirk, sondern auch im 9. Bezirk geht. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Galileigasse ist sicher keine Schule, die dem modernsten Standard entspricht. Fotografieren Sie einmal innen, in welchem Bauzustand sich diese Schule befindet. Ich frage Sie daher, wenn es um die Bezirksbudgets geht, ist das die Ursache gewesen, dass hier der Bezirksvorsteher und die Bezirksvorsteherin schlecht gearbeitet haben? Ist die Galileogasse nichts anderes als ein Fehler der Bezirksvertretung? (VBgmin Grete Laska: Galileigasse, mit i, nicht mit o!) Galileigasse, genau. Sie kennen das auch, die Galileigasse kennen Sie auch. Fotografieren Sie innen einmal den Zustand dieser Schule, und ich frage Sie, ist das die Schulpolitik, die Ihnen vorschwebt. Ohne Geld wird es nichts geben, aber wenn das Geld dann gleichzeitig für eine 100 m-Übersiedlung beim Fenster hinausgeworfen wird, nur weil Sie nicht planen können, dann werden auf der einen Seite die Gelder für das Falsche ausgegeben und auf der anderen Seite Schulplätze vernichtet und die Qualität des Lernens verschlechtert. 

Ich warne Sie an dieser Stelle noch einmal vor den Sicherheitszuständen. Sicherheitsmaßnahmen, die den Kindern die Decke auf den Kopf fallen lassen. Noch sind Sie mit einem blauen Augen davongekommen. Der letzte Fall ist deswegen gut ausgegangen, weil zum Glück die riesige Platte, die sich von der Decke gelöst hat, dem Kind zwar draufgefallen ist, es aber nicht verletzt hat. Aber ich frage Sie, wollen Sie zuschauen, bis ein Kind tatsächlich verletzt ist, oder wollen Sie endlich beginnen, professionell zu planen, wie das in anderen Städten üblich ist. 

Nehmen wir die Knöllgasse im 10. Bezirk her. Wieder ein Bezirk, der von Ihnen ja mehrheitlich geführt wird. Was hat man dort mit einem Fluchtweg gemacht? Man hat ihn einfach umdefiniert, denn der Fluchtweg ging aufs Flachdach, und es wird ja an dieser Stelle kaum jemand annehmen, dass ein Fluchtweg am Flachdach enden soll. Man hat daher kurzer Hand diesen Fluchtweg umbenannt. So schaut Schulsanierung aus, so endet sie im 10. Bezirk mit einem Bezirksbudget, das laut Klubobmann Oxonitsch ausreichend ist. Also, für Fluchtwege stelle ich mir etwas anderes vor, als dass sie am Flachdach enden.

Aber schauen wir auch in die Knöllgasse, was den Turnsaal betrifft. Die „Gesunde Schule“ eine gemeinsame Aktion von Bundesministerin Kdolsky und Bundesministerin Schmied. Die „Gesunde Schule“ in Wien schaut so aus, dass Schimmel im Turnsaal ist. So gesehen ist die Schule Knöllgasse Wien 10, in einem Bezirk, der laut Klubobmann Oxonitsch genug Geld hat. 

Ich frage Sie: Was macht dort die Bezirksvorstehung mit dem Geld, dass Schimmel im Turnsaal ist, und ich frage Sie, wie eine „Gesunde Schule“ mit einem Schimmel im Turnsaal vereinbar ist.

Nach allen medizinischen Kenntnissen, die mir bekannt sind, ist Schimmel gesundheitsschädlich, und zwar schwerst gesundheitsschädlich. Und Schimmel in einem Turnsaal, in dem sich die Kinder bewegen und eine erhöhte Sauerstoffaufnahme haben, ist schwerst gesundheitsbedenklich. Das hat mit einer „Gesunden Schule“ nichts zu tun. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber vielleicht können Sie uns sagen, woher das Budget künftig kommt. Ich gehe davon aus, dass der 10. Bezirk von uns die Information und die Rede von Klubobmann Oxonitsch bekommt, der Bezirk habe genug Geld. Beseitigen Sie also den Schimmel so rasch wie möglich. (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen wir aber nun zuallerletzt zu dem, wo Sie sich Geld ersparen, das Sie eigentlich den Schulen schon längst zur Verfügung stellen könnten. Kommen wir zum Anmeldechaos in der AHS. Die amtsführende Präsidentin des Stadtschulrates hat heuer den Eltern versprochen, jedes Kind bekomme seine Wunschschule. Dass dort Wanderklassen errichtet werden, dass die Schülerzahl nicht auf 25 gesenkt werden kann, dass hier die Schulen sich in anderen Schulen einmieten müssen, in anderen öffentlichen Gebäuden untergebracht sein müssen, das ist alles kein Problem. Die amtsführende Präsidentin findet, jedes Kind soll dort seinen AHS-Platz haben, wo es sich anmeldet. 

Diese Schulen sind aber nicht darauf ausgelegt, andere Schulen haben aber noch genügend Platz. Es findet hier kein Ausgleich statt, sondern man stopft die Schulen voll und schichtet noch weiter von der Hauptschule in die AHS um, denn auf der anderen Seite entsteht ja ein Platz an den Schulen, die derzeit nicht voll ausgelastet sind. Auf diese Art und Weise haben Sie sich im Vergleich zu den anderen Bundesländern jährlich eine Menge Kosten erspart, weil für die Schulerrichtung und Schulerhaltung im Pflichtschulbereich auf diese Weise nun nicht das Land, die Gemeinde, sondern jetzt der Bund zuständig ist, in dem Sie ganz einfach mehr AHS-Plätze haben.

Wir haben uns das hochgerechnet. 20 000 AHS-Plätze haben Sie mehr als die vergleichbaren Bundesländer Oberösterreich und Niederösterreich. Wir haben uns durchgerechnet, was das kostet. Das entspricht in etwa 70 neuen Hauptschulen oder Kooperativen Mittelschulstandorten, für die Sie über den Finanzausgleich Geld bekommen. Allein die Errichtung würde 1 Milliarde EUR kosten. Sie haben sich in den letzten Jahren 1 Milliarde EUR erspart. 

Wir kommen also jetzt genau zu jenem Punkt: Würden Sie Ihrer Aufgabe nachkommen und die Qualität der Kooperativen Mittelschule nicht dadurch kaputt machen, indem Sie eine verfehlte Integrationspolitik machen, sondern denen denselben Bildungsstandard ermöglichen, würden Sie hier 70 Standorte brauchen. Die kosten 1 Milliarde EUR. Diese Milliarde Euro brauchen die Bezirke zur Sanierung der Schulen in den nächsten vier Jahren. 

Was bekommen aber die Bezirke stattdessen? Keine Milliarde, sondern die bekommen 560 Millionen EUR Mogelpackung, indem man 56 000 mit 10 multipliziert und auf 560 Millionen EUR kommt. Das heißt, Sie kürzen das Budget weiterhin, und Sie haben nicht vor, die Milliarde, die Sie über den Finanzausgleich fälschlicherweise für die Pflichtschulen bekommen haben, auch tatsächlich in die Pflichtschulen zu stecken, sondern diese Milliarde weiter zu verschleudern, für Hochglanzbroschüren, die uns erklären sollen, wie gut das Wiener Bildungswesen ist. 

Wir brauchen aber keine Hochglanzbroschüren, wir brauchen sanierte Schulen, wir brauchen Schulen, die nachmittagstauglich sind. GRin Jerusalem hat das schon erwähnt, die Schule Leopoldsgasse hatte so eine Nachmittagsbetreuung. Jede dritte Schule gerade im Pflichtschulbereich in Wien bietet Nachmittagsbetreuung an. Ich frage Sie, was ist mit den anderen zwei Dritteln. Sind da wieder die Bezirke schuld, dass dort keine Nachmittagsbetreuung ist, oder haben Sie vielleicht endlich vor, die Milliarde, die Sie sich durch erhöhte Bundessubventionen ersparen, indem Sie mehr AHS-Plätze haben als alle anderen vergleichbaren Bundesländer, ja ich frage Sie daher angesichts dieser Milliarde, die Sie bekommen haben, wann Sie aufhören, diese in Hochglanz zu investieren und stattdessen die Pflichtschulen in Wien glänzen lassen, denn die Pflichtschülerinnen und Pflichtschüler haben es sich verdient, auch in Wien, ein ganztägiges, hochwertiges Schul- und Freizeitangebot zu bekommen. 

Die Leopoldsgasse zeigt auf, Planungschaos kostet Geld, vernichtet Schulplätze, vernichtet die Möglichkeit, im Grätzel miteinander zu spielen und aufzuwachsen. Die Volksschule Leopoldsgasse zeigt aber auch auf, dass das Geld, das hier fehlinvestiert wird, an anderen Stellen dringend gebraucht werden würde. Eine Milliarde in Wien, und abschließend sei darauf hingewiesen, die Vermögenszuwachssteuer könnten wir uns in Wien sparen, wenn Sie mit den Ressourcen ordentlich umgingen, wenn Sie die Ressourcen für das einsetzten, wofür diese auch tatsächlich über den Finanzausgleich an Sie kommen. Dann hätten wir kein Bildungsproblem, kein Integrationsproblem, kein Wirtschaftsstandortproblem, sondern wir hätten ein modernes, zukunftsorientiertes Wien, das im 21. Jahrhundert allen Wiener Kindern dieselben Chancen ermöglicht. 

Denken Sie um, steigen Sie um und beginnen Sie heute noch, indem Sie dieses Geschäftsstück zurückziehen und der Volksschule Leopoldsgasse ihre Zukunft belassen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Berichterstatter! Frau Berichterstatterin! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Also, ich meine, das einzig wirklich Chaotische aus meiner Sicht war eigentlich jetzt Ihre Wortmeldung, weil Sie wirklich sozusagen ein kunterbuntes Durcheinander, was ich auch noch sagen wollte, auf uns losgelassen haben. Ich werde daher noch nicht auf alle Punkte dieser willkürlich zusammengewürfelten Wortmeldung eingehen, aber auf zwei, drei Punkte vielleicht doch. Das Erste war die Anmeldesituation in den AHS. Da ist ja klar, und das wurde auch schon oft gesagt, dass wir eine Information an die Eltern weitergeben werden, wo es noch Plätze gibt, wo zum Beispiel die 25 knapp oder gerade erst erreicht sind, und wo die Schülerzahlen überschritten sind, sodass noch eine Ummeldung möglich ist. 

Wir wollen aber das Elternrecht im Prinzip stärken und sagen, okay, aber dort, wo es eine Wunschschule gibt, soll das Kind auch dort untergebracht sein und mit allen Maßnahmen, die dazu notwendig sind, und ich glaube, viele Eltern werden dann auch noch diese Information zur Kenntnis nehmen. Wenn wir sagen, in Wien gehen eben die meisten in die AHS, und deshalb zu glauben, dass wir uns jetzt in Wien den Bau von Schulen ersparen, dann ist das wirklich eine absurde Behauptung. Und zu sagen, nun ja, in Oberösterreich und Niederösterreich gibt es weniger AHS, nun zugegeben, richtig, aber das ist ja auch, wie gesagt, das flache Land, und es sind gänzlich andere Bedingungen. Du kannst doch Wien, eine Großstadt, nur mit einer Großstadt – Großstadt gibt’s ja keine, aber mit größeren Städten wie Linz, Salzburg oder Graz - vergleichen, da herrschen aber so ähnliche Bedingungen. Also, werde ich Wien, Linz mit anderen Städten vergleichen und nicht sozusagen mit einer gesamten ländlichen Umgebung. Und dass Wien hier Vorreiter ist, zeigt uns eine gewisse Bildungsbeflissenheit in Wien, die von den Eltern her gegeben ist. Und das uns jetzt zum Vorwurf zu machen, finde ich eine absurde Geschichte. Die könnte man sich aber dann ersparen, wenn wir wirklich eine gemeinsame Schule hätten, nebenbei gesagt. Diese Trennung führt ja dazu, dass die meisten Menschen glauben, in einer AHS bessere Chancen zu haben, wenn sie ihre Kinder dort anmelden. Und uns das jetzt vorzuwerfen, finde ich jetzt zumindest einmal sehr unwienerisch gedacht, und eher eigentlich keine Wiener Interessen vertretend. Und daher ist es für mich auch nicht verständlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine gute Idee ist übrigens, dass Sie die Rede des Klubvorsitzenden Oxonitsch verbreiten wollen. Ich meine, die meisten werden es ja dann verstehen und in ihr ist auch sehr ausgewogen - ich will es nicht noch einmal wiederholen – dargestellt, wie es mit den Bezirken ausschaut, was es an Rücklagen, was es an Vorgriffen gibt, et cetera, et cetera. Also, das kann ich mir jetzt ersparen, das wurde ja heute schon diskutiert, aber zugegebenerweise sind die Schulen natürlich auch ein ordentlicher Brocken. Ich weiß auch nicht, warum Sie – darüber haben wir ja auch das letzte Mal schon diskutiert - mit den 560 Millionen EUR einfach nicht leben können, nachdem Sie ja bekannterweise - ich wiederhole es zum dritten Mal, und dann hoffe ich, das letzte Mal - mit 100 Millionen begonnen haben und gesagt haben, man brauche 100 Millionen EUR. Dann haben Sie gesagt, nein, 250, als Sie gemerkt haben, es kommt was, dann, als Sie etwas gehört haben, haben Sie gesagt, 560. Und jetzt haben Sie gesagt, hui, jetzt sind wir wieder drunter, nun, dann fordern wir eine Milliarde im Sinne von immer später, aber Hauptsache mehr. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das ist Ihre Planung!) Gratuliere, das ist natürlich auch eine Vorgangsweise, aber was das mit Planung zu tun hat, weiß ich nicht und zeigt, wie die ÖVP in dieser Frage eigentlich vorgeht. Dementsprechend möchte ich auch die Milliarde nicht weiter kommentieren. 

Natürlich zeigt ja gerade die Planung, dass wir diesen Akt heute beschließen. Es ist ja planvoll vorgegangen worden, es wird umgebaut, und nachher wird übersiedelt werden. Auch deshalb, weil das SPZ das Gebäude dringend braucht, denn das Gebäude, in welchem es jetzt untergebracht ist in der Schwarzingergasse, war ja in dem Sinn nie als Schulgebäude konzipiert, es ist zwar dort im Moment okay untergebracht, aber wirklich nicht optimal. Die Spendenaktion hat übrigens keinen Bewegungsrahmen, der eigentlich schulisch ist, wurde aber trotzdem ausbezahlt, aber dem Bewegungsraum wurde nicht entsprochen, und jetzt wird entsprechend dem Plansoll gehandelt, daher investieren wir die Million. Und es ist ja auch merkwürdig, dass Sie immer sagen mehr, mehr, mehr Geld, aber im Konkreten dann immer rausgehen und sagen, Verschwendung, zuviel, tut es nicht, zahlt es nicht. Also auch das ist eine merkwürdige und in sich unlogische Doppelbotschaft, die zum Beispiel hier eigentlich auf dem Rücken der SchülerInnen ausgetragen wird. 

Ja, dann vielleicht noch ganz kurz dazu, dass wir die Daten haben, und dass Linz das so gut macht. Also, ich meine, ich habe natürlich nichts gegen Linz, es ist eine sehr gute, sozialdemokratisch regierte Stadt. Also von dem her, bitte, wenn sich die ÖVP an Linz orientieren will, will ich sie im Prinzip auch nicht davon abbringen, aber eines ist ja auch klar, dass wir natürlich die Daten haben, dass in jedem Neubaugebiet - aber das wissen Sie ohnedies alles - auch die entsprechende Infrastruktur errichtet wird, und das heißt auch, dass Schulen gebaut werden. 

Das ja nicht zu hundert Prozent, aber natürlich gibt es hier Szenarienrechnungen. Und zu den Vorhersagen: Es ist auch klar, wir wissen, wo die Kinder jetzt wohnen, aber sie übersiedeln, und so weiter, und es wird im Großen und Ganzen schon richtig vorhergesagt, aber im ganz Konkreten kann man es natürlich nicht wissen. Trotzdem wird hier Vorsorge getroffen, und entsprechend gibt es eben dort, wo neu gebaut wird, wo Kinder auch hinkommen, entsprechend neuen Schulraum. Das würde aber bedeuten, dass man innerstädtisch die eine oder andere Schule dann im Gegenzug auch schließen darf, weil das andere wäre ja keine Planung, wenn wir sagen, wir tun es rein additiv fortsetzen, aber das wäre einmal. Das sagt die ÖVP im Prinzip auch immer. Einmal hier ist es geschehen, natürlich wird es wieder kritisiert. 

Zu Kollegin Jerusalem: Der Schulweg ist machbar, wir haben das auch direkt nach der Schließung auch diskutiert, es sind ja jetzt noch vierte Klassen drinnen, die Kinder kommen natürlich in die neue Schule, es gab auch, außer in den ersten zwei Wochen, keinerlei Probleme, die hier aufgetreten sind. Wenn Sie gesagt haben, in den Volksschulen wird alles vollgestopft, so kann ich Ihnen gerade für den 2. Bezirk sagen, dass wir dort gut unterwegs sind, was die Klassenschülerhöchstzahl von 25 betrifft, und dass dort im Prinzip alle Kinder, die eine Volksschule brauchen und wollen, auch entsprechend einen Platz finden, und dass ganz im Gegenteil auch Kinder aus dem 3. Bezirk, aus dem 20. Bezirk, und aus allen möglichen Teilen Wiens in die Schulen im 2. Bezirk gehen. Also es ist nicht nur so, dass alle aus der Leopoldstadt einen Platz finden, sondern dass auch Schüler aus anderen Bezirken, wo die Eltern sagen, aus diesem oder jenem Grund würde ich gern für mein Kind einen entsprechend Platz finden, aufgenommen werden, sodass dieses Platzargument einfach faktisch falsch ist. Was die ganztägigen Schulformen betrifft, gebe ich Ihnen im Prinzip recht, dass man da entsprechende Bewegungsräume braucht. Warum Sie das dort einfach nicht akzeptieren wollen, ist mir unerklärlich, denn dafür sind die HortpädagogInnen gut ausgebildet. Viele, übrigens bildungsferne Schichten, melden ihre Kinder auch gar nicht zum ganztägigen Unterricht an. Auch da wäre verpflichtend eine andere Schulorganisation sicher wünschenswert, aber alle, die es brauchen, werden auch ein entsprechendes ganztägiges Angebot bekommen. Die Schwarzingergasse, wie gesagt, und um wieder zum eigentlichen Akt zurückzukehren, braucht jetzt den Platz. Also eigentlich wird jetzt ein Schulwerk gebaut und dann kann sie übersiedeln. 

Und weil auch von Anmeldung die Rede war: Es ist ja jetzt schon seit zwei Jahren keine Schule mehr dort, es sind nur mehr die vierten Klassen dort; man konnte sich also gar nicht anmelden in dieser Expositur der Wehlistraße. 

Dass das SPZ für Schwerstbehinderte nicht weiß Gott wohin übersiedelt, sondern nur 100 m in die Nähe, finde ich eigentlich logisch und gut geplant. Und es ist auch nicht sehr überraschend, dass das eben seinen Preis kostet - Sie sagen, fast 4 Millionen EUR, wovon wir 1 Million heuer zur Verfügung stellen. Und das zeigt ja, dass uns das sehr wohl etwas wert ist, dass wir hier entsprechend investieren, dass wir hier auch entsprechend baulich umrüsten für die SchülerInnen, für das Klientel, das in diese Schule geht - auch mit Räumen, und auch im Innenhof wird investiert, sodass wir hier auch ein wirklich gutes Angebot, was die SPZ betrifft, machen können, und wir brauchen es ja auch dort.

Es gibt aber auch Beispiele in Wien, wo die Schule drinnen ist. Wenn also jemand sagt, dass unbedingt dort eine Volksschulklasse sein muss, dann wäre auch das theoretisch möglich, weil es ja jetzt schon eine Expositur der Wehlistraße ist, dass zum Beispiel eine Integrationsklasse, eine normale Volksschul-Integrationsklasse auch in dieses Gebäude kann, wo dann alle, die unbedingt hin wollen, auch hingehen können. Ich habe mir das auch im 22. Bezirk angeschaut, wo sich in der Steinbrechergasse eine Expositur der Anton-Sattler-Gasse befindet, wo also ebenfalls eine echte Integrations-Volksschulklasse in diesem Gebäude eines SPZ untergebracht ist. Auch das wäre also möglich – für alle, die das so extrem befürworten.

Wir werden einmal sehen: Gibt es dann noch wirklich die behaupteten Anmeldungen? Gibt es da überhaupt diesen Wunsch? - Dann kann man das sicher rein schultechnisch, schulorganisatorisch auch möglich machen. 

Dafür ist aber die Grundvoraussetzung, dass wir heute diesen Akt beschließen, das eine Schuljahr zum Umbau nutzen und dann ab dem nächsten Schuljahr zum Wohle dieser SchülerInnen, die dieses gut ausgestattete SPZ brauchen, auch starten können. Deshalb werden wir zustimmen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr, wobei ich darauf hinweise, dass ihre Redezeit mit knapp zehn Minuten begrenzt ist.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Um eingangs nur ganz kurz auf diese Sache einzugehen, dass ich vielleicht behauptet hätte, dass da nicht alle Kinder Platz finden. - Nein, nein, ich weiß schon, es haben alle einen Platz gefunden, das ist ganz in Ordnung. Was ich mit „mehr Platz" und „mehr Raum" gemeint habe - ich wiederhole es noch einmal -, ist, dass Schulen, die ganztägig geführt werden, eine hohe Anzahl von Räumen brauchen, die nicht als Klassenräume verwendet werden, sondern die für Aktivitäten zur Verfügung stehen, die eben während des ganzen Tages stattfinden, damit Schule auch Leben und Freude bedeutet und alle möglichen Aktivitäten umfasst und nicht nur das Lernen im Klassenverband. Das ist das, was ich ausdrücken wollte. - So viel dazu.

Warum ich mich aber zum Wort melde, ist eigentlich, um auf den Redebeitrag meiner Vorvorrednerin einzugehen, den ich ganz ähnlich als eine gewagte Kraut-und-Rüben-Veranstaltung empfunden habe. Und jetzt stelle ich einmal die Frage: Warum hat Wien eigentlich zu wenig AHS, und wer ist daran schuld? - Das ist, wenn ich mich richtig erinnere, die ÖVP. (Ironische Heiterkeit bei StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Denn: AHS zu bauen dort, wo sie gebraucht werden, wäre ja eigentlich Aufgabe der Unterrichtsministerin Gehrer gewesen und ganz sicher nicht der Stadt Wien oder von sonst irgendjemandem, sondern der Bund, das Unterrichtsministerium, das Finanzministerium hätte diese Schulen errichten müssen. Und wenn jetzt seit mehr als einem Jahrzehnt die Kinder aus der Donaustadt hereinpendeln und dort mehr als 200 Plätze fehlen und in Rodaun Plätze fehlen und in Penzing Plätze fehlen und an vielen Orten einfach nicht genug AHS-Plätze vorhanden sind, so ist das die Schuld der ÖVP, die sich geweigert hat, dort, wo AHS gebraucht werden, AHS zu bauen. Also beschweren Sie sich jetzt bitte nicht darüber, dass teilweise unhaltbare Zustände herrschen - die dann durch Brandsteidl noch verstärkt werden, denn das war ja eine sehr unglückliche Aktion, jetzt den Eltern etwas zu versprechen, was man ja kaum wird halten können.

Zweiter Punkt, die ewige Forderung der ÖVP, die Qualität der Kooperativen Mittelschule oder der Hauptschule zu heben: Niemand - weder die ÖVP noch die SPÖ noch die GRÜNEN, niemand! - wird im Ballungsraum Wien an einer Hauptschule, die sich ganz klarerweise zu einer Restschule entwickelt hat, die Qualität anheben können, weil es nämlich nicht geht. Sie können in eine Restschule investieren, was Sie wollen (GR Robert Parzer: Das stimmt nicht!); solange die ÖVP auf dem Standpunkt steht, die einzige sinnvolle Maßnahme, nämlich eine Gesamtschule für Wien herzustellen und zuzulassen (GR Dr Wolfgang Aigner: Das wird dann passen! Dann wird es „besser"!), verhindern zu müssen, solange wird genau diese ÖVP die Partei sein, die es verhindert, dass diese Schülerinnen und Schüler, die heute in eine Kooperative Mittelschule gehen, eine bessere Schule zur Verfügung gestellt bekommen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Wenn alle die gleiche ..., wird es auch nicht besser!) 

Sie sind ganz alleine an diesem Debakel schuld! Sie stehen auf der Bremse! Sie verursachen diesen riesengroßen Fehler, der Probleme verursacht, die immer neue Probleme zur Folge haben, und an dem noch Generationen verzweifeln werden, weil sie nicht wissen, was sie da tun sollen.

Also reden Sie sich bitte in diesem Punkt nicht auf die SPÖ aus, wälzen Sie diese Schuld nicht ab, die liegt ganz alleine bei Ihnen! Und ich bin wahrscheinlich die Letzte, die in Verdacht gerät, mich da schützend vor die SPÖ zu stellen, da ja die Probleme, die von Seiten der SPÖ verursacht werden, natürlich auch große sind - aber das sind ganz andere Probleme. Das große, tief sitzende Problem, warum die österreichische Schule seit Jahrzehnten überhaupt nicht vom Fleck kommt, liegt in der ÖVP. Lassen Sie die Gesamtschule zu, und schauen wir dann weiter! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Das kann man natürlich nicht einfach so unwidersprochen im Raum stehen lassen. Warum das, was in ganz Österreich funktioniert, nämlich qualitätsvolle, niveauvolle Hauptschulen zu haben, gerade in Wien nicht gehen können soll - das ist eine Logik, der ich nicht beitreten und nicht folgen kann.

Meine Damen und Herren! In der Hauptschule und in der Kooperativen Mittelschule gibt es den AHS-Lehrplan. Es gäbe die Möglichkeit, ein Schulprofil zu entwickeln. Und es ist halt leider das Modell der Kooperativen Mittelschule einfach ins Leere gelaufen - es ist nichts evaluiert worden, man hat es im Prinzip dabei bewenden lassen, dass man AHS-Turnlehrer in die Nachmittagsbetreuung schickt und gemeint hat, das ist die Kooperation. 

Es gibt im Schulzentrum Friesgasse hervorragende Beispiele, wie eine Hauptschule natürlich auch mit vielen Schülern mit Migrationshintergrund funktionieren kann und angenommen wird. Und die Neuen Mittelschulen in den Bundesländern sind in erster Linie Hauptschulen, die mitmachen - und die werden gestürmt! Da sind ganz wenige Gymnasien dabei. (Beifall bei der ÖVP.) 

Also einfach zu kapitulieren und zu sagen: Das ist so, das kann nicht anders sein!, das kann doch in dieser Frage nicht die Antwort sein. Und warum eine gemeinsame Eintopfschule, wo alle dann beieinander sitzen, besser sein soll, nur weil dann alle beisammen sitzen, das kann man, glaube ich, nicht argumentieren. 

Und das, was jetzt in Wien gemacht wird - die Frau Stadträtin hat schon darauf hingewiesen -, ist, dass wir die AHS jetzt noch geschwind vollpfropfen: Am Vorabend eines Gesetzesbeschlusses, mit dem man verbindlich auf die Zahl 25 geht, machen wir noch geschwind Klassen mit 30 und 36, die sich dann natürlich fortsetzen. Ihre eigenen Direktoren protestieren – sie werden gemaßregelt -, denn man ist im Begriff, im Zeitalter des 21. Jahrhunderts wieder mit Wanderklassen anzufangen. Ich war seinerzeit einmal in einer Wanderklasse und ich weiß aus meiner Schulzeit, wie mühsam das ist, wie viel an Reibungsverlusten dadurch entsteht: Die einen kommen, die anderen gehen, die nehmen etwas weg; es weiß keiner, wer verantwortlich ist. Also eine Wanderklasse, das ist Steinzeit! So wie Bargeld angeblich Steinzeit ist, ist Wanderklasse Steinzeit. Wo sollen unsere Chemie- und Physik-Olympiasieger herkommen, wenn wir aus den Chemie- und Physiksälen Klassen machen? 

Das also ist „Qualität" im Wiener Schulsystem - und das macht Ihre Behörde, das macht Ihr Stadtschulrat! Und dann hat man noch die Chuzpe zu verkünden, wie toll das ist, indem man sagt, jeder bekommt seine Wunschschule. - Das ist ja keine Wunschschule, das ist eine Alptraumschule, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Bevor wir da also am Reißbrett neue Organisationsformen erfinden, versuchen wir doch, die vielen guten Ansätze des Expertenpapiers, wie man den jetzigen Unterricht besser gestalten kann, in die Realität umzusetzen! Sie werden sehen: Wir können auf Basis der bestehenden Organisationsformen sehr wohl ein niveauvolles Schulsystem aufrechterhalten.

Und im Übrigen gibt es eine relativ einfache Methode: Qualitativ nachvollziehbare Bildungsstandards, die AHS-Plätze damit limitieren, und dann haben wir automatisch bessere Schüler auch in der Hauptschule! Und wenn wir dann eine Vernetzung machen, wenn wir dann eine Kooperation machen, dann ist die Hauptschule das, was sie in den Bundesländern ist, nämlich eine qualitativ gute Schule und keine Sackgasse. 

Aber leider - und damit komme ich zum Schluss - wollten Sie aus der Hauptschule eine Sackgasse machen. Es ist Ihnen ja großteils schon gelungen. Und Sie sind jetzt drauf und dran, auch aus der Wiener AHS eine Sackgasse zu machen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Damen und Herren!

Viele wissen, dass ich Bildungsdebatten sehr reizvoll finde, und ich finde es fast schade, dass ich hier am Berichterstatterplatz stehe, denn dieser Debatte hätte ich doch noch die einen oder anderen Dinge zuzuführen.

Ich möchte aber zum Akt selbst zurückkommen. Man würde ja, wenn man der Debatte so gelauscht hat, nicht vermuten, dass es sich hier um einen Akt handelt, in dem es darum geht, dass 3,852 Millionen EUR investiert werden in eine Sanierung und Adaptierung eines Schulstandortes, um diesen nachher auch weiterhin pädagogisch zu nutzen. Das findet aber hier statt, und deshalb bitte ich Sie auch um Zustimmung für diese Adaptierungsarbeiten.

Lassen Sie mich abschließend noch eine Bemerkung machen: Ich glaube doch, dass es notwendig ist, gerade in historisch so bedeutenden Jahren wie dem Jahr 2008 ganz besonders sensibel in seiner Sprache zu sein und zukünftig auf Links-Analogien zu verzichten. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Mietvertrages mit der SEB Immobilien - Investment GmbH für Büroräumlichkeiten und Archivflächen im Bürohaus „Skyline" im 19. Bezirk. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Reischl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Hannelore Reischl: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Frau Berichterstatterin!

Jetzt sprechen wir über den Bereich Wohnbau. Gleich vorab: Wir werden gegen diese Postnummer stimmen. Ich darf in der gebotenen Kürze ausführen, warum: Bei diesem Tagesordnungspunkt wird, wie wir schon gehört haben, die Anmietung von Räumlichkeiten zur Unterbringung von Magistratsdienststellen oder Teilen von Magistratsdienststellen in nicht stadteigenen Liegenschaften behandelt, also in externen Liegenschaften, was an und für sich noch keine Besonderheit wäre. Wir haben aber in letzter Zeit im Gemeinderatsausschuss sehr oft solche Akten, wo einerseits immer wieder externe Räumlichkeiten herangezogen werden, um eben Teile von Magistratsdienststellen unterzubringen, und andererseits haben wir auch oft Akte, wo stadteigene Liegenschaften veräußert werden beziehungsweise anderen Nutzungen zugeführt werden. Ich verweise zum Beispiel auf die Tagesordnung vom 7. Jänner dieses Jahres. Da haben wir einerseits wieder einen Mietvertrag abgeschlossen über Büroräumlichkeiten und Archivflächen, und ein bisschen weiter hinten haben wir dann einen Tagesordnungspunkt gehabt, bei dem wir eine Liegenschaft verkauft haben, ein ehemaliges Amtshaus der Stadt Wien im 9. Bezirk. Und so weiter und so fort. Ich erspare Ihnen jetzt, dass ich noch auf weitere Beispiele eingehe. 

Wir haben schon öfters in den Gemeinderatsausschüssen darauf hingewiesen – und nicht nur wir, sondern auch andere Oppositionsparteien haben das gemacht -, dass es hier offensichtlich kein Konzept beziehungsweise keine weitblickende Abstimmung bezüglich des Raumbedarfes von Wiener Amtsstellen gibt und dass mehr oder weniger fallbezogen vorgegangen wird und fallbezogen entschieden wird, ob man jetzt etwas Neues anmietet oder eben nicht, ohne dass – so, wie es richtig wäre - ein Gesamtkonzept aufgestellt wird, was notwendig ist, welche Räumlichkeiten zur Verfügung stehen und wo man extern anmieten muss. 

Wir hielten es durchaus für sinnvoll, den Bedarf eben vorab einzuschätzen, entsprechend vorauszuplanen und dementsprechend auch Konzepte vorzubereiten. Uns fehlt genau eine solche Vorausplanung, und daher werden wir diesen Tagesordnungspunkt ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Tatsächlich ist es so, dass immer wieder im Wohnausschuss über ein solches Konzept diskutiert wurde und ein solches gewünscht wurde: Soll man jetzt kaufen oder verkaufen, mieten, vermieten, selber bauen womöglich, um Dienststellen der Gemeinde Wien unterzubringen? - Darauf gibt es keine wirkliche Antwort. 

Schön wäre, wenn wir wissen würden: Am Ende ist gedacht, dass im Schnitt jede zweite Dienststelle in einem eigenen Haus, das im Eigentum der Gemeinde steht, untergebracht ist, oder drei Viertel oder was auch immer, aber dass man eben eine fixe Zahl hat. - Das hat man offensichtlich nicht, und der Verdacht liegt nahe bei der Besiedelungstechnik, die da verwendet wird, dass des Öfteren Bauten, die privat errichtet werden und nicht so funktionieren, wie man sich das gewünscht hat, dazu genützt werden: Dann kommen eben dort die Magistratsdienststellen unter. Das haben wir ein paar Mal hier auch schon besprochen. Da kommt dann eine Magistratsdienststelle hin. Und wenn dann eine Firma auftaucht, die diese Fläche haben will, dann übersiedelt der Magistrat einfach wieder, und man kommt wieder den Wünschen der Privaten nach. 

Das regt mich noch gar nicht so auf, aber es zeigt, dass es keinen klaren Plan gibt, wo am Ende alle Dienststellen untergebracht sein sollen oder nicht. 

Wir haben urgiert, dass wir gerne eine Liste aller Dienststellen hätten, aus der hervorgeht: Wie viel Miete zahlen wir momentan? Wie viel haben wir momentan im Eigentum der Stadt? Welche Dienststellen werden als nächste abgesiedelt? - All das sagt man uns nicht, sondern wir sitzen halt immer wieder einmal im Ausschuss, und dann kommt im Jänner ein Verkauf und im Februar ein Kauf und im März eine Miete und im April ein Vermieten, und jeden Monat bekommen wir einen anderen Vertrag vorgelegt. Jedes Mal stellen wir die gleiche Frage, und jedes Mal gibt es keine Antwort.

Ich erwarte mir heute, ehrlich gesagt, auch keine Antwort. Wir werden dieses Geschäftsstück ablehnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden dem vorliegenden Aktenstück, der Ermächtigung für den Abschluss des Mietvertrages zwischen der MA 34 und der SEB Immobilien - Investment GmbH für das Bürohaus „Skyline" in Wien 19, Heiligenstädter Straße 31, für die MA 50, Gruppe Wohnbeihilfe und Eigenmittelersatzdarlehen, zustimmen.

Wer die Beengtheit des derzeitigen Standortes kennt, muss diesem Antrag zustimmen. Ob ein Objekt angekauft wird oder ob ein marktwirtschaftlich vernünftiger Mietvertrag abgeschlossen werden soll, muss, glaube ich, im Magistratsbereich intern entschieden werden. Solange bei der Anmietung Vorteile für die Stadt Wien erzielt werden, so lange sollten diese Vorteile auch genutzt werden. 

Ich gebe meinem Vorredner schon recht, dass wir in einigen Fällen Notanmietungen haben; aber genau in diesem konkreten Fall ist es klar, dass auf Grund der Beengtheit der Situation und der relativ unmittelbaren Nähe diese Anmietung erfolgen sollte. Die Preise sind offenbar marktkonform. Auch deswegen werden wir diesem Antrag zustimmen. 

Ich möchte jedoch bei diesem Tagesordnungspunkt auf zwei andere von uns heute schon eingebrachte Anträge eingehen. 

Zuerst zum Thema Gebietsbetreuung: Für uns ist die Gebietsbetreuung ein wesentliches Element zur Sicherung des Zusammenlebens der Mieterinnen und Mieter, vor allem in den 210 000 Wohnungen der Stadt Wien. Die Aufgaben der Gebietsbetreuung sind bekannt. Jedoch hat man offensichtlich bei der Einrichtung dieser Institution vergessen, eigene Rechtspersönlichkeiten zu schaffen. Die Aufträge an die Gebietsbetreuungen werden derzeit oft über ARGEs und Architekten beziehungsweise Architektengruppen beziehungsweise die Mietervereinigung oder die Sozialbau abgewickelt, die zwar jeder für sich selbst eine Rechtspersönlichkeit sind, jedoch erfolgt die Abrechnung unserer Meinung nach zu wenig transparent. Und dieser Antrag beschäftigt sich mit der Hebung der Transparenz der Abrechnungen.

Der zweite Antrag betrifft einen Punkt, den ich schon öfters hier in diesem Haus erwähnt habe, den besonderen Fall der Werkbundsiedlung. Diese Werkbundsiedlung wurde 1932 unter dem Architekten Josef Frank errichtet und ist als Mustersiedlung der Moderne zu sehen. 1938 wurden jene Häuser, die nicht verkauft werden konnten, nämlich 56 Objekte, mangels Nachfrage von der Stadt Wien erworben, und sechs Objekte wurden im Krieg zerstört und dann wieder aufgebaut. Wöchentlich geführte Architekturexkursionen zeugen vom einmaligen architektonischen Wert für unser kulturelles Erbe. 

Heute stehen 50 Objekte im Besitz der Gemeinde. Diese wurden zwar 1985 vom Architekten Krischanitz generalsaniert, aber bereits kurz danach stellte sich leider heraus, dass diese Sanierung nur unzureichend war. Unter anderem wurden nämlich auch keine Keller saniert. 

Trotz massiver Nachfrage von meiner Seite beim Vorgänger von StR Ludwig, nämlich dem heutigen Bundesminister Werner Faymann, und laufenden Gesprächen mit dem Herrn Stadtrat wurde bis heute leider nichts Wirkliches zur Sanierung der Werkbundsiedlung unternommen. Denn Gespräche und immer wieder die Zusicherung, es finden Gespräche mit dem Bundesdenkmalamt und mit anderen Dienststellen statt, das kann nicht die Antwort sein, die den Mieterinnen und Mietern gegeben wird. 

Mieteinnahmen von 60 000 EUR, keine Mietzinsreserven und erste Kostenschätzungen vor einem Jahr mit 6 Millionen EUR und derzeit mit 7 Millionen EUR zeigen einfach, dass die Sanierung unbedingt gemacht werden muss. Mir ist schon klar, dass die Stadt Wien nicht einfach sagen kann, wir übernehmen jetzt sämtliche Kosten, aber es müssen hier Wege gefunden werden. Und dieser Antrag beschäftigt sich eben auch damit, dass hier endlich eine Taskforce eingerichtet werden soll, um dieses Problem intensiv anzugehen. 

Zwischen dem Bundesdenkmalamt - das habe ich auch schon gesagt - und Wiener Wohnen wird der Ball immer wieder hin- und hergeschoben. Die Mieterinnen und Mieter haben ein Recht darauf, dass diese Objekte saniert werden!

Wer den Zustand der Objekte kennt - und ich war jetzt schon sehr oft in den Häusern und bin in einigen Wochen wieder in einigen Häusern eingeladen, mir vor Ort anzusehen, wie der Zustand ist -, der weiß, er ist wirklich grauslich, denn: Die Fenster sind undicht, sie sind, abgesehen von der abgegangenen Farbe, einfach vermorscht. Die Dächer, vor allem die Flachdächer - das ist natürlich ein technisches Problem - sind zu sanieren. Die Keller sind oft nicht mehr benutzbar. – Deswegen muss ich wirklich sagen, es ist dringend erforderlich, diese Sanierung vorzunehmen.

Aber es wird mit diesem Antrag ja nicht nur der Herr Wohnbaustadtrat aufgefordert, tätig zu werden, es wird auch der Herr Kulturstadtrat aufgefordert, denn es ist auch eine kulturelle Aufgabe, die Sanierung der Werkbundsiedlung vorzunehmen.

Die Leidtragenden in dieser Situation sind die Mieterinnen und Mieter, die in wirklich teils unzumutbaren Zuständen dort leben müssen. Wir, nämlich wir Wiener Gemeinderäte und Gemeinderätinnen, haben die Verpflichtung und müssen darauf schauen, dass wir sie nicht im Stich lassen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Maurer. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich erlaube mir, wieder zum Geschäftsstück zurückzukommen und auf einige konkrete Fragen, die im Zusammenhang mit dieser Anmietung gestellt wurden, einzugehen.

Eine Frage war: Sollte man überhaupt Anmietungen machen, oder soll man selbst bauen? - Ich meine, im konkreten Fall ist die Entscheidung wohl relativ klar und einfach zu treffen: An solch einem Standort wie jenem, an dem diese Anmietung geplant ist, selbst ein Grundstück zu erwerben, wäre wohl eine grobe Geldverschwendung und eine Bindung von Investitionsmitteln, die nicht vertretbar wäre.

Zur nächsten Frage, betreffend ein Konzept für Raumanmietungen, Verkäufe, Ankäufe, was auch immer. - Ich frage mich manchmal: Wozu gibt es die Ausschusssitzungen, wo diese Fragen nicht nur diskutiert wurden, sondern wo man auch, falls die Auskünfte zu wenig gewesen sein sollten, hätte nachfragen können? Meines Wissens wurde ausführlich erklärt, dass es sehr wohl in jedem Fall Überlegungen gibt. Einen längerfristigen oder langfristigen Masterplan zu erstellen, welche Räumlichkeiten wo welcher Dienststelle zugeordnet werden sollen, halte ich für undurchführbar und werde das auch gleich begründen. Ja, es wäre vielleicht ganz gut, um 10 oder 20 Dienstposten mehr zu schaffen, um hier eine gesamte Liste zu machen. Listen, wie Herr StR Ellensohn sie gefordert hat, kann man über alles machen. Natürlich kann man solche auch in diesem Zusammenhang machen, nur sollte man im konkreten Beispiel Folgendes berücksichtigen: 

Es handelt sich ja hier um die Administration der Wohnbeihilfe, und hier nur zwei einfache Zahlen: Im Jahr 2000 hat es 20 000 Anträge gegeben, im Jahr 2006 rund 55 000 Anträge. Innerhalb dieses Zeitraums von sechs Jahren hat sich das Aufkommen also um 170 Prozent erhöht. - Wie man so etwas hätte voraussehen können, weiß ich nicht. Es war unter anderem, wie wir hier auch schon Hunderte Male diskutiert haben, das „segensreiche" Wirken der früheren Bundesregierung, das dazu geführt hat, dass eben Wohnbeihilfe und Sozialkosten für die Stadt sehr stark angestiegen sind. Das war aber in diesem Ausmaß nicht vorauszusehen. 

Außerdem waren vorher drei Standorte: im 19. Bezirk, im 12. Bezirk und im 21. Bezirk. Ich zweifle hier an der Sinnhaftigkeit, diese Dienststellen zusammenzufassen, das halte ich nicht für gerechtfertigt. Es ist also, wie ich meine, sehr gut begründet. Dass noch zusätzlich Kosten anfallen - die selbstverständlich in einem normalen Wohnbau oder Bürogebäude nicht anfallen -, wenn man Behindertengerechtigkeit, erhöhte Be- und Entlüftung im Wartebereich und dergleichen mit berücksichtigt, ist auch selbstverständlich. Noch dazu hat der Amtsachverständige der MA 25 diese Mietkosten als angemessen angesetzt. 

Ich kann daher nur empfehlen, diesem Antrag mit gutem Gewissen zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Jene Kolleginnen und Kollegen, die mit dem Antrag der Frau Berichterstatterin einverstanden sind, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ beschlossen. 

Bei der Postnummer 40 liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Wer für die Postnummer 40 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN beschlossen. 

Die Postnummer 31 haben wir auch nur mehr abzustimmen. 

Wer der Postnummer 31 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ und somit mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 32. Sie betrifft ein Plandokument 7773 im 7. Bezirk, KatG Neubau. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin!

Ich werde nicht 15 oder 20 Minuten benötigen – ich habe schon 6 Minuten geredet -, aber nur zur Klarstellung:

Das vorliegende Plandokument in Neubau ist fast zur Gänze zu begrüßen - aber leider nur fast. Was die grundsätzlichen Zielrichtungen des Flächenwidmungsplanes in Neubau betrifft, unterstützen wir alles, insbesondere, was die Stiftskaserne betrifft, was das Museumsquartier betrifft, was die Mariahilfer Straße betrifft - alles. Aber wir unterstützen nicht, was ganz konkret die Siebensterngasse und die Breitegasse betrifft - ich möchte das hier auch nochmals besonders hervorheben -, weil sich hier wieder einmal ganz deutlich die Verkehrspolitik der Wiener SPÖ zeigt und weil wir hier ein weiteres Lehrbeispiel sehen können zu jenen Punkten, die wir heute Vormittag schon diskutiert haben. 

Heute Vormittag hat man Straßenbahn gegen 
U-Bahn ausgespielt. Man sagte: Eine U-Bahn kommt, und eine Straßenbahn darf nicht mehr fahren! - Jetzt ist in diesem Flächenwidmungsplan vorgesehen, dass die Straßenbahn nicht mehr zulässt, dass die Autos dort in ihre Häuser fahren dürfen. Also jetzt wird hier wieder der Autofahrer schikaniert, indem in diesem Flächenwidmungsplan festgelegt wird, dass in Zukunft bei allen Hausneubauten keine Garageneinfahrten mehr genehmigt werden dürfen. Und das kann ich nicht anders verstehen, als dass es hier offensichtlich eine rot-grüne Verständigung gegeben hat, denn im Entwurf I war das sehr wohl noch möglich. Und es ist auch grundsätzlich in den Flächenwidmungsplänen so, dass man eine Hauseinfahrt mit dem Auto ermöglicht, Garageneinfahrten zulässt. 

Heute Vormittag hat sich die Freiheitliche Partei noch als Autofahrerbeschützerpartei aufgespielt, doch jetzt möchte sie dem Plandokument zustimmen, was eindeutig gegen die Autobesitzer gerichtet ist. - Also, vielleicht können Sie das noch einmal überlegen. Wenn Sie für die Autobesitzer sind und wollen, dass auch im 7. Bezirk, der von einem grünen Bezirksvorsteher regiert wird, möglich ist, dass dort Autos weiterhin zu Hause sein dürfen, nämlich bei den Familien, die dort ihre Haushalte haben, und wenn Sie nicht, so wie Rot-Grün, auch der Meinung sind, dass bei diesen Haushalten kein Auto mehr sein darf, dann überlegen Sie sich noch, wie Sie heute abstimmen! Denn ansonsten ist es ganz klar - es gibt eine rot-grüne Vereinigung -: Im 7. Bezirk darf niemand mehr ein Auto haben! (GR Godwin Schuster: Wer sagt denn das? Wo steht das?) - Das ist die Absicht, die Sie haben. (GR Godwin Schuster: Das stimmt ja gar nicht!) Oder Sie verdrängen die Leute alle außerhalb des Bezirkes, damit sie dann vielleicht in die Garagen bei der Stadthalle gehen, die Sie neu errichtet haben. Da sollen sie dann im 15. Bezirk parken. (GR Godwin Schuster: Das ist Polemik jetzt!) Da könnte auch eine Absicht dahinter sein, damit man so still und leise dem Autofahrer das Autofahren verleidet. Das ist durchaus möglich. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das Gegeneinander-Ausspielen von Verkehrsteilnehmern ist keine vernünftige Verkehrspolitik. Wir bestehen darauf und würden uns sehr wünschen und bringen daher auch einen entsprechenden Abänderungsantrag ein, dass, so wie es die Bauordnung vorsieht, bei der Errichtung von neuen Wohnhäusern auch ein Garagenplatz pro Wohneinheit vorgesehen wird und dass dieser Garagenplatz auch eine Zufahrtsmöglichkeit erhält.

Sie, meine Damen und Herren, haben sich aus der Parkraumbewirtschaftung im letzten Jahr noch mehr Geld geholt, und in diesem Jahr holen Sie sich noch mehr. Im Vorjahr sind bereits 70 Millionen EUR übrig geblieben. Im heurigen Jahr schätzen wir, wenn Sie mit den Projekten zur Umsetzung des Garagenkonzeptes in diesem Tempo weitertun, dass wahrscheinlich 90 Millionen EUR im Topf sein werden und dieses ganze Geld nicht für den Garagenbau verwendet werden kann. 

Daher müssen wir ermöglichen, wenn schon die Stadt Wien nicht in der Lage ist, die entsprechenden öffentlichen Garagen zu errichten, dass zumindest die Hauszufahrten gesichert werden, dass man dort auch mit dem Auto zufahren kann. Denn ich sage Ihnen: Auch Autos müssen ihren Platz in Wien haben! Es darf daher nicht länger eine rot-grüne Vereinigung in diesem Punkt geben. - Ich bringe in diesem Sinne hiermit den Beschlussantrag ein. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Lindenmayr zum Wort.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe meinem Vorredner genau zugehört, und für mich gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder er hat die Intention nicht verstanden, warum dort diese Einfahrtensperre verordnet wird, oder er versucht hier ganz listig mit irgendwelchen trickreichen Argumentationen - obwohl er es verstanden hat - zu erreichen, dass hier maßgebliche Nachteile für die Bewohnerinnen und Bewohner und auch für die Autobesitzer eintreten. 

Denn warum? - Einerseits geht es natürlich darum, dass Fahrzeuge, die in ihre Garagen - wenn sie dort bestehen würden - hineinfahren, die Straßenbahnlinie 49 in dieser schmalen Straße sehr stark beeinträchtigen würden. Das bedeutet eine Benachteiligung des öffentlichen Verkehrs, und wir haben uns ja heute am Vormittag genau darüber unterhalten (Zwischenrufe bei der ÖVP.), dass es ganz, ganz wichtig ist, dass der öffentliche Verkehr attraktiv ist. 

Warum sage ich „listig"? - In diesem Antrag wird nämlich nur auf Neubauten Rücksicht genommen, es werden also darin Neubauten angeführt. Es geht aber darum, dass es eine Einbautensperre für alle Häuserfronten sein soll - von einem Neubau ist mir nichts bekannt. Mir ist auch gar nicht bekannt, dass es dort eine Baulücke gibt. Es gibt dort einfach kein Projekt, sondern es geht hier darum, dass die ÖVP einerseits Klein- und Kleinstgaragen in beispielsweise aufgelassenen Geschäften oder Ähnlichem schaffen möchte. Aber in diesen Klein- und Kleinstgaragen haben in aller Regel maximal genauso viele Fahrzeuge Platz - selbst wenn man Doppel– und Dreifachparker einplant, was im Allgemeinen ja ohnedies nicht der Fall ist, sondern meistens wird das nur ebenerdig geplant -, wie dadurch Stellplätze auf der Straße verloren gehen. Das heißt, man schafft hier zwar den einen oder anderen Stellplatz, aber gleichzeitig gehen mindestens genauso viele Stellplätze im öffentlichen Straßenraum verloren. 

Das ist also genau dieselbe Geschichte, die wir heute am Vormittag besprochen haben. Die ÖVP möchte mit diesem Antrag erreichen, dass wir ein Nullsummenspiel haben: Die Leute, die es sich halt leisten können, eine Garage zu haben, die bekommen den Parkplatz, aber im öffentlichen Straßenraum gehen genauso viele Parkplätze verloren, weil man ja Platz braucht für die Einfahrten, weil man Platz braucht auf Grund des Kurvenradius. Gerade in einer schmalen Straße braucht man einen sehr großen Kurvenradius, um eben in die Garage hineinzukommen. - Das heißt, es ist ein Nullsummenspiel: Einerseits werden für privilegierte zukünftige Parkplatzbesitzer in diesen ehemaligen Geschäften Parkplätze geschaffen, aber auf der Straße gehen genau so viele Stellplätze für alle anderen verloren. 

Und da das sehr, sehr durchsichtig ist - auch wenn Sie versucht haben, das sehr listig zu argumentieren -, werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster gelangt Herr GR Mag Maresch zum Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich finde es immer interessant, wenn die ÖVP auftritt und sagt: Es gibt ja eine rot-grüne gemeinsame Geschichte, und es geht immer wieder gegen die Wirtschaft, und es werden keine Garagen geschaffen, daher schaffen wir uns die Garagen in den Erdgeschoßzonen! 

Dann schauen wir uns einmal an, wie die Erdgeschoßzonen ausschauen, nachdem diese ganzen kleinen Garagen - sozusagen Schaufenstergaragen - geschaffen wurden!

Man geht also her und schafft zwei Garagen in einem ehemaligen Geschäft. Dann gibt es eine Gehsteigüberfahrt, und draußen bei der abgeschrägten Fläche fallen ein oder zwei Stellplätze weg. - Kollege Lindenmayr hat das gut argumentiert.

Aber überlegen Sie sich, es gibt ja noch ein zweites Argument, und es wundert mich, dass das natürlich dann von der ÖVP breitgetreten wird. Jetzt stellen Sie sich vor: Wie schaut eine Straße aus, wo es in der Erdgeschoßzone keine Geschäfte mehr gibt, sondern nur mehr Kleinstgaragen?! - Da denke ich mir, es kann doch nicht sein, dass die ÖVP wirklich glaubt, Straßenzüge zu beleben, indem man eine Garage in ehemalige Schaufenster hineinstellt. Ich denke mir, das ist so absurd, und die ÖVP sollte ihre Geschichte noch einmal überdenken und einmal nachdenken, ob das, was sie da betreibt, nicht wirtschaftsfeindlich ist. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 32.

Wer dieser Postnummer die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN so beschlossen.

Es liegt mir ein Beschlussantrag der ÖVP vor, der sinngemäß sagt, dass man diese Garagen erlauben soll.

Wer diesem Beschlussantrag, für den in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt ist, zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der ÖVP. Somit ist dieser Antrag nicht mit der erforderlichen Mehrheit ausgestattet.

Wir kommen nun zur Postnummer 33 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7795 im 1. Bezirk, KatG Innere Stadt. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Lindenmayr, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. – Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Zu dem vorliegenden Flächenwidmungsplan ist aus meiner Sicht und aus unserer Sicht nur lobenswert zu erwähnen – so, wie man es eigentlich auch beim vorigen Plan schon hätte sagen können -, dass viele Wünsche, die der Bezirk geäußert hat, und auch Stellungnahmen, die während der öffentlichen Auflage gekommen sind, da noch eingearbeitet wurden. Ich glaube, das ist eine Praxis, die durchaus gut ist und die man fortsetzen sollte. Es geht ja dabei auch darum, die Lebensqualität in der Stadt insgesamt zu verbessern. 

Somit komme ich auch schon zu meinem Antrag, der – zugegeben - mit diesem Flächenwidmungsplan nur sehr entfernt in einem Zusammenhang steht, aber es geht eben auch um die Lebensqualität in der Stadt. Es ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag, der jetzt entstanden ist im Zuge der Diskussionen, die sich ergeben haben aus dem Entscheid des Bundesvergabesenats zur Bahnhof-City, dass die ÖBB‑Immobilienmanagement GmbH einen öffentlichen EU-weiten Wettbewerb hätte ausschreiben müssen. Das Ganze ist natürlich insofern schon auch für uns relevant, weil dieser Wettbewerb in Zusammenarbeit mit der Wiener Stadtplanung ausgelobt wurde, also man da aus meiner Sicht eigentlich schon viel früher hätte eingreifen müssen. 

Wir haben im Juni 2005 hier im Wiener Gemeinderat einen Antrag der GRÜNEN betreffend faire Vergabeverfahren auch für die ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien einstimmig beschlossen. Es geht darum, dass eben auch die ausgegliederten Unternehmen und hundertprozentigen Töchter der Stadt Wien beste Qualität sicherstellen und mit gutem Vorbild vorangehen sollten, um unsere lebenswerte Stadt zu erhalten und noch zu verbessern. Wir waren uns da einig, haben das einstimmig beschlossen. 

Allerdings muss man sagen, dass es dann immer wieder Verfahren gegeben hat, wo Kritik laut wurde, dass man sich eben nicht an den Wettbewerbsleitfaden gehalten hatte, woraufhin wir dann eine Anfrage an die betroffenen Personen der Wiener Stadtregierung gestellt haben. Das war im April 2006. 

Rudolf Schicker hatte für das Ressort Stadtentwicklung und Verkehr geantwortet, dass es in seinem Geschäftsbereich kein ausgegliedertes Unternehmen gibt. Insofern - das stimmt - ist er weniger betroffen als andere, was die direkte Einflussnahme auf diese ausgegliederten Unternehmen betrifft. Allerdings hat er als Planungsstadtrat natürlich sehr wohl Verantwortung für das Stadtbild.

Erschreckend war in meinen Augen die Antwort des damaligen Finanzstadtrates Dr Sepp Rieder, und das sollte uns allen zu denken geben. Er hat sich bezogen auf ein Gutachten der Magistratsdirektion, was eigentlich unsere Beschlüsse hier im Wiener Gemeinderat sind, und ich zitiere wörtlich: Dieses Gutachten beschäftigt sich mit Willenskundgebungen des Gemeinderates, und das heißt eigentlich, das sind nur mehr oder weniger konkrete Wünsche, die im Rahmen eines de facto rechtsformungebundenen Beschlusses an die Vollziehung herangetragen werden können.

Das heißt also mehr oder weniger: Alles, was wir hier beschließen, sind eigentlich nur Wünsche des Gemeinderates, die wir an die Vollziehung herantragen können. Sie würden aber nicht mehr bedeuten. 

Er stellt weiters fest, dass eben das Gesellschaftsrecht verhindern würde, dass man in die ausgegliederten Unternehmen eingreift, dass also dort nur die Geschäftsführung zuständig wäre. 

Wie wir alle wissen, sind eben hundertprozentige Töchter sehr eng mit der Wiener Verwaltung verwoben. Es gibt auch in den Vorständen und in den Geschäftsführungsbereichen Magistratsleiter oder auch politische Vertreter, zumeist der SPÖ. Das heißt, wir hätten sehr wohl eine Möglichkeit, auf diese Unternehmen einzuwirken, in Zukunft faire Vergabeverfahren durchzuführen - im Sinne der Lebensqualität in dieser Stadt und auch im Sinne einer Transparenz und einer Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen, dass es eben nicht so läuft wie in manchen Geschäftsgruppen, dass an ehemalige Studienkollegen direkt vergeben wird. Da gibt es einige Geschäftsgruppen, die öfter negativ auffallen, die glauben, sie müssen sich an solche Beschlüsse überhaupt nicht halten, und andere, wo es zumindest zeitweise schon Verbesserungen gibt. 

Deshalb stelle ich diesen Antrag jetzt noch einmal ein bisschen konkreter, nämlich mit dem Zusatz, dass sich die zuständigen Organe der Stadt Wien und insbesondere die verantwortlichen Mitglieder der Wiener Stadtregierung dafür einsetzen sollen, dass der Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien für alle mehrheitlich im Besitz der Stadt Wien befindlichen Unternehmen verbindlich angewendet wird. 

Ich bringe diesen Antrag somit zur sofortigen Abstimmung ein.

Ich denke, dass in diesem Haus niemand etwas dagegen haben kann, dass wir uns in Zukunft noch besser an das Vergabegesetz halten und alle Dienststellen dazu aufgefordert werden, und rechne somit mit einer einstimmigen Zustimmung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Da ich mich als Berichterstatter an den Akt halte, möchte ich zu dem soeben eingebrachten Antrag nur so viel sagen: dass ich meiner Fraktion beziehungsweise überhaupt dem gesamten Haus empfehle, dem Antrag nicht zuzustimmen.

Zum ursprünglichen Aktenstück gab es keine Bemerkungen. Daher möchte ich Ihnen allen jetzt auch nicht sozusagen die Zeit stehlen und empfehle die Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 33 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN so beschlossen.

Mir liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN zur sofortigen Abstimmung vor. - Ich muss das nochmals vorlesen, denn das ist sehr lang: 

„Die zuständigen Organe der Stadt Wien, insbesondere die jeweils verantwortlichen Mitglieder der Wiener Stadtregierung werden aufgefordert, in Hinkunft dafür zu sorgen, dass der Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien für alle mehrheitlich im Besitz der Stadt Wien befindlichen Unternehmen verbindlich angewendet wird."

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ. Somit ist das nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur nichtöffentlichen Sitzung. Ich bitte die Herrschaften auf der Galerie, die Galerie zu räumen. 

(Schluss um 16.50 Uhr.)

